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Vorwort

In der vorliegenden Broschiire berichte ich gemall § 5 ThirBuBG dem
Tharinger Landtag Uber meine Tatigkeit im Jahr 2010.

Der Bericht ist (wie auch alle vorangegangenen Berichte) im Internet unter
www.bueb.thueringen.de verdffentlicht. Aus Griinden der sprachlichen
Vereinfachung wird im Bericht vom ,Blirger” gesprochen.

Der Jahresbericht 2010 ist der nunmehr zehnte Bericht, welcher gegenuber
dem Thuringer Landtag erstattet wird.

Erfurt, im Januar 2011

Silvia Liebaug
Blrgerbeauftragte


http://www.bueb.thueringen.de/

1 Grundsatzliches

11 Die Dienststelle der BUB

Der Dienststelle der BUB des Freistaats Thiiringen beim Thiiringer Landtag
gehéren die BUB, deren Stellvertreterin sowie drei weitere Mitarbeiterinnen
und ein Mitarbeiter an.

Seit der Aufnahme des Dienstbetriebes in der Dienststelle im Jahr 2001
wurden bis zum 31.12.2010 insgesamt 7.418 Anliegen von Blirgern bear-
beitet.

Mit Hilfe des hohen Engagements und Einfihlungsvermégens der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter konnten viele Konflikte gelost sowie Aus-
kinfte und Informationen erteilt werden.

1.2 Zusammenarbeit mit dem Petitionsausschuss des Thiiringer
Landtags

GemaR § 1 Abs. 4 ThirBuBG unterstiitzt die BUB den Petitionsausschuss
des Thiringer Landtags bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben und unter-
richtet diesen monatlich schriftlich Gber ihre Arbeit. Nach § 1 Abs. 5 Satz 1
ThirBiBG nimmt die BUB an den Sitzungen des Petitionsausschusses teil.



Im Berichtszeitraum hat die BUB an 11 Sitzungen des Petitionsaus-
schusses teilgenommen. Es wurden 2 Prifauftrage gemal § 8 Abs. 2
Satz 2 ThiirPetG erteilt.

1.3 Das Europaische Verbindungsnetz der Biirgerbeauftragten

Dem EOI gehéren nahezu alle Ombudsmann-Institutionen in Europa an, so
auch die BUB des Freistaats Thiringen. Das EOI ist ein Verein mit Sitz in
Innsbruck, der 6sterreichischem Recht unterliegt. Die Arbeit des EOI soll
u. a. die wissenschaftliche Behandlung und Forschung auf dem Gebiet von
Menschenrechts-, Burgerschutz- und Ombudsmann-Fragen fordern.

Am 26. und 27. September 2010 fand in Schwerin die Tagung der Vor-
sitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Petitionsausschisse des
Bundes und der Lander mit den parlamentarisch gewahiten BUB der
Bundesrepublik Deutschland und den benachbarten Landern Europas statt.
Im Rahmen der Eréffnung der Arbeitssitzung wirdigte der Vizeprasident
des Deutschen Bundestages, Dr. h. c. Wolfgang Thierse, die erfolgreiche
Arbeit des Petitionsausschusses des Deutschen Bundestages in den ver-
gangenen 61 Jahren. Schwerpunktthemen der Arbeitssitzung waren u. a.
die Thematik der offentlichen Petitionen, das Beschleunigungsgebot im
Petitionsverfahren sowie das Recht ausschussfremder Abgeordneter auf
Einsicht in Petitionsakten.

Die BUB des Freistaats Thiiringen ist auch in das Europaische Ver-
bindungsnetz der Ombudsleute [ENO] eingebunden. Unter der Leitung des
Europaischen Burgerbeauftragten fand in der Zeit vom 7. bis 9. November
2010 in Innsbruck das Siebte Regionalseminar der Ombudsleute statt. Im
Rahmen des Erfahrungsaustausches Uber das Recht der Europaischen
Union wurden Rechtsfragen von besonderem Interesse fir regionale Om-
budsleute diskutiert und das Anfrageverfahren des Europaischen Blirger-
beauftragten naher dargestellt. Gegenstand der Erérterungen waren auch
neueste Entwicklungen im Bereich des EU-Umweltrechts sowie Umwelt-
fragen in der Arbeit der regionalen Ombudsleute. Die Thiringer BUB be-
richtete in ihrem Diskussionsbeitrag Giber aktuelle Fallbeispiele.
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1.4 Das Treffen der Biirgerbeauftragten

Die parlamentarisch gewahlten BUB Deutschlands kamen am 25. und
26. September 2010 in Schwerin zu ihrem jéhrlichen Arbeitstreffen
zusammen.

Im Anschluss an die Jubildumsfeier ,15 Jahre Burgerbeauftragter in Meck-
lenburg-Vorpommern* berieten die BUB Uber aktuelle Schwerpunktthemen
ihrer Arbeit. Die Pressemitteilung der Beratung vom 26. September 2010
finden Sie unter http://www.thueringen.de/de/bueb/aktuelles/presse/.

TurnusgeméR hat am 1. Oktober 2010 der neue rheinland-pfalzische BUB,
Dieter Burgard, die Funktion des Sprechers der Arbeitsgemeinschaft der
parlamentarisch gewahlten BUB Deutschlands fiir ein Jahr Gibernommen.

2 Aus der Arbeit im Jahr 2010
21 Aktuelle Diskussionen zur Rechtsetzung
211 Kommunalabgaben - ein Dauerbrenner!

Aber: Anderung des Kommunalabgabenrechts beabsichtigt

Birgeranliegen zu Kommunalabgaben haben die BUB auch im Berichts-
zeitraum - dhnlich wie in den Vorjahren - wieder zahlreich beschéftigt. In
erster Linie wurden die Bereiche

- Wasser- und Abwassergebuhren

- Strallenausbaubeitrage

- Herstellungsbeitrage fur 6ffentliche Entwasserungseinrichtungen
- Abfallentsorgungsgebiihren

- Stralenreinigungsgeblihren

angesprochen. Im Zusammenhang mit dazu vorgelegten Bescheiden und
aufgeworfenen Fragestellungen erlauterte die BUB den Biirgern die gel-
tenden rechtlichen Bestimmungen, das Verfahren und die Hintergriinde der
Beitrags- und Gebulhrenerhebung sowie in Betracht kommende Recht-
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schutzmdglichkeiten, womit in einigen Fallen bereits eine Klarung oder
Entspannung der Situation herbeigefiihrt werden konnte.

Die Blrger duRerten aber auch in groem Umfang wieder grundsatzliche
Bedenken und Vorbehalte, insbesondere im Zusammenhang mit der Er-
hebung von - einmaligen oder wiederkehrenden — Strallenausbau-
beitragen. Diese empfinden die Birgerinnen und Birger haufig als un-
gerecht. Insbesondere wurde kritisiert, dass die Hohe der geforderten Bei-
trage in keinem Verhaltnis zu dem durch die Ausbaumalnahme vermit-
telten Vorteil stehe, von Gemeinde zu Gemeinde grofe Unterschiede ge-
rade im Hinblick auf StralRenausbaubeitrdge bestiinden und die Burger bei
der Frage, ob eine beitragspflichtige Maflnahme durchgefiihrt und wie die
Umsetzung konkret gestaltet werden solle, praktisch keinerlei Mitwirkungs-
und Mitentscheidungsmaoglichkeiten hatten.

Eine allumfassend befriedigende Lésung der Problematik der Kommunal-
abgaben und Bemihungen zur Regelung der Thematik sind daher zuge-
geben schwierig. Auch in meinen vorangegangenen Jahresberichten ab
2007 habe ich mich zu dieser Problematik bereits gedul3ert.

Hierzu liegt neben dem gemeinsamen Gesetzentwurf der Fraktionen
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und DIE LINKE zu einem ,Thiringer Gesetz
zur Abschaffung der Stralenausbau- und Abwasserbeitrage® (LT-
Drs. 5/1413) nun seit Ende des Berichtsjahres auch der Gesetzentwurf der
Landesregierung zur Anderung des ThirKAG (LT-Drs. 5/1759) vor, der
dem Innenausschuss zur weiteren Beratung Uberwiesen wurde.

Mit den vorgesehenen Anderungen des ThUrKAG ist beabsichtigt, den
Tharinger Kommunen in Zukunft deutlich mehr Spielraum bei der Erhebung
von Stralenausbaubeitragen einzurdaumen. So sollen die Kommunen ins-
besondere flexibler Uber die Hohe des gemeindlichen Eigenanteils ent-
scheiden kdnnen.

Die schwere Aufgabe, die sich im Zusammenhang mit einer Reform des
StraRenbaubeitragsrechtes zweifellos stellt, ist es, unter Beruicksichtigung
der berechtigten Interessen aller Beteiligten (Grundstiickseigentimer; Ge-
meinden, die entsprechend den gesetzlichen Vorgaben bereits Beitrage
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erhoben haben bzw. erheben; Gemeinden, die bislang keine Beitrage er-
hoben haben) und der mdéglichen Auswirkungen einer Gesetzesanderung
auf die kommunalen Finanzen sowie den Landeshaushalt eine gangbare
Lésung zu finden.

Der Gesetzentwurf der Landesregierung sieht im Wesentlichen Folgendes
VOor:

- Aufnahme von Definitionen alternativ geltender Ausnahmefalle in
Anlehnung an die Entscheidung des ThirOVG vom 31. Mai 2005
(Az.: 4 KO 1499/04) in das ThirkKAG

- Regelung gemeindlichen Ermessens, in Abhangigkeit von der Kas-
sen- bzw. Finanzlage den selbst zu tragenden Anteil an den Inves-
titionskosten zu erhdhen (z. B. 20 bis 80 v. H.)

- Beibehaltung der grundsatzlichen Beitragserhebungspflicht bei den
so genannten ,Altfallen” (abgeschlossene MalRnahmen ohne Sat-
zung), erganzt durch Ubergangsregelungen

- Ergdnzung der Anwendungshinweise des TIM zum ThurKAG
zwecks ,Deckelung“ der Hohe der Strallenausbaubeitrage

- Anpassung der Regelungen zum Abrechnungsgebiet bei der Er-
hebung wiederkehrender Beitrage

- Maoglichkeit des Nebeneinanders von wiederkehrenden und einma-
ligen Beitrdgen im Gemeindegebiet

- Uberpriifung der Angemessenheit des bei der Ermittlung des Bei-
tragssatzes bei wiederkehrenden Beitragen zu bericksichtigenden
Investitionszeitraumes

- Vermeidung von Doppelbelastungen durch Erganzung der Uber-
gangsregelung fir den Fall des Entstehens von einmaligen Bei-
tragen nach Erlass einer Satzung Uber die Erhebung von wieder-
kehrenden Beitragen

- Aufnahme einer ausdriicklichen Regelung zu den Grundsatzen der
Erforderlichkeit, Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit bei der Ent-
scheidung und Durchflihrung von Strallenausbaumaflnahmen und
zur Beitragsfreiheit von Instandsetzungs- und Unterhaltungs-
malnahmen

- Schaffung der Mdéglichkeit, zur Senkung der Investitionskosten fir
Anliegerstrallen bei gleichzeitiger Beibehaltung der Beitragsfahig-
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keit unter Bertcksichtigung der ortlichen Gegebenheiten hinter be-
stehenden Ausbaustandards zuriick bleiben zu kénnen, wobei Si-
cherheitsaspekte und die fir Anliegerstralen zu erwartende Le-
bensdauer dabei ausreichend zu bericksichtigen sind

- FuUhrung eines Preisspiegels durch das TLS sowie Verpflichtung
der Gemeinden, fir in ihrer Baulast liegende Straflen die Bau-
kosten in vergleichbaren GroRen (Euro/m? o. A.) aufgeschlisselt
nach Stralentypen und Teileinrichtungen zu melden

- Aufnahme einer Regelung zur Bestimmung der beitragspflichtigen
Grundsticksflache in Gebieten mit unvermessenen Hofraumen mit
dem Ziel der Gleichstellung der von der Stralienausbaumalinahme
bevorteilten Grundstiickseigentiimer in einer Gemeinde

- Aufnahme einer Regelung, die es den Gemeinden auch fiir den
Bereich des StralRenausbaubeitragsrechts ermdglicht, Beitrage fiir
die Dauer der kleingartnerischen Nutzung zu stunden

- Aufnahme einer Frist zum Satzungserlass, derzufolge die Gemein-
den zur Erhéhung der Rechtssicherheit flr die Blrger gehalten
sind, innerhalb von vier Jahren nach Abschluss einer MalRnahme
eine Satzung zu erlassen.

Insbesondere die geplanten Regelungen zur Erhéhung der Transparenz
der durch StraRenausbaumalinahmen verursachten Kosten einschlieRlich
des vom TLS zukinftig zu fiihrenden Preisspiegels sieht die BUB als
Schritt in die richtige Richtung an. Denn so wird es — im Gegensatz zur
aktuellen Situation — zukinftig mdglich sein, StralRenausbaumalnahmen in
Tharingen ungeachtet regionaler Besonderheiten besser zu vergleichen
und (zu) teure MalRnahmen herauszufiltern.

Im Zuge der beabsichtigen Neugestaltung des Thiringer Kommunalab-
gabenrechts wird es daher voraussichtlich noch erheblichen Diskussions-
und Abstimmungsbedarf geben und es bleibt abzuwarten, welche Ergeb-
nisse die vom Innenausschuss in der ersten Jahreshalfte geplante An-
hérung bringen wird und auf welchen Kompromiss sich die Abgeordneten
des Thuringer Landtags schliellich im Parlament werden verstandigen
kdénnen.
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2.2 Offentlichkeitsarbeit, Biirgersprechstunden und Ortstermine
2.2.1 Offentlichkeitsarbeit

Die Birgersprechstunden der BUB werden auf der Internetseite unter
www.bueb.thueringen.de verdffentlicht. Weiter werden in den jeweiligen
Amtsblattern der Landratsamter und kreisfreien Stadte die auswartigen
Birgersprechstunden angekiindigt und die ortliche Presse wird ebenfalls
um eine Verdffentlichung der vorgesehenen Birgersprechstunden vor Ort
gebeten.

Bei auswartigen Blrgersprechstunden nahm die oértliche Presse mehrfach
die Gelegenheit wahr, sich Gber vorgetragene Schwerpunktthemen zu er-
kundigen und um allgemein dartber zu berichten.

Im Rahmen einer Pressekonferenz am 10. Marz 2010 hat die BUB den
Bericht Uber die Tatigkeit im Jahr 2009 der Landtagsprasidentin, Birgit
Diezel, vorgestellt und tGbergeben.

Wahrend der Thiiringen Ausstellung auf der Messe Erfurt war die BUB am
12. Mérz 2010 mit einem Informationsstand vor Ort.

Auch am ,Tag der offenen Tur“ des Thuringer Landtags am 12. Juni 2010
waren die BUB mit ihren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter vertreten. Es
nutzten wieder viele Biirger die Gelegenheit, mit der BUB ins Gesprach zu
kommen. Es wurden auch konkrete Burgeranliegen vorgetragen, die ent-
weder gleich im Gesprach oder anschlieRend schriftich beantwortet
wurden.

222 Birgersprechstunden und Ortstermine

GemaR § 4 Abs. 1 ThirBuBG kann die BUB zur Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben Burgersprechstunden und Ortstermine durchfiihren.

Am Dienstsitz in Erfurt wurden im vergangenen Jahr insgesamt
28 ganztagige sowie zahlreiche Burgersprechstunden nach individueller
Terminvereinbarung durchgefihrt.
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In den Landratsamtern und Verwaltungen der kreisfreien Stadte fanden
22 Burgersprechstunden statt.

Im Berichtszeitraum wurden 22 Ortstermine durchgefuhrt.
2.3 Ubersicht zu den im Jahr 2010 behandelten Vorgingen

In einer Ubersicht mdchte ich einen Uberblick Giber die im Berichtszeitraum
behandelten Vorgange geben:

e Neueingange 2010
- insgesamt: 764
- davon im Berichtszeitraum erledigt: 648
- noch in Bearbeitung: 116

Zum 31.12.2010 war 1 Vorgang aus dem Jahr 2009 noch in Bearbeitung.

Im Berichtszeitraum wurden der BUB gemaR § 8 Abs. 2 Satz 2 ThirPetG
vom Petitionsausschuss insgesamt 2 Prifauftrage erteilt.
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2.31 Eingange nach Sachgebieten

Jahr
Eingdnge gesamt:

Kommunale Angelegenheiten

Soziales, Familie und Gesundheit

Bau und Verkehr

Wirtschaft, Technologie und Arbeit
Wirtschaft, Technologie

Arbeit, Grundsicherung, Arbeitsamt
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt
Polizei- und Ordnungsrecht, Innenverwaltung
Rechtspflege

Finanzwesen/Offene Vermdgensfragen
Wissenschaft, Bildung und Kultur
Sonstiges

20N A BADON=
N —

o

2.3.2 Abschliisse nach Sachgebieten

Jahr
Abschliisse gesamt:

Kommunale Angelegenheiten

Soziales, Familie und Gesundheit

Bau und Verkehr

Wirtschaft, Technologie und Arbeit
Wirtschaft, Technologie

Arbeit, Grundsicherung, Arbeitsamt
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt
Polizei- und Ordnungsrecht, Innenverwaltung
Rechtspflege

Finanzwesen/Offene Vermdgensfragen
Wissenschaft, Bildung und Kultur

0. Sonstiges

20N RABADON=
N —

2010
764

82
130
118

18
102
53

72
35
26
76

2010
735

82
127
116

19
105
43

68
32
20
71

2009
654

77
130
103

24
97
38
38
34
17
20
76

2009
658

75
130
90

27
101
39
42
33
18
21
82
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Von den insgesamt 735 erledigten Vorgangen im Jahr 2010 wurden

18

438 mit Auskunft erledigt,
118 tatsachlich erledigt oder haben sich in sonstiger Weise erledigt,

in 22 Fallen musste wegen gerichtlicher Verfahren von einer sach-
lichen Priifung abgesehen werden,

in 17 Fallen wurde der Vorgang abgeschlossen, da das vorge-
tragene Anliegen bereits Gegenstand eines Petitionsverfahrens nach
Artikel 14 der Verfassung war oder ist,

in 21 Fallen erfolgte der Abschluss, da aus anderen Griinden von
einer sachlichen Priifung abgesehen wurde,

in keinem Fall wurde von einer sachlichen Prifung wegen
staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsverfahren abgesehen,

in 91 Fallen erfolgte der Abschluss mit einer Weiterleitung an den
Petitionsausschuss und

in 28 Fallen fand eine Erledigung des Vorganges durch die BUB
statt, indem die Weiterleitung des Anliegens an die zustandige Stelle
erfolgte.



3 Einzelfalle
31 Kommunale Angelegenheiten

3141 Auskunftsbegehren abgelehnt — ein Fall fur das
Informationsfreiheitsgesetz

Ein Birger begehrte von der Stadtverwaltung seines Wohnortes die Er-
moglichung der Einsichtnahme in einen Griinanlagen-Pflegevertrag, den
die Kommune mit seinem Nachbarn bezuglich einer o6ffentlichen Grun-
flache abgeschlossen hatte. Dieses Einsichtnahmebegehren wurde von der
Stadt abgelehnt. Gegen diese Entscheidung erhob der Blrger Wider-
spruch, der der Kommunalaufsichtsbehorde des zustandigen LRA zur Ent-
scheidung vorlag. Diese hatte den Blrger in ihrer Eingangsbestatigung
darauf hingewiesen, dass der Widerspruch voraussichtlich wegen Unzu-
I&ssigkeit zurlickzuweisen sein werde, da es sich bei der Ablehnung des
Einsichthahmebegehrens nicht um einen rechtsmittelfahigen Verwaltungs-
akt handele.

Hiergegen bestanden seitens der BUB erhebliche Bedenken, da der Antrag
des Birgers auch mit Riicksicht auf § 133 BGB (,Bei der Auslegung einer
Willenserklarung ist der wirkliche Wille zu erforschen und nicht an dem
buchstéblichen Sinne des Ausdrucks zu haften.), der im 6ffentlichen Recht
entsprechend gilt, als Antrag nach dem TharlFG zu verstehen gewesen
sein dirfte, sodass die Ablehnung durchaus einen rechtsmittelfahigen Ver-
waltungsakt darstellt und somit Widerspruch statthaft ware.

Mit dieser Rechtsauffassung wandte sich die BUB an das LRA und bat um
RuckauBerung, wie angesichts dessen im Hinblick auf das Anliegen des
Bulrgers weiter verfahren werden solle.

In der Stellungnahme der Kommunalaufsichtsbehérde wurde lberraschen-
derweise weiterhin die Auffassung vertreten, dass die Ablehnung des vom
Birger gestellten Einsichtnahmeantrags in den Grunanlagen-Pflegevertrag
nicht als Verwaltungsakt im Sinne des IFG gewertet werden kdnne und
somit auch nicht widerspruchsfahig sei. AulRerdem bestehe das genannte
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Vertragsverhaltnis nicht mehr, sodass das Interesse des Bilrgers an der
Einsichtnahme entfallen sei.

In Anbetracht dieser unqualifizierten RiickduRerung bat die BUB das TIM
um eine Prufung und Bewertung des Sachverhalts.

Denn gemal dem in § 1 IFG verankerten Grundsatz hat jeder nach Malf3-
gabe des IFG gegeniiber den Behorden des Bundes einen Anspruch auf
Zugang zu amtlichen Informationen. GemaRl § 1 Abs. 1 des ThurlFG sind
die Vorschriften des IFG mit Ausnahme von § 10 Abs. 3 und §§ 12 bis 15
auf den Zugang zu amtlichen Informationen der Behdrden des Landes, der
Kdrperschaften, Anstalten und Stiftungen des o6ffentlichen Rechts, die un-
mittelbar oder mittelbar seiner Aufsicht unterstehen, entsprechend anzu-
wenden.

Vor dem Hintergrund der im IFG und in § 1 Abs. 3 ThurlFG genannten
Ausschlussgrinde fur den Anspruch auf Informationszugang erschien der
BUB die vom LRA gefiihrte Argumentation, die sich offenbar auf das nach
Mafgabe des § 1 Abs. 1 Satz 2 TharlFG geltend zu machende rechtliche
Interesse stutzt und zu dem Ergebnis kommt, dass wegen der inzwischen
erfolgten Aufhebung des Vertragsverhaltnisses zwischen dem Nachbarn
und der Stadt ein Einsichtnahmeinteresse dem Grunde nach entfallen sei
bzw. nicht bestehe, als unzutreffend. Dieser Argumentation konnte auch
deshalb nicht gefolgt werden, weil es fur den Zugang zu amtlichen Infor-
mationen nach dem IFG gerade unerheblich ist, aus welchen Motiven die
Information begehrt wird, sodass es beim vorliegenden Birgeranliegen
nicht darauf ankam, ob der dem Informationsbegehren zugrunde liegende
Vertrag noch galt oder nicht. Denn Sinn und Zweck des IFG ist es im Ge-
genteil gerade, das bisherige Regel-Ausnahme-Verhaltnis von Geheim-
haltung und Informationszugang umzukehren. Dies ist regelungstechnisch
dadurch umgesetzt worden, dass nicht fur das Informationsbegehren, son-
dern fur dessen Ablehnung ein berechtigtes Interesse bestehen muss, was
durch die Regelausschlussgriinde im Gesetz geschieht. Demzufolge hatte
nach Auffassung der BUB zumindest ein Verfahren nach § 7 IFG einge-
leitet werden missen, in dessen Verlauf sodann der Umfang und ggf. die
Art des Informationsanspruchs festzustellen gewesen ware.
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Diese Sicht der Dinge hat das TIM vollinhaltlich bestatigt und in seiner
Stellungnahme festgestellt, dass der Antrag des Biirgers auf Einsicht in
den Griinanlage-Pflegevertrag zwischen der Stadt und einem Dritten, dem
TharlFG, unterfalle, die Ablehnung des Antrags deshalb einen
- widerspruchsfahigen — Verwaltungsakt im Sinne des § 35 ThurVwVfG
darstelle und der vom LRA vorgebrachte Ablehnungsgrund ,Interessen-
fortfall* weder im ThirlFG noch im IFG normiert sei. Hierliber wurden die
Widerspruchsbehoérde und die Stadt vom TIM auf dem Dienstweg infor-
miert. Der Fall zeigt, dass in der Anwendung des IFG noch Unkenntnis
vorherrscht und daher in der Rechtsanwendung Unsicherheiten auftreten.

3.1.2 Bestattungswunsch Fried- oder Ruhewald

Ein Blrger, der den Wunsch hat, nach seinem Ableben im Wald bestattet
zu werden und darlegte, dass dies seinem Erkenntnisstand zufolge in
Thuringen nicht moglich sei, bat um Auskunft, weshalb Fried- oder Ruhe-
walder in Thuringen noch nicht bestehen und, ob bzw. auf welchem Wege
deren Einrichtung in Thiringen erreicht werden kann.

Gesetzliche Grundlage fir die Einrichtung von Friedhéfen im Freistaat ist
das ThiurBestG vom 19.05.2004. Danach sind Friedhéfe Einrichtungen, die
den Verstorbenen als wurdige Ruhestatte und der Pflege ihres Andenkens
gewidmet sind. Friedhofstrager kdnnen in Thiringen nur Gemeinden oder
Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sein, die Kérperschaften
des offentlichen Rechts sind. Gemeinden haben Friedhéfe anzulegen, zu
erweitern und zu unterhalten; sie sollen Leichenhallen errichten und unter-
halten, soweit ein 6ffentliches Bedirfnis besteht. Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften, die Korperschaften des offentlichen Rechts
sind, kdnnen eigene Friedhdéfe nach MalRgabe der geltenden Rechts-
vorschriften anlegen, erweitern und wiederbelegen sowie Leichenhallen
errichten.

Im Rahmen dieser Regelungen kénnen Friedhdfe auch in der Art von
Fried- und Ruhewaldern eingerichtet werden. Sollte ein Friedhofstrager die
Absicht haben, einen Friedhof in Form eines Fried- oder Ruhewaldes an-
zulegen, so ware allein hierflr keine besondere staatliche Genehmigung
erforderlich. Die Gemeinden kénnen im Rahmen ihrer kommunalen Selbst-
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verwaltung eigenstandig dartber entscheiden, ob sie ihre Friedhdfe in tra-
ditioneller oder der Art von Fried- und Ruhewaldern oder beidem neben-
einander ausgestalten.

Insoweit obliegt es also den Friedhofstragern, in eigener Verantwortung
ihre Entscheidungen hinsichtlich der Art und Anzahl ihrer Friedhdfe zu
treffen. Dabei darf jedoch nicht unbericksichtigt bleiben, dass es neben
dem Nachweis des Bedarfs flur die Einrichtung eines Fried- und Ruhe-
waldes kleineren Ortschaften bzw. Gemeinden schwer fallen dirfte, die mit
der Pflege und dem Erhalt eines bereits vorhandenen Friedhofs anfal-
lenden Kosten weiterhin decken zu kénnen.

Die Entscheidung darlber, inwiefern Verstorbene in einem Fried- oder
Ruhewald einer anderen Kommune beigesetzt werden konnen, ist jedem
Friedhofstrager freigestellt und ergibt sich in der Regel daraus, ob die Mdg-
lichkeit der Bestattung Ortsfremder in die Bestimmungen seiner Friedhofs-
ordnung aufgenommen wurde. Sofern die Friedhofsordnung hierzu keine
Aussagen trifft, ist nach dem ThirBestG die Bestattung Ortsfremder bei
berechtigtem Interesse grundsatzlich zuzulassen.

313 Ruhefristen fiir Urnengraber

Ein Birger hatte sich mit Riicksicht auf seine altersbedingt eingeschrankte
gesundheitliche Verfassung mit einem Antrag auf vorzeitige Aufldsung
eines Urnenwahlgrabes an die zustandige Friedhofsverwaltung gewandt.
Dieser Antrag war jedoch unter Verweis auf eine gesetzlich vorge-
schriebene Ruhefrist von 20 Jahren abgelehnt worden.

In einem deshalb an die BUB gerichteten Schreiben fiihrte der Blirger aus,
die aktuelle Gesetzeslage und die darauf basierende Friedhofssatzung
seien aus seiner Sicht als nicht mehr zeitgemal® zu erachten, weil viele
altere Menschen wegen abnehmender korperlicher Leistungsfahigkeit eine
angemessene Grabpflege nicht mehr gewahrleisten kénnten. Daher schiug
er in der Hoffnung auf eine Uberarbeitung und Anpassung der Ruhefristen
von Grabern im entsprechenden Thuringer Gesetz vor, die Ruhezeiten zu
verklrzen.
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Gemal § 31 Abs. 1 des im Jahre 2004 verabschiedeten ThiirBestG betragt
die Ruhezeit bei Erdbestattungen mindestens 20 Jahre, bei Urnenbei-
setzungen mindestens 15 Jahre. Diese Festsetzung von Mindestruhezeiten
geht auf Aspekte der Hygiene und der Pietat zurtick, wobei auf die Fest-
legung einer Ruhezeit fir Urnen — obwohl dies aus hygienischen Grinden
moglich ware — deshalb nicht generell verzichtet wird, da auch die so Be-
statteten den gleichen Anspruch auf pietatvolle Behandlung und Wahrung
der Totenruhe haben, wie Erdbestattete.

Weil die Formulierung des Gesetzestextes aber keine Ausnahmen zulasst
bzw. kein Ermessen einrdumt, waren die Vorstellungen des Burgers nur im
Wege einer Gesetzesanderung zu realisieren. Da Blrgerinnen und Blrger
gemal § 1 Abs. 2 Satz 2 des ThurPetG im Wege der Einreichung einer
Petition an den Thiringer Landtag auch Vorschlage zur Gesetzgebung
unterbreiten kdnnen, leitete die BUB das Anliegen des Blirgers gemaR § 1
Abs. 3 ThurBuBG zustandigkeitshalber an den Petitionsausschuss des
Thuringer Landtags weiter.

314 Wer den Schaden hat... — braucht den KSA nicht zu fragen!

Ein Birger hatte seinen Pkw auf einem offentlichen Parkplatz abgestellt.
Als er den Parkplatz am Abend des gleichen Tages wieder aufsuchte, war
sein Pkw verschwunden. Wie sich nach langeren Recherchen heraus-
stellte, war von einem auf dem stadtischen Randstreifen neben dem Park-
platz stehenden Alleebaum ein starkerer Ast herabgefallen und hatte die
Frontscheibe des Fahrzeuges durchschlagen. Zur Vermeidung weiteren
Schadens hatte die Polizei das Fahrzeug vorsorglich abschleppen lassen.
Infolge dieses Ereignisses waren dem Biirger bereits erhebliche Kosten
entstanden, zu deren Regulierung er einen Rechtsanwalt beauftragte.

Dieser suchte Kontakt zu dem zwischenzeitlich von der Kommune benach-
richtigten KSA, dem Haftpflichtversicherer der Stadte und Kommunen.
Dieser verneinte — wie fast schon Ublich — seine Einstandspflicht und for-
derte den Birger auf, die Schadenursache und die Verantwortlichkeit der
Stadt nachzuweisen. Da die Stadt die Badume jedoch bereits am Tag nach
dem Schadensfall verschnitten hatte und somit eine objektbezogene Be-
weisflhrung nicht mehr mdglich war, begehrte der von dem Geschadigten
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beauftragte Rechtsanwalt (iber den KSA bei der Kommune Einsichtnahme
in ein von der Stadt zur Standsicherheit des Baumes, der Bruchsicherheit
des Stammes und der Verkehrssicherheit in Auftrag gegebenes Gutachten,
dessen Existenz aus dem zwischenzeitlich gefuhrten Schriftwechsel her-
vorging. Diese Einsichtnahme wurde vom KSA jedoch ebenfalls verweigert.

Da dem Biirger — als dem fiir die schadenverursachende Kausalitat Nach-
weispflichtigen — damit jegliche Méglichkeit genommen war, den Kausali-
tatsnachweis zu fihren, wandte er sich empért an die BUB in dem Bestre-
ben, Einsichtnahme in das Gutachten zu erhalten.

Diese wies die Stadt darauf hin, dass sie zur Erméglichung der Einsicht-
nahme mindestens auf der Grundlage des ThirlFG verpflichtet sein durfte,
ganz unabhangig davon aber auch aus Griinden burgerfreundlichen, ko-
operativen Verhaltens gegeniber dem Geschadigten gut daran tate, zu
einer Aufklarung beizutragen, zumal ihr die hoéchst restriktive Regu-
lierungspraxis des KSA, die dem Geschadigten den Kausalitdtsnachweis
formlich aufnétigt, bekannt sein dirfte.

Wenig spater lie} das Stadtoberhaupt wissen, dass das Gutachten dem
Geschadigten in Kopie Ubersandt werde.

3.1.5 Offentlichkeit durch Abzaunung eines gemeindeeigenen
Feldweges ausgesperrt

In einem AuRensprechtag suchte ein Landwirt Rat bei der BUB, weil seine
Nachbarn einen bis dato fiir die Offentlichkeit nutzbaren, gemeindeeigenen
Feldweg eigenméachtig eingezdunt und somit faktisch abgesperrt hatten.
Auf Hbhe seiner beidseits des Feldweges gelegenen Grundstiicke hatten
die Nachbarn, so schilderte der Landwirt die Lage vor Ort, Schwenktore
errichtet und innerhalb des auf diese Weise eingefriedeten Wegestlickes
Materialen und Gegenstéande so abgelagert, dass selbst bei gedffneten
Toren ein ungehindertes Befahren des Weges nicht mehr moglich sei. So
konnte der Biirger sein landwirtschaftlich genutztes Grundstiick nicht mehr
erreichen und die bislang Ubliche Nutzung durch die Blrger des Ortes war
auch unterbunden. Die Kommune jedoch, so der Vorhalt des Blrgers, tue
nichts gegen diesen Zustand und lasse jede Unterstitzung vermissen.

24



Von der BUB um Stellungnahme gebeten, konterte die Stadt, zwischen
dem Landwirt und den Nachbarn werde ein bereits seit Jahren andau-
ernder Nachbarstreit gefiihrt, der nun in der aktuellen Problematik eskaliert
sei. Der von den Nachbarn angestrebte kdufliche Erwerb des Wegegrund-
stlickes sei nach einer Vor-Ort-Begehung durch den Ortsteilrat abgelehnt
worden; gleichzeitig habe der Rat aber entschieden, dass der Weg zu be-
raumen und fir die seinerzeitige Nutzung wieder frei zu machen sei.

Die BUB ersuchte die Kommune um eine Stellungnahme zu der Frage, ob
es sich um ein o6ffentliches oder ein privates Wegegrundstick handele und
— falls es o6ffentlicher Grund sei — um die zeitnahe und konsequente Um-
setzung des Ratsbeschlusses in Form der Wiederherstellung der Nutzbar-
keit durch die Offentlichkeit.

Hierauf reagierte die Stadt, indem sie den Nachbar des Biirgers unter Ter-
minsetzung aufforderte, die freie Zuganglichkeit des zwischen den
Grundsticken verlaufenden offentlichen Weges wieder herzustellen und
den Weg zu beraumen.

Diese Aufforderung setzte der Nachbar termingerecht um.
3.1.6 Kann ich auf den Erhalt meiner Kldranlage bestehen?

Ein Biirger hatte bei der BUB nachgefragt, ob es rechtlichen Bedenken
begegnet, dass der in seiner Region ansassige WAZV von ihm die Still-
legung seiner seit 33 Jahren betriebenen Kleinklaranlage mit gleichzei-
tigem Anschluss an die zentrale Abwasserentsorgungseinrichtung verlangt
und daraus resultierend ab diesem Zeitpunkt die auf einen Vollanschluss
zurlckgehenden Abwassergebihren ansetzt.

Dazu konnte dem Birger mitgeteilt werden, dass im Bereich bestimmter
offentlich betriebener Versorgungseinrichtungen, die gesundheits-, hy-
giene- oder umweltrelevant sind, die Moglichkeit der Anordnung eines ,An-
schluss- und Benutzungszwanges® besteht. Anschlusszwang bedeutet
dabei, dass der Verpflichtete Vorkehrungen treffen oder Vorrichtungen
dulden muss, die jederzeit die Benutzung der jeweiligen offentlichen Ein-
richtung ermoglichen; Benutzungszwang verpflichtet demgegentber zur
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tatsachlichen Benutzung der Anlage bzw. Inanspruchnahme der dort vor-
gehaltenen Leistung. Als Beispiele lassen sich hier insbesondere die Was-
server- und Abwasserentsorgung sowie generalklauselartig &hnliche der
Offentlichkeit dienliche Einrichtungen nennen.

Insbesondere in den ,neuen Bundeslandern“ befanden und befinden sich
derlei Einrichtungen nicht zuletzt wegen ihres Alters, jedoch mitunter nicht
oder nicht mehr in einem den Bedirfnissen einer modernen Gesellschaft
und den Anforderungen des Umweltrechtes entsprechenden Zustand. Die
mit der Aufgabe der Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung betrau-
ten Zweckverbande sind daher bemuht, hier nach und nach Abhilfe zu
schaffen. Dies geschieht insbesondere auch durch Infrastrukturmafl-
nahmen am o6ffentlichen Kanalnetz und das Bemuhen, fortlaufend moég-
lichst alle Grundstliicke an die offentliche Abwasserentsorgungsanlage
anzuschlieBen, um den Betrieb grundstiicksbezogener Kleinklaranlagen
zukunftig entbehrlich werden zu lassen.

Vor diesem Hintergrund begegnete es aus Sicht der BUB keinen recht-
lichen Bedenken, dass der WAZV dem Biirger und seiner Familie gegen-
Uber eben diesen Anschluss- und Benutzungszwang geltend machte. Bei
einem dann bestehenden Vollanschluss — wie in dem von dem Burger be-
schriebenen Fall — ist damit natlrlich auch die Stilllegung der bis dahin
betriebenen Kleinklaranlage verbunden. Insoweit war auch diese For-
derung des WAZV aus Sicht der BUB nicht zu beanstanden.

Seitens des WAZV wurde der BUB in diesem Zusammenhang versichert,
dass der Biirger gerne einen Termin mit einem dafir benannten Vertreter
des WAZV vereinbaren kénne. Dieser Mitarbeiter sei auch bereit, die auf
dem Grundstick des Blrgers abwasserseitig bestehenden Voraus-
setzungen vor Ort in Augenschein zu nehmen. Auch flr Veranderungen
bezlglich der Lage der Anschlussstelle sei er ansprechbar.

Vor diesem Hintergrund wurde dieses Burgeranliegen mit dem Hinweis an
den Burger, dass dieser die bei ihm im Zusammenhang mit seinem An-
schluss noch bestehenden Fragen in einem direkten Gesprach mit dem
WAZV klaren kénne, abgeschlossen.
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3.1.7 Freie Wahl beim Wasserver- bzw. Abwasserentsorger?

Mit dem Vorbringen, dass ihnen die Gebuhren fiir Wasser und Abwasser
des in ihrer Region ansassigen Zweckverbandes zu hoch seien, haben sich
mehrere Biirger an die BUB gewandt. Fiir sie ergab sich aus dieser Tat-
sache die Nachfrage, ob grundsatzlich die Mdglichkeit besteht, den An-
bieter ahnlich wie bei der Gas- bzw. Stromversorgung — das Vorhanden-
sein anderer Anbieter in der Region vorausgesetzt — zu wechseln.

Auf dieses Auskunftsersuchen hin wurden die Blrger darlber informiert,
dass — anders als bei der Strom- oder Gasversorgung — im Bereich der
Wasserver- und Abwasserentsorgung nicht die Mdoglichkeit besteht, zu
einem anderen, glinstigeren Anbieter zu wechseln. Aus gesundheitsrecht-
licher und umweltpolitischer Sicht ist eine Liberalisierung der Markte, die
auf dem Gas-, Strom-, und Telekommunikationsmarkt in den letzten Jahren
stattgefunden hat, hier auerst problematisch.

Denn die Wasserver- und die Abwasserentsorgung sind gemeindliche
Pflichtaufgaben, die als wesentlicher Bestandteil der kommunalen Da-
seinsvorsorge dem besonderen Schutz der verfassungsrechtlich gewahr-
leisteten Garantie der kommunalen Selbstverwaltung gemafR Art. 28
Abs. 2 GG unterliegen. Danach muss den Gemeinden das Recht
gewabhrleistet sein, alle Angelegenheiten der ortlichen Gemeinschaft im
Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln. Abwasserent-
sorgung ist darliber hinaus durch die einschlagigen gesetzlichen Bestim-
mungen des Bundes (WHG) und der Lander (Landeswassergesetze) als
offentlich-rechtlich gepragte Hoheitsaufgabe ausgestaltet.

Somit obliegt es ausschlieBlich den Gemeinden und Landkreisen als 6f-
fentlichen Aufgabentragern, die Aufgabe der Wasserver- und Abwasser-
entsorgung eigenverantwortlich wahrzunehmen. Diese wiederum konnen
sich auf der Grundlage des ThirKGG u. a. zu einem Zweckverband zu-
sammenschlielfen, um Aufgaben, zu deren Wahrnehmung sie berechtigt
oder verpflichtet sind, gemeinsam zu erfillen, wovon die Gemeinde der
Burger vorliegend auch Gebrauch gemacht hatte.
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Im Bereich bestimmter offentlich betriebener Versorgungseinrichtungen,
die gesundheits-, hygiene- oder umweltrelevant sind, besteht des Weiteren
die Mdglichkeit der Anordnung eines ,Anschluss- und Benutzungs-
zwanges“. Anschlusszwang bedeutet dabei, dass der Verpflichtete Vor-
kehrungen treffen oder Vorrichtungen dulden muss, die jederzeit die Be-
nutzung der jeweiligen 6ffentlichen Einrichtung ermdglichen; Benutzungs-
zwang verpflichtet demgegenuber zur tatsachlichen Benutzung der Anlage
bzw. Inanspruchnahme der dort vorgehaltenen Leistung. Als Beispiele las-
sen sich hier ebenfalls wieder die Wasserver- und Abwasserentsorgung
sowie der Friedhofszwang sowie generalklauselartig ahnliche der offent-
lichen Hygiene bzw. Gesundheit dienliche Einrichtungen nennen. Eine
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang ist jedoch nur in den in
der Satzung des jeweiligen Aufgabentragers vorgesehenen Fallen mdglich.
Die Hohe der Gebihren - wie von den Burgern angefihrt — ist dafiir regel-
mafig so auch hier kein hinreichender Grund.

Mit diesen Informationen konnte die von den Bilirgern aufgeworfene Frage
beantwortet werden, wenn auch nicht so, wie erhofft. Die Erlauterung der
Hintergriinde flihrte aber auch hier zu gewachsenem Verstandnis auf Sei-
ten der Betroffenen.

3.1.8 Grundgebiihrenpflicht fiir im Ausland lebenden Sohn?

In einer abfallrechtlichen Angelegenheit hatte sich ein Birger — auch im
Interesse seines Sohnes — an die BUB gewandt.

Sein Sohn, so trug der Burger vor, lebe seit ca. 10 Jahren in der Schweiz
und besuche einmal im Jahr seine Eltern, bei denen er nach wie vor melde-
rechtlich erfasst sei. Bis Ende 2009 sei sein Sohn aus diesem Grund an-
tragsgemal vom zustandigen Abfallwirtschaftsbetrieb von der Zahlung der
Grundgebtihr fir die Abfallentsorgung befreit worden. Zu seinem Be-
freiungsantrag fur das Jahr 2010 sei ihm jedoch — Uberraschenderweise —
mitgeteilt worden, dass eine Befreiung von der Gebihrenpflicht in der Ge-
bihrensatzung fiir die 6ffentliche Abfallentsorgung nicht vorgesehen sei,
weswegen sein Sohn im Rahmen der Bemessung der Grundgebihren bei
der Zahl der im Haushalt lebenden Personen berlcksichtigt werden misse,
da er auch noch dort gemeldet sei.
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Diesen plétzlichen Sinneswandel des Abfallwirtschaftsbetriebes konnten
sich weder Sohn noch Eltern erklaren und suchten deshalb Rat bei der
BUB. Nach deren — vom TLVWA unterstiitzter — Intervention lieR der Ab-
fallwirtschaftsbetrieb wissen, dass die bis Ende 2009 gewahrte Grund-
gebuhrenbefreiung uneingeschrankt weiter gewahrt werde, da sich — wie
auch vom Burger vorgetragen — die der Geblhrenberechnung bisher
zugrunde liegenden Sachverhaltsumstande nicht geandert hatten. Nach-
dem der Erlass des dadurch erforderlich gewordenen, geanderten Ge-
bihrenbescheides dem Birger kurzfristig in Aussicht gestellt wurde, konnte
dieses Biirgeranliegen mit einem doch sehr erfreulichen Ergebnis abge-
schlossen werden.

3.2 Soziales, Familie und Gesundheit
3.21 Gesprach vermittelt — Problem gelost

Ein Burger, der Leistungen zur Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung erhalt, wandte sich an die BUB, weil er vom Vermieter seiner
kleinen Wohnung, einer den Stadtwerken zugehdérigen kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaft, Nachricht Uber die Erhéhung der Nebenkosten-
pauschale erhalten hatte. Diese Erhdhung ging darauf zurlck, dass der
Vermieter die Reinigungsleistungen fir das betroffene Mehrfamilienhaus
an eine Fremdfirma vergeben hatte und somit Kosten anfielen. Fir den
Blrger bedeuteten diese zusatzlichen Nebenkosten in Anbetracht seiner
geringen Einkinfte eine nicht unerhebliche finanzielle Belastung, weshalb
er sich mit Nachdruck gegen die Erh6hung wandte und mit der Wohnungs-
baugesellschaft einen ausgedehnten, wenig freundlichen Schriftwechsel
fuhrte.

Vor diesem Hintergrund informierte die BUB den Blirger zunéchst lber die
rechtlichen und tatsachlich-praktischen Hintergriinde der Angelegenheit.
So insbesondere auch Uber die bei mietrechtlichen Angelegenheiten
grundsatzlich fehlenden Zustandigkeit der BUB machte die BUB den
Blrger darauf aufmerksam, dass der mit der Wohnungsbaugesellschaft ab-
geschlossener Mietvertrag bezlglich der Nebenkosten eine eindeutige
Regelung enthalte, und zwar insbesondere auch zur Hausreinigung und zu
nach Abschluss des Vertrages diesbezliglich hinzutretenden Kosten.
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In mehreren mit dem Burger in der Folge gefiihrten Telefonaten stellte sich
dann heraus, dass die eigentliche Ursache fir die Auseinandersetzung viel
tiefer lag: Aus Sicht der Mieter gab es beziiglich des Mietshauses noch
mehrere andere Probleme, derentwegen man sich an den Vermieter ge-
wandt hatte, letztlich aber keine befriedigende Ldsung erzielen konnte.
Insbesondere beklagten die Mieter, fur die die Nebenkostensteigerung
deshalb besonders argerlich war, eine faktisch nicht stattfindende Kommu-
nikation zwischen ihnen und dem Vermieter.

Die BUB setzte sich hierauf mit dem zusténdigen Ansprechpartner bei der
Wohnungsbaugesellschaft in Verbindung, klarte den Hintergrund der Aus-
einandersetzung auf und motivierte zur Durchflihrung eines gemeinsamen
Gespraches mit Ortsbegehung, bei dem die Mieter die Mdglichkeit haben
sollten, Vertreter des Vermieters auf die bestehenden Probleme und
Mangel aufmerksam zu machen und gemeinsam Ldsungen zu erarbeiten.
Dieses Gesprach konnte alsbald realisiert werden und fiihrte zu einer
nachhaltigen Klarung der Angelegenheit und deutlichen Verbesserung des
Verhaltnisses zwischen Mietern und Vermieter.

3.2.2 Bekommt die Berufsgenossenschaft etwa doppelt Beitrage?

Wegen der Beitragsforderung einer Landwirtschaftlichen Berufsgenossen-
schaft (LBG) fiur ein land- und forstwirtschaftlich genutztes Grundstick
wandte sich ein Biirger an die BUB und schilderte ihr, dass das Grundstiick
zur Halfte ihm und zur anderen Halfte seinem Grof3cousin gehore, die BG
aber fortlaufend nur von ihm allein den vollen Beitrag verlange. Diese von
dem Blurger als grobe Ungerechtigkeit wahrgenommene Vorgehensweise
und sein Protest dagegen hatten Uber die Zeit zu einem ,gordischen Kno-
ten“ kommunikativer Missverstandnisse und schliellich zu einer schon
mehrere Jahre wahrenden Auseinandersetzung mit der BG gefiihrt, bei der
es nun ,nicht mehr vor und nicht mehr zurlick” ging.

Die BUB konnte jedoch recht rasch ,Licht ins Dunkel“ bringen und infor-
mierte den Blrger darlber, dass das SGB VIl die so genannte gesetzliche
Unfallversicherung regle und als Trager dieser gesetzlichen Unfallver-
sicherung die BG bestimme. Diese sind Koérperschaften des 6ffentlichen
Rechts, also staatliche Organisationseinheiten, die zur Erflllung der ihnen
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obliegenden Aufgaben und der hierflir notwendigen Durchsetzung mit ho-
heitlicher Gewalt ausgestattet sind. Insbesondere verfligen sie zum
Zwecke der sachdienlichen Erflllungen und Durchsetzung ihrer Aufgaben
Uber eine eigene Rechtssetzungsbefugnis, d. h., sie kénnen das fir ihre
Fachaufgabe zwischen ihnen und ihren Mitgliedern geltende Recht — in
gewissem Maf3e und beaufsichtigt durch die staatliche Aufsichtsbehérde —
selbst gestalten. Dies geschieht durch den Erlass von Satzungen. Mitglied
einer Berufsgenossenschaft (BG) wird man jedoch nicht, wie etwa in einem
Verein, freiwillig, sondern gewissermallen zwangsweise kraft Gesetzes,
wenn und soweit eine der gesetzlichen Unfallversicherung unterfallende
Tatigkeit in dem jeweiligen Fachspektrum ausgeutbt wird.

Trager der gesetzlichen Unfallversicherung ist so die LBG, siehe § 123
SGB VII. Deren Aufgabe ist es, im Bereich der Land- und Forstwirtschaft
mit allen geeigneten Mitteln Arbeitsunfalle und Berufskrankheiten sowie
arbeitsbedingte Gesundheitsgefahren zu verhiten und nach Eintritt von
Arbeitsunféllen oder Berufskrankheiten die Gesundheit und die Leistungs-
fahigkeit der Versicherten mit allen geeigneten Mitteln wiederherzustellen
und sie oder ihre Hinterbliebenen durch Geldleistungen zu entschadigen.

Um diese wichtige gesetzliche Aufgabe erflllen zu kénnen, erhebt die LBG
— wie die anderen BG auch — von denjenigen Beitrage, die ein land- oder
forstwirtschaftliches ,Unternehmen® betreiben (vgl. § 152 SGB VII), wobei
der Begriff ,Unternehmen® hier abstrakt gemeint ist und auch die land- oder
forstwirtschaftliche Flachennutzung einschlief3t. Ankniipfungspunkt fir die
Beitragspflichtigkeit sind also nicht die Eigentumsverhalinisse an einem
Grundstiick, sondern die Nutzungsverhaltnisse.

Hier kann es sein, dass zwischen Grundstiickseigentimer und Nutzer Per-
sonenidentitat besteht oder aber, dass diese eben fehlt. In den allermeisten
Fallen ist es zwar so, dass Eigentiimer und Nutzungsberechtigter identisch
sind, weshalb sich die LBG bei der Beitragserhebung auch (zunachst) an
den oder die Eigentimer wendet, die dann — sofern sie nicht selbst Nut-
zungsberechtigte sind — die LBG an den oder die Nutzungsberechtigten
und damit Beitragspflichtigen weiterverweisen kénnen.
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Mitunter kommt es — z. B. nach Erbféllen — aber auch zu der Konstellation,
dass mehrere Personen, Eigentimer oder Nutzer eines land- oder forst-
wirtschaftlichen Grundstiicks sind. Mehrere Eigentimer oder Nutzer wer-
den in Bezug auf das betreffende Grundstiick dann als Miteigentimer bzw.
Mitnutzer bezeichnet und hinsichtlich der Beitragspflicht bei der LBG als
,Mitunternehmer*.

Gemal der Satzung der im Fall betroffenen LBG hafteten die so genannten
Mitunternehmer fir die an die LBG zu zahlenden Beitrage als Gesamt-
schuldner. Das bedeutet rechtlich, dass zwar mehrere (ideell) eine Leistung
schulden, aber jeder von ihnen die ganze Leistung bewirken muss, der
Glaubiger die Leistung aber nur einmal fordern darf. § 421 BGB bestimmt
weiter, dass der Glaubiger die Leistung nach seinem Belieben von jedem
der Schuldner ganz oder zu einem Teil fordern kann und bis zur Bewirkung
der ganzen Leistung samtliche Schuldner verpflichtet bleiben.

Fir Beitrage an die BG heillt das praktisch, dass diese den ihr fir ein
Grundstlck zustehenden Beitrag natlrlich nur einmal fordern darf, hierbei
aber die Wahl hat, ob sie ihn von den mehreren Beitragspflichtigen nach
deren ideellem Grundstiicksanteil anteilig einfordert oder ob sie den Bei-
trag im Ganzen einmal nur von einem der Beteiligten (der sich dann sei-
nerseits bei seinen Mitbeteiligten deren Anteil, den sie am Beitrag zu tra-
gen haben, wiedergeben lassen kann) fordert.

Da beitragsfinanzierte Korperschaften des offentlichen Rechts eine wich-
tige offentliche Aufgabe zu erfiillen haben, bei deren Wahrnehmung sie auf
den zuverlassigen Zufluss der Beitrage angewiesen sind, wird darauf ge-
achtet, dass dies sichergestellt ist. Deshalb macht eine BG bei mehreren
Beitragspflichtigen regelmafig von der Mdoglichkeit Gebrauch, sich beim
Eintreiben der Beitragsforderung nur an einen der Beteiligten zu halten und
die Beitragsforderung nur tber diesen abzuwickeln, um bei etwaiger Bei-
tragssaumnis auch nur einen Schuldner zu haben, sodass die nétigenfalls
zwangsweise Inanspruchnahme bzw. Haftung fir saumige Beitrage
schneller und einfacher durchsetzbar ist.

So verhélt es sich auch im gegebenen Fall, weshalb weder die Vor-
gehensweise der LBG noch deren Ausfiihrungen in den jeweiligen Schrei-
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ben an den Birger zu beanstanden waren. Mit dieser Auskunft und den
vermittelten Hintergrinden und Erlduterungen konnte die BUB Missver-
stédndnisse klaren, Argwohn beseitigen und so einen wesentlichen Beitrag
zu einem zuklnftig gedeihlichen Auskommen zwischen Birger und BG
leisten.

3.2.3 Entsorgung und Riicknahme alter bzw. nicht mehr benétigter
Arzneimittel

Im Berichtszeitraum hatte sich die BUB mit der von einem Biirger aufge-
worfenen Frage zu beschaftigen, warum nicht verwendete und abgelaufene
Medikamente von Apotheken nicht mehr zurickgenommen wirden.

In dieser Angelegenheit hat das TMLFUN eine Verbraucherinformation in
Form eines Faltblattes herausgegeben unter dem Titel ,Alte Arzneimittel
richtig entsorgen®. Das deshalb um Zuarbeit gebetene TMLFUN teilte der
BUB unter Beteiligung des TMSFG mit, dass alle im Faltblatt genannten
Entsorgungswege flr Altarzneimittel als gleichwertig zu betrachten seien,
da die Beseitigung der Uber die unterschiedlichsten Wege eingesammelten
Altarzneimittel in jedem Fall durch thermische Behandlung (Millverbren-
nung) erfolge. So kdnnten Verbraucher beispielsweise ihre Uberlagerten
oder nicht mehr bendtigten Arzneimittel an Apotheken zurtickgeben. Aller-
dings liege es in der freien Entscheidung jeder Apotheke, ob sie diese Ser-
viceleistung anbietet oder nicht.

Arzneimittel kénnen daneben auch iber die Schadstoffsammlung der
Landkreise und kreisfreien Stadte entsorgt werden. Haushalte, deren
Restmdillentsorgung Uber die Mullverbrennung erfolgt, kénnen geringe
Mengen von Altmedikamenten in die Restmulltonne geben. Auf keinen Fall
sollten Arzneimittel in die Toilette oder in das Abwasser gegeben werden.

3.24 Kiirzung des Zugangsfaktors bei Erwerbsminderungsrenten
verfassungsgemaR? - Burger verlieren den Durchblick bei
der héchstrichterlichen Rechtsprechung

Ein Ehepaar suchte in einer rentenrechtlichen Angelegenheit Rat bei der
BUB. Die Ehefrau erhielt aufgrund einer Krebserkrankung EU-Rente, aller-
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dings mit einem — wegen des noch nicht erreichten 60. Lebensjahres —
reduzierten Zugangsfaktors. Diese Verfahrensweise, so trugen die Ehe-
leute vor, habe das BSG unter einem namentlich genannten Richter flr
rechtswidrig erklart. Ein daraufhin an die DRV Mitteldeutschland gesandter
Antrag auf Uberprifung der Rente sei dahingehend beantwortet worden,
dass man anderer Meinung sei und weitere Musterprozesse abwarten
wolle. Nun habe das BSG den namentlich bekannten Richter kaltgestellt
und die Urteile einem anderen Senat Ubertragen, der auch prompt einige
Falle der Klager zuriickgewiesen habe. Hierauf habe die DRV Mittel-
deutschland in eigener Sache mitgeteilt, dass demgemall auch dieser
Uberpriifungsantrag  abzulehnen sei. Allerdings sei Verfassungs-
beschwerde eingereicht worden, sodass der Fall immer noch nicht abge-
schlossen werden kdonne. Angesichts dessen begehrten die Eheleute Aus-
kunft zum gegenwartigen Stand der Dinge und zu der Frage, ob Aussichten
bestiinden, (Zitat: ,einen Abschluss zu erleben®).

Hierauf erlduterte die BUB dem Ehepaar die Hintergriinde: Seit einigen
Jahren mussen Versicherte, die eine Altersrente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung vor dem 65. Lebensjahr in Anspruch nehmen, eine
Rentenkirzung (Rentenabschlag) hinnehmen, deren Umfang sich nach der
Anzahl der Monate richtet, um welche die Rente vor der Regelaltersgrenze
beginnt. Versicherte, die ihre Altersrente erst nach dem 65. Lebensjahr in
Anspruch nehmen, bekommen demgegeniber eine hdhere Rente. Fir die
Zeit ab 2001 (mit einer Ubergangsphase bis 2004) sind die Bestimmungen
Uber diesen Rentenabschlag auf EU- und Hinterbliebenenrenten aus-
gedehnt worden.

Hiergegen nahmen Betroffene sozialgerichtlichen Rechtsschutz in An-
spruch, worauf der 4. Senat beim BSG in einem umstrittenen Urteil (Urteil
vom 16.05.2006, Az.: B 4 RA 22/05 R) im Jahre 2006 entschied, dass die
Kirzung des Zugangsfaktors bei EU-Renten vor dem 60. Lebensjahr nicht
verfassungsgemal sei. Die Rentenversicherungstrager betrachteten das
Urteil jedoch lediglich als Einzelfallentscheidung, beriefen sich auf eine
andere Auslegung der Vorschriften und folgten dem Urteil in anderen als
dem konkret entschiedenen Fall nicht.
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Parallel dazu hatten der Sozialverband VdK Deutschland e.V. und andere
Verbande zur Klarung der rechtlichen Streitfrage jedoch weitere Muster-
streitverfahren durch die Instanzen bis zum BSG gefiihrt und auch bei den
beiden anderen fur Rentenversicherungsfragen zustandigen Senaten an-
hangig gemacht.

Im Januar 2008 hat dann der 5a. Senat des BSG die Kirzung des Zu-
gangsfaktors in o. g. Fallen fir rechtmaRig erklart und damit die
Rechtsauffassung der Rentenversicherungstrager bestatigt. Aufgrund des
(gegenteiligen) Urteils des 4. Senats konnte der 5a. Senat allerdings nicht
endglltig entscheiden, sondern fragte (wegen der nun zwischen zwei zu-
stdndigen Senaten des gleichen Gerichtes bestehenden Uneinigkeit) zu-
nachst beim ebenfalls auch flir Rentenversicherungsfragen zustandigen
13. Senat an, ob dieser an der Rechtsprechung des 4. Senats festhalte
oder diese ebenfalls verwerfen wirde. Mit Beschlissen vom 26.06.2008
hat der 13. Senat auf die Anfragen des 5a. Senats erklart, dass er an der
Rechtsauffassung des 4. Senats nicht festhalte und eine Absenkung des
Zugangsfaktors vor dem 60. Lebensjahr des Versicherten flr zulassig
halte.

Damit ist der 4. Senat von den beiden anderen, aul3er ihm zusatzlich noch
zustandigen Richtergremien des BSG gewissermalien ,uberstimmt® wor-
den, sodass die von ihm entwickelte Rechtsprechung gleichsam ,hinfallig*
wurde. Dies und der Umstand, dass verschiedene Senate eines obersten
Bundesgerichts zu einer umstrittenen Rechtsfrage unterschiedliche Auf-
fassungen vertreten, ist ein vollig normaler Vorgang. Davon, dass das BSG
einen bestimmten Richter ,kaltgestellt* und Urteile - gleichsam willkrlich —
einem anderen Senat Ubertragen habe, wie die Eheleute meinten, konnte
also keinesfalls die Rede sein, zumal die Geschaftsverteilung an Gerich-
ten im vorhinein durch Geschéaftsverteilungsplane festgelegt ist und Richter
richterliche Unabhangigkeit genielRen, in die einzugreifen niemandem ge-
stattet ist.

Die einzige prozessrechtliche Mdglichkeit, eine solche von einem obersten

Bundesgericht vertretene Rechtsauffassung nochmals zur Uberprifung zu
stellen, liegt im Gang zum BVerfG. Deshalb haben der DGB, der SoVD und
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der Sozialverband VdK Deutschland e.V. in der Sache Verfassungs-
beschwerde erhoben.

Obgleich eine Aussage dariber, wann in diesem Verfahren nun mit einer
Entscheidung gerechnet werden kann, nicht moéglich war und demnach
auch von der BUB nicht getroffen werden konnte, ist der Fall doch ein be-
redtes Beispiel dafir, wie das Wirken der BUB als kommunikativer
Dienstleister Fehlvorstellungen Uber Ablaufe im demokratischen Rechts-
staat beseitigen und so wieder Vertrauen in die staatlichen Institutionen
herstellen kann.

3.2.5 Anfragen zur Zuerkennung des GdB bzw. eines
Merkzeichens

Auch in diesem Berichtszeitraum wandten sich wieder Biirger an die BUB,
weil sie mit der Entscheidung Uber die Zuerkennung des GdB und/oder mit
der Ablehnung eines Merkzeichens nicht einverstanden waren. Auf die
gutachterliche Beurteilung des Gesundheitszustandes kann die BUB kei-
nen Einfluss nehmen. Sofern die Birger die lange Bearbeitungsdauer bzw.
die ausstehende Bescheidung hinterfragten, konnte die BUB in den meis-
ten Fallen erwirken, dass ein Sachfortschritt erzielt und die zeitnahe Bear-
beitung zugesagt wurde. In anderen Fallen hat die Einschaltung der BUB
auch dazu gefihrt, dass weitere Gutachten in die Beurteilung eingeflossen
sind bzw. aktuelle Gutachten in Auftrag gegeben wurden. Zur aktuellen
Verfahrenssituation im Bereich des Schwerbehinderten- bzw. Integrations-
rechts (SGB IX) in Thiringen ist auf die kleine Anfrage 644 und deren Be-
antwortung durch die Landesregierung hinzuweisen (LT-Drs. 5/1387) vom
24.08.2010.

3.2.6 Berufspflichten eines Apothekers

Ein an dauerhaft behandlungsbediirftigem Diabetes leidender alterer Biir-
ger hatte der BUB geschildert, dass er sich unter Vorlage des ent-
sprechenden arztlichen Rezeptes in einer Apotheke ein ihm verordnetes
Medikament habe beschaffen wollen. Da dieses nicht vorratig gewesen sei,
habe es bestellt werden missen. Im Vertrauen auf eine zugige Beschaf-
fung durch die Apotheke, die in aller Regel auch mdglich ist, hatte sich der
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Birger hierauf eingelassen, wurde dann jedoch von der Apotheke bei sei-
nen taglichen Nachfragen nach dem Medikament immer wieder vertrostet.
Letztlich wurde das bendétigte Praparat erst nach einer Woche bereit-
gestellt, was den Betroffenen nur deshalb nicht in eine bedrohliche Situ-
ation brachte, weil er noch Gber einen geringen Restvorrat des bendtigten
Medikamentes verfiigte. Der Birger hielt die Vorgehensweise der Apo-
theke nachvollziehbarerweise fiir nicht in Ordnung und bat die BUB daher
um Auskunft und Hinweise, wie er sich verhalten und an wen er sich wen-
den koénne, wenn ein solcher Sachverhalt noch einmal auftreten sollte.

Die BUB informierte den Biirger dariiber, dass die Apothekerinnen und
Apotheker wegen ihres gesetzlichen Auftrages, die ordnungsgemafe Ver-
sorgung der Bevdlkerung mit Arzneimitteln sicherzustellen, wie die Arzte,
Zahnarzte und Tierarzte Angehérige eines Heilberufes seien. Sie Uben
einen freien Beruf aus, sind zugleich aber auch Gewerbetreibende und
Kaufleute.

Begibt sich daher ein Kunde in eine Apotheke, um ein bestimmtes Medi-
kament zu erhalten, welches nicht sogleich vorratig ist, sodass bis zur
Verfugbarkeit eine gewisse Zeit verstreicht, steht es dem Kunden frei, eine
andere Apotheke aufzusuchen, um dort zu versuchen, das benétigte Medi-
kament gleich zu bekommen. Diese Entscheidung des Kunden setzt aller-
dings voraus, dass ihm in der zunachst angesteuerten Apotheke gesagt
wird, dass das Medikament nicht vorratig ist und seine Beschaffung Zeit
bendtigt.

Wird diese Auskunft nicht oder nicht richtig gegeben, stellt sich insbe-
sondere dann, wenn es sich um ein lebenswichtiges Medikament handelt,
tatsachlich die Frage nach der Einhaltung von Berufspflichten.

Denn als Heilberufler haben Apothekerinnen und Apotheker bestimmte
Berufspflichten zu erfiillen. Diese sind in der fir das jeweilige Bundesland
geltenden Berufsordnung der berufsstandischen Selbstverwaltungskorper-
schaft festgelegt, so auch in Thiringen in der ,Berufsordnung der Landes-
apothekerkammer Thiringen® i.d.F. vom 11. Juni 1997.
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Eine Bestimmung, die unmittelbar auf den geschilderten Fall anzuwenden
war, liel® sich in dieser aber nicht finden. Aus Satz 1 der Praambel sowie
§ 1 Abs. 1 der Berufsordnung liel® sich bezogen auf den vorgetragenen
Sachverhalt aber eine Sorgfaltspflicht schlussfolgern. Aus dieser Sorgfalts-
pflicht bei der Berufsausiibung lieR sich nach Auffassung der BUB ohne
Weiteres die Verpflichtung ableiten, dass im Fall der Nichtverfigbarkeit
eines Medikamentes die Auskunft der Apotheke Uber den Zeitpunkt der
voraussichtlichen Verfligbarkeit bzw. die Angabe der fiir die Beschaffung
notigen Zeit richtig und vollstandig sein muss, um den Kunden bei nicht
rechtzeitiger Bereitstellbarkeit des Medikaments vor Schaden zu bewahren
bzw. ihm zu erméglichen, sich fir den Kauf in einer anderen Apotheke zu
entscheiden.

Besteht Anlass fir die Annahme, dass dies nicht geschehen ist, also Be-
rufspflichten verletzt worden sein kénnten, kann sich jeder an die fir die
Apothekerinnen und Apotheker zusténdige berufsstandische Einrichtung,
die zustandige Apothekerkammer, wenden.

3.2.7 Immer wieder Thema: Zwangsmitgliedschaft in der
berufsstiandischen Kammer?

Ein Blrger trug der BUB vor, er sei Kinder- und Jugendpsychotherapeut
und viele Jahre sowohl im Uni-Klinikum Jena als auch im Gesundheitsamt
einer grof3en Stadt tatig gewesen. Spater habe er sich als Kinder- und Ju-
gendpsychotherapeut niederlassen wollen, da er Uber die entsprechende
Approbation verfiigte. Aufgrund der Uberschreitung der Altersgrenze von
55 Jahren habe er aber keine kassenarztliche Zulassung erhalten und sich
deshalb beruflich neu orientieren miissen. Nach einer Tatigkeit als Sonder-
padagoge in einer Werkstatt fir Menschen mit geistiger Behinderung sei er
daher zunachst in Altersteilzeit und im Jahre 2006 dann in Rente ge-
gangen.

Trotz Fehlens jedweder Berufstatigkeit habe ihn die OPK mit Schreiben
vom 15.09.2009 aufgefordert, sich zur Kammermitgliedschaft anzumelden.
Dies war fur den Blrger ganzlich nicht nachvollziehbar, da er seine beruf-
liche Tatigkeit nicht mehr ausubte. AuRerdem fuhlte er sich aufgrund seiner
geringen Altersrente auch finanziell nicht ohne Weiteres in der Lage, die
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Kammerbeitrdge nebst der aufgelaufenen Nachzahlungen zu entrichten.
Da die OPK, die die Erfiillung der Meldepflicht immer wieder geduldig an-
gemahnt hatte, dem Biirger nun wegen des hartnackigen und fortlaufenden
Versdumens der Meldepflicht zwischenzeitlich eine GeldbulRe angedroht
hatte, wandte sich der Biirger Hilfe suchend an die BUB und versuchte
selbst, durch die ,Aufgabe“ seiner Approbation der Beitragsverpflichtung zu
entgehen.

Die BUB musste dem Biirger jedoch mitteilen, dass die OPK vollkkommen
korrekt gehandelt hatte. Denn in der Bundesrepublik sind bestimmte be-
rufssténdische Vertretungen o6ffentlich-rechtlich, d. h. als Kammer, organi-
siert. Eine (Berufs)kammer ist eine Korperschaft des offentlichen Rechts.
Als solche fungiert sie zum einen als Interessenvertretung ihrer Mitglieder,
erfullt aber zum anderen auch ihre zugewiesenen staatlichen Aufgaben. Da
die Kammer eine Selbstverwaltungskoérperschaft ist, besitzt sie — personell
beschrankt auf ihre Mitglieder und sachlich beschrankt auf ihren Aufgaben-
bereich — Satzungsgewalt, also die Befugnis, das zum Zwecke der sach-
dienlichen Erflllung und Durchsetzung ihrer Aufgaben nétige Recht selbst
zu gestalten. Hierbei untersteht sie allerdings staatlicher Aufsicht.

Kammern vergeben Berufszulassungen und kdnnen diese bei Fehlver-
halten auch wieder entziehen oder Strafen aussprechen; sie nehmen Ein-
fluss auf die Gestaltung der Ausbildung und die Prifungsrichtlinien, legen
Zugangsvoraussetzungen flir bestimmte Positionen fest (z. B. Art der Wei-
terbildung flir Spezialisierung) und kénnen auch Berufs- oder Gebuhren-
ordnungen erstellen. Beispiele fir Kammern finden sich insbesondere im
Bereich der freien Berufe. So sind insbesondere die Arzte, Zahnarzte, Tier-
arzte, Psychotherapeuten, Apotheker, Rechtsanwalte, Notare, Steuer-
berater, Wirtschaftsprufer, Patentanwalte, Architekten und Ingenieure in
Kammern organisiert.

Psychotherapeutenkammern sind die als Korperschaft des offentlichen
Rechts organisierten Selbstverwaltungen der Psychologischen Psycho-
therapeuten und Kinder- und Jugendlichen-Psychotherapeuten in
Deutschland. Sie nehmen von den Aufsichtsbehdrden Ubertragene Auf-
gaben auf der Grundlage des Landesrechts wahr. Diese Aufgaben werden
eigenverantwortlich anstelle staatlicher Behdrden erflllt. Der Staat (bt
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hierbei die Rechtsaufsicht, jedoch nicht die Fachaufsicht aus. Die beruf-
lichen Belange der Kammermitglieder werden durch die Kammer wahr-
genommen. Fur jedes deutsche Bundesland ist in diesen Funktionen min-
destens eine Psychotherapeutenkammer zustandig. Auf der Ebene des
Bundes ist die BPtK als Arbeitsgemeinschaft der Landeskammern tatig.
Gemaly Satzung besteht der Zweck der BPtK im standigen Erfahrungs-
austausch unter den Psychotherapeutenkammern, der gegenseitige Ab-
stimmung ihrer Ziele und Tatigkeiten und der gemeinsamen Vertretung
ihrer Anliegen gegeniiber der Offentlichkeit, der Politik, den Institutionen
des Gesundheitswesens, den Bundesbehdrden, den Vertretungen der Ar-
beitgeber und der Arbeitnehmer auf der Bundesebene sowie gegenuber
den europaischen Institutionen.

Bei samtlichen berufsstandischen Kammern besteht Pflichtmitgliedschaft.
Dies ist die gesetzliche Verpflichtung fiir eine (natirliche oder juristische)
Person, Mitglied einer Organisation zu werden.

Die Pflichtmitgliedschaft in berufsstandischen Kérperschaften ist zwar ein
Eingriff in Grundrechte, nach feststehender, langjahriger Rechtsprechung
des BVerfG und der Instanzgerichte jedoch durch verschiedene Uber-
legungen gerechtfertigt.

Fir den vorliegenden Sachverhalt war festzustellen, dass nach dem
SachsHKaG der OPK als Pflichtmitglieder alle Psychologischen Psycho-
therapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten angehdren,
die

- aufgrund einer Approbation oder einer Berufserlaubnis

- in Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-
Anhalt oder Thiringen

- ihren Beruf ausiiben oder — wenn sie ihn nicht austiben — in den
Landern ihren Wohnsitz haben.

Nach Durchsicht der der BUB von dem Betroffenen zur Verfiigung ge-
stellten Unterlagen trafen diese Kriterien auf den Blrger zu: Da er das
TLVwWA um die rickwirkende Aufhebung seiner Approbation bitten wollte,
war er offenbar im Besitz einer solchen und im Ubrigen auch in Thiringen
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wohnhaft, was fir den Fall, dass der Beruf nicht oder nicht mehr ausgetibt
wird, ausreichend ist.

Die von dem Burger geltend gemachten Aspekte waren also — wie die
Kammer ihm vollkommen zutreffend mitgeteilt hatte — fur den Bestand bzw.
das Erldschen der Pflichtmitgliedschaft in der OPK irrelevant. Das Gleiche
galt fir das Bestehen oder Nichtbestehen einer so genannten Kassen-
zulassung, die von den KV erteilt werden kann. Denn die Kassenzulassung
bedeutet nur, dass eine Behandlung von den gesetzlichen Krankenkassen,
der Beihilfe und den meisten Privaten Krankenversicherungen bezahlt wird;
die Berufsausubung als solche bzw. die Berechtigung dazu wird hiervon
nicht tangiert.

So waren die zahlreichen Mitteilungen und Hinweise der OPK an den Biir-
ger nicht nur nicht zu beanstanden, sondern zeigten nach Auffassung der
BUB im Gegenteil ein sehr geduldiges, angemessenes und nachvollzieh-
bares Vorgehen.

Was die von dem Blirger angestrebte riickwirkende Aufhebung seiner Ap-
probation betraf, wurde er von der BUB darauf hingewiesen, dass auch
hierfiir gesetzliche Regelungen gelten (vgl. §§ 2 und 3 PsychThG). In-
soweit ist zwischen Ricknahme (= Aufhebung der ursprunglich rechts-
widrig erteilten Approbation), Widerruf (= Aufhebung der urspriinglich
rechtmaRig erteilten Approbation), Ruhen der Approbation und Verzicht auf
die Approbation, also die freiwillige Aufgabe der staatlichen Zulassung zur
Ausiibung eines Heilberufes, zu unterscheiden.

Sofern — was zweifelhaft erschien — Ricknahme oder Widerruf im kon-
kreten Fall Uberhaupt in Betracht gekommen waren, wirde sich die Frage
stellen, ob sich dies Uberhaupt rickwirkend auf die Pflichtmitgliedschaft in
der Kammer auswirken wirde. Und ein Verzicht auf die Approbation, die
hier allenfalls einschlagig schien, wiirde wohl lediglich fir die Zukunft Wir-
kung entfalten kdnnen, sodass es flir die Vergangenheit bei den Pflichten
aus der Pflichtmitgliedschaft in der Kammer (Beitragszahlung) verbleiben
wirde.
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Nach alledem kam die BUB um den Hinweis nicht umhin, dass das Zu-
warten des Burgers in seiner Angelegenheit seit gut einem halbem Jahr
seine Lage nicht verbessert hatte und ihm dringend zu empfehlen sei,
schnellstmoéglich mit der Kammer Kontakt aufzunehmen und um eine ko-
operative Losung bemuiht zu sein, um den Erlass des bereits in Aussicht
gestellten Bul3geldes und weitere Konsequenzen vielleicht noch abwenden
bzw. abmildern zu kénnen.

3.2.8 Unterschiedlicher Jahresverdienst als Berechnungsgrund-
lage bei der Unfallrente einerseits und der Berufs-
unfahigkeitsrente andererseits — kann das sein?

Ein schwerbehinderter Blirger erhielt von der DRV Mitteldeutschland eine
teilweise Berufsunfahigkeitsrente und von der Gartenbau-BG eine Verletz-
tenrente, wobei der Birger davon ausging, dass diese Verletztenrente nicht
richtig berechnet worden war, da bei deren Bestimmung ein deutlich ge-
ringerer Jahresarbeitsverdienst als bei der Berufsunfahigkeitsrente zu
Grunde gelegt worden war. Da der Birger sich schon mit der BG in Ver-
bindung gesetzt hatte, bislang aber keine fiir ihn zufrieden stellende Kia-
rung erreichen konnte, wandte er sich nun mit der Bitte um Aufklarung an
die BUB.

Diese konnte ihn dariber informieren, dass sich beide Renten(arten), die
Unfallrente einerseits und die Berufsunfdhigkeitsrente andererseits, grund-
legend voneinander unterscheiden:

Die Berufsunfahigkeitsrente ist eine Leistung der gesetzlichen Renten-
versicherung. Ein Versicherter ist berufsunféhig, wenn seine Erwerbsfahig-
keit wegen Krankheit oder Behinderung im Vergleich zu einem gesunden
Versicherten mit dhnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und
Fahigkeiten auf weniger als die Halfte gesunken ist und er in keinem an-
deren zumutbaren Beruf in gréRerem Male erwerbstatig sein kann. Wel-
cher andere Beruf dem Versicherten dabei noch zugemutet werden kann,
hangt von seiner Ausbildung, von seinem bisherigen beruflichen Werde-
gang und seiner tariflichen Einstufung ab. Die Rente kann befristet als Zeit-
rente oder auf Dauer gewahrt werden. Bei Erreichen der Regelaltersgrenze
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(derzeit noch 65 Jahre) wird die Berufsunfahigkeitsrente von Amts wegen
in Regelaltersrente umgewandelt.

Erzielt ein Versicherter neben der Berufsunféhigkeitsrente weitere Ein-
kiinfte in H6he von monatlich mehr als 718,20 Euro (neue Bundeslander:
637,14 Euro), kann die Rente unter Umstadnden nur noch in geringerer
Hohe oder berhaupt nicht mehr ausgezahlt werden. Besteht neben der
Berufsunfahigkeitsrente Anspruch auf Rente aus der Unfallversicherung,
kann es zum vollen oder teilweisen Ruhen der Berufsunfahigkeitsrente
kommen. Rechtsgrundlage ist das SGB VI.

Die Unfall- (oder auch: Verletzten-)rente ist dagegen eine Leistung der
gesetzlichen Unfallversicherung. Diese ist ein Zweig der Sozialver-
sicherung und hat die Aufgabe, Arbeitsunfalle und berufsbedingte Erkran-
kungen zu verhiten, Leistungen bei Arbeitsunfall und Berufskrankheit zu
gewahren. Sie wird durch Beitrage der Unternehmer, fur bestimmte Be-
reiche von Bund, Land und den Gemeinden finanziert und gliedert sich in
die gewerblichen, die landwirtschaftlichen BG, die See-Unfallversicherung
und die Unfallversicherungstrager der offentlichen Hand. Die Unfallver-
sicherung gewahrt z. B. MaRnahmen zur Verhitung (Unfallverhiitung) und
zur Ersten Hilfe bei Arbeitsunfallen und Berufskrankheiten, Heilbehandlung,
Berufsforderung und andere Leistungen zur Erhaltung, Besserung und
Wiederherstellung der Erwerbsfahigkeit einschliellich wirtschaftlicher Hil-
fen (Verletztengeld, Ubergangsgeld, Pflegegeld, KleiderverschleiR, Reise-
und Transportkosten), Verletztenrente, Leistungen an Hinterbliebene, Ster-
begeld (Bestattungskosten), Abfindung von Renten, Haushaltshilfe, Be-
triebshilfe flir Landwirte. Die Hohe der Rente ist abhangig von der Min-
derung der Erwerbsfahigkeit und dem Jahresarbeitsverdienst des Ver-
letzten. Rechtsgrundlage ist das SGB VII.

Entsprechend der Verschiedenheit der beiden Leistungen und der Ein-
buRe, die mit ihnen jeweils ausgeglichen werden soll, wird die Héhe der
Zahlung auch auf verschiedenen Berechnungsgrundlagen ermittelt. Wah-
rend die Berechnung der Rente bei der Berufsunfahigkeitsrente gemaf der
Rentenformel nach personlichen Entgeltpunkten, einem Rentenartfaktor
und einem aktuellen Rentenwert erfolgt, kommt es fir die Hohe der Unfall-
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bzw. Verletztenrente auf das Ausmal} der Minderung der Erwerbsfahigkeit
und den Jahresarbeitsverdienst an.

Im konkreten Fall des Birgers verhielt es sich nun so, dass der Anspruch
auf Unfallrente im Jahre 1972 und damit zu DDR-Zeiten entstanden war,
sodass sich die Gewahrung der Rente deshalb auch nach den zu jenem
Zeitpunkt geltenden rechtlichen Regelungen richtete. Deren Grundstruk-
turen unterschieden sich jedoch in den vorliegend wesentlichen Punkten
(Berechnungsgrundlage) nicht grundlegend von den oben dargestellten
Prinzipien. Ein Unterschied ergab sich hier allenfalls insoweit, als seinerzeit
vom monatlichen Durchschnittsverdienst und nach nunmehr geltendem
Recht vom Jahresverdienst ausgegangen und hiervon ein bestimmter An-
teil in Ansatz gebracht wurde. Weiterhin wurde die dem Birger zugestan-
dene Unfallrente dann im weiteren zeitlichen Verlauf zum einen nach der
Wiedervereinigung und sodann im Zuge von Rentenerhéhungen ent-
sprechend der gesetzlichen Bestimmungen angepasst.

Dies anderte aber nichts daran, dass die dem Birger gewahrte Zahlung
ihrer rechtlichen Natur nach eine Unfallrente war und auch bleibt und sich
ihre Berechnung deshalb nach den zum Zeitpunkt ihrer Gewahrung (1974)
geltenden rechtlichen Bestimmungen richtet.

3.29 Gesetzlich krankenversicherte Beamte — Zuschuss vom
Dienstherrn zu den Beitragen?

Ein verbeamteter Lehrer arbeitete in Altersteilzeit und wollte sich mit Ruick-
sicht auf seine Beihilfeberechtigung bei einer privaten Krankenkasse zu
50 % krankenversichern, konnte dies aber nicht realisieren, da mit Rick-
sicht auf bestehende Vorerkrankungen kein privater Krankenversicherer
Versicherungsschutz gewahren wollte. Deshalb war der Padagoge gesetz-
lich versichert, allerdings zu 100 %. Aus dieser Situation heraus warf dieser
die Frage auf, warum es nicht moglich sei, dass er sich als Beamter bei
einer gesetzlichen Krankenkasse nur zu 50 % (bzw. 70 %) versichern
kann. Fir den Betroffenen war es auflerdem nicht nachvollziehbar, warum
der Freistaat Thiringen — nach seiner Meinung — die Mitgliedschaft eines
Beamten in einer privaten Krankenkasse durch Beihilfe mehr unterstitze,
als denjenigen in einer gesetzlichen Krankenkasse und somit gegen den
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Grundsatz der Gleichbehandlung verstof3e. Dem Biirger leuchtete nicht ein,
warum es in Thiringen — im Gegensatz zu anderen Bundeslandern — nicht
mdglich ist, dass ein Beamter einen Zuschuss zum Beitrag der gesetz-
lichen Krankenversicherung erhalt.

Das in Beihilfefragen zustédndige TFM nahm zu diesem Auskunftsersuchen
ausflhrlich Stellung:

Der Dienstherr gewahre einerseits im Rahmen seiner Alimentationspflicht
dem Beamten fir sich und seine Familie einen Anteil der Besoldung, um
sich im Rahmen der Eigenvorsorge gegen das Krankheitsrisiko abzu-
sichern. Andererseits beteilige sich der Dienstherr im Rahmen seiner Fir-
sorgepflicht in Form von Beihilfe an den notwendigen entstandenen Krank-
heitsaufwendungen. Infolge dieser Absicherung bedirfe der Beamte nicht
des Schutzes des gesetzlichen Sozialsystems und sei daher nach
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB V versicherungsfrei.

Das BVerwG habe sich in seinem Urteil vom 15. Dezember 2005 (BVerwG
2 C 35.04) mit den verschiedenartigen Krankensicherungssystemen be-
fasst und festgestellt:

.Die beamtenrechtliche Krankenfiirsorge ist am Regeltyp des Dienstes im
Beamtenverhdéltnis als Lebenslauf orientiert, der gerade im Hinblick auf den
besonderen beamtenrechtlichen Schutz von der Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Krankenversicherung ausgenommen ist (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 2
SGB V). Der Beamte dieses Regeltyps hat grundsétzlich auch nicht die
Méglichkeit der Teilnahme an dem Sicherungssystem der gesetzlichen
Krankenversicherung, vielmehr kann er die bei der Beihilfegewdhrung vor-
ausgesetzte eigene Vorsorge regelmal3ig nur durch den Abschluss einer
privaten Versicherung treffen, die auf dem reinen Versicherungsprinzip
beruht. Demgegentiber ist die gesetzliche Krankenversicherung dem Be-
amtenrecht fremd (vgl. Entscheidung vom 25. Juni 1987 — BVerwG
2N 1.86 — BVerwGE 77, 345 <350f.>). Die Krankheitsvorsorge aufgrund
von Beihilfe und Privatversicherung unterscheidet sich von der gesetz-
lichen Krankenversicherung im Hinblick auf die verfassungsrechtliche Ver-
ankerung, die Finanzierung, die Leistungsvoraussetzungen, das Leistungs-
spektrum und die Leistungsformen. Pragende Grundsétze der gesetzlichen
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Krankenversicherung sind vor allem die solidarische Finanzierung, der so-
ziale Ausgleich, die Sach- und Dienstleistung als Leistungsform sowie die
Organisation ihrer Tréager als Selbstverwaltungskdérperschaften des éffent-
lichen Rechts (vgl. § 29 Abs. 1 SGB V). Insbesondere besteht bei ihr keine
Entsprechung von Beitrags- und Leistungsh6he nach versicherungs-
mathematischen Grundsétzen. lhre Leistungen sind grundsétzlich einheit-
lich auf volle Absicherung fiir den Krankheitsfall angelegt; die Beitrdge
werden prinzipiell solidarisch finanziert und richten sich unabhéngig von
den zu erbringenden Leistungen und dem individuellen Risiko nach dem
Einkommen der jeweiligen Versicherungspflichten.

Diese rechtliche Bewertung gilt nach wie vor. Das System der gesetzlichen
Krankenversicherung und das System privater Vorsorge einschliellich
ergénzender Beihilfe sind nicht ,gleich’ sondern ,gleichwertig’ (vgl. BSG,
Urteile vom 17. Juli 1997 — 12 RK 16/96 — , vom 18. Mé&rz 1999 — B 12 KR
13 — und vom 28. Méarz 2000 — B 8 KN 10/98 KR R-; auch BVerfG, Be-
schluss vom 7. November 2002 — 2 BvR 1053/98 — BVerfGE 106, 225
<237>). Die Frage, ob die Unterschiede zwischen den beiden Vorsorge-
systemen den Anforderungen des Art. 3 Abs. 1 GG genligen, beantwortet
sich nicht nach einem Vergleich auf der Leistungsseite. Vielmehr besteht
ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen der Art und dem Umfang der
Eigenvorsorge einerseits und dem Leistungsangebot andererseits. Der-
Jenige, der die Mbglichkeit hatte, sich freiwillig in der gesetzlichen Kranken-
versicherung zu versichern, und von dieser Méglichkeit Gebrauch gemacht
hat, hat eine Systementscheidung getroffen, die sich sowohl auf die Vor-
als auch auf die Nachteile dieser Form der Eigenvorsorge insgesamt be-
zieht."

Aufgrund dieser Unterschiede in den Krankenversicherungssystemen sei
auch nachvollziehbar, weshalb der Gesetzgeber bei der Regelung der Bei-
tragszuschusse (§ 257 SGB V) im Recht der gesetzlichen Krankenver-
sicherung, die von der Versichererpflicht aufgrund des Beamtenverhalt-
nisses befreiten Beamten und der flr sie bestehenden Moglichkeit, sich im
Rahmen der Eigenvorsorge im Krankheitsfall bei einem privaten Kranken-
versicherungsunternehmen abzusichern, nicht erfasst habe. Dies treffe
auch fur die derzeit freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sicherten Beamten zu.
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Seit 2005 sei der Abschluss eines privaten Krankenversicherungsvertrages
zu erleichterten Zugangsbedingungen mdglich. Danach werde kein An-
tragsteller aus Risikogrinden abgelehnt, Leistungsausschlisse wirden
nicht vorgenommen und Zuschldge zum Ausgleich erschwerter Risiken
wirden auf maximal 30 % des tariflichen Beitrags begrenzt. Somit sei es
fir den Beamten stets mdglich, den Versicherungsschutz so auszu-
gestalten, dass er zusammen mit dem Beihilfeanspruch eine 100 %ige
Absicherung im Krankheitsfall erlangen kénne.

Das TFM habe mit Rundschreiben vom 18. Januar 2005, Az. P1820A-
91.002-101.2, liber das ab 1. Januar 2005 giiltige neue Offnungsangebot
der privaten Krankenversicherung unterrichtet. Darliber hinaus seien die
Behorden gebeten worden, dem TFM die Falle mitzuteilen, in denen eine
Aufnahme zu den Bedingungen der Offnungsaktion abgelehnt worden sei.
Diese Falle wirden vom TFM zur Klarung an den PKV-Verband weiter-
geleitet. Diese Moglichkeit besteht auch weiterhin, sodass auch der Blrger
von dieser Option Gebrauch machen kénne.

Soweit die Bestimmungen des SGB Xl hinsichtlich der Beitragshéhe und
des Leistungsanspruchs von den Bestimmungen des SGB V Bezug neh-
mend auf die in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig versicher-
ten Beamten bzw. in der sozialen Pflegeversicherung versicherten Beam-
ten mit Anspruch auf Beihilfe nach beamtenrechtlichen Grundsatzen von-
einander abwichen, handele es sich um kein beihilferechtliches Problem.
Fir diesbeziigliche Anderungen der sozialversicherungsrechtlichen Be-
stimmungen sei das Bundesministerium fiir Gesundheit zustandig.

Die vom Birger angesprochene Sachleistungsbeihilfe sei nur dem Hes-
sischen Beihilferecht eigen. § 5 Abs. 5 Hessische Beihilfeverordnung re-
gele, dass bei freiwillig gesetzlich versicherten Personen, die keinen Zu-
schuss zum Versicherungsbeitrag erhalten, der nachgewiesene Geldwert
der in Anspruch genommenen Sachleistungen der Krankenversicherung
abzulglich der gesetzlichen Zuzahlung beihilfefahig sei. Dabei sei der
Geldwert der Sachleistungen bis zur Hohe der Versicherungsbeitrage des
Beihilfeberechtigten und seiner bericksichtigungsfahigen Angehdrigen bei-
hilfefahig, die fir die dem Antragsmonat vorausgegangenen zwolf Kalen-
dermonate geleistet und nicht bei einer friheren Beihilfefestsetzung be-
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ricksichtigt worden seien. Der Beihilfeberechtigte kdnne somit bei haufiger
Krankheit die Haélfte der geleisteten Krankenversicherungsbeitrage im
Rahmen der Beihilfe erstattet bekommen. Eine solche Regelung stehe
aber den Interessen des Dienstherrn am sparsamen Umgang mit Steuer-
mitteln entgegen.

Zusammenfassend sei daher festzustellen, dass fir den Beamten und
seine bericksichtigungsfahigen Angehdrigen die Moglichkeit bestehe, die
fir diesen Personenkreis typische Absicherung gegen die Lebensrisiken
,Krankheit* und ,Pflegebedurftigkeit* zu erlangen und aus den im Rahmen
der Besoldung zur Verfligung gestellten Mitteln zu bestreiten. Sofern der
Beamte ein anderes System zur Absicherung der Lebensrisiken wahle, sei
dies seine freie Entscheidung. Daher ergebe sich fur den Dienstherrn auch
keine Verpflichtung, die daraus entstehenden Nachteile auszugleichen.

3.210 Bindungsfrist beim Wahltarif in der Krankenversicherung
ungerecht?

Ein Birger wandte sich mit dem Vorbringen an die BUB, durch die Ankiin-
digung der Erhebung eines Zusatzbeitrages seiner gesetzlichen Kranken-
kasse sei er als gesundheitsbewusster Wahltarifversicherter grob benach-
teiligt, weil ihm kein Sonderklindigungsrecht gewahrt werde, wogegen er
sich mit Nachdruck wende.

Dieser Sicht der Dinge trat die BUB mit einer Erlauterung der Hintergriinde
entgegen:

Die in den letzten Jahren standig gestiegenen Beitragssatze in der GKV
haben den Gesetzgeber immer wieder dazu bewogen, verstarkt dber neue
zusatzliche Wettbewerbselemente in der GKV nachzudenken. Durch das
so genannte WSG wurde den gesetzlichen Krankenkassen deshalb ab
dem 01.04.2007 die Mdglichkeit gegeben, im Wettbewerb um Versicherte
neben den Regelleistungen auch individuell abgestimmte Zusatzleistungen
anzubieten. Der Versicherte kann dabei selbst entscheiden, welche Zu-
satzleistung er in Anspruch nehmen und bezahlen mdchte und welche
nicht.
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Aus dieser Grundunterscheidung zwischen dem von der gesetzlichen
Krankenkasse fir ihre Mitglieder bereitgestellten ,Mindest-, bzw.
~Pflicht‘versicherungsumfang einerseits und dem fakultativ in Anspruch
nehmbaren ,Wahl“versicherungsumfang nach Wunsch des Mitgliedes an-
dererseits erklaren sich auch die unterschiedlichen Kindigungsmdglich-
keiten: Jemand, der die Regeltarife zu einem feststehenden Beitragssatz
und damit den Mindestumfang des gesetzlichen Krankenversicherungs-
schutzes in Anspruch nimmt, soll bei einer Beitragserhéhung aus Vertrau-
ensschutzgesichtspunkten ein Sonderkiindigungsrecht haben, weil sich fir
ihn unvorhersehbar die Grundbedingungen seines Mindestkrankenver-
sicherungsschutzes verandern. Demgegentber macht derjenige, der einen
Wahltarif wahlt, von dber den Mindestversicherungsschutz hinaus-
gehenden Zusatzoptionen Gebrauch und weify von Anfang an um die hier-
fir gesetzlich vorgegebene dreijahrige Mindestbindung, sodass hier ein
Sonderklindigungsrecht nicht angemessen erscheint, weil sich der Ver-
sicherte in voller Kenntnis etwaiger Beitragsdnderungen fiir die Option
»Wahltarif* entschieden hat.

Eine Benachteiligung kann hierin wegen der Unterschiedlichkeit beider
Versicherungsmodelle (Mindestumfang vs. zuséatzlich optionaler Wahlum-
fang) nicht gesehen werden.

3.211  Soazialrechtlicher Herstellungsanspruch wegen
unterbliebenen Hinweises auf die Moglichkeit freiwilliger
Weiterversicherung?

Ein Blrger suchte Rat bei der BUB, weil er der Meinung war, dass ihm eine
hdhere Rente zustehen misste. Der Betroffene hatte sich im Jahr 1996 als
so genannter Jlandwirtschaftlicher Wiedereinrichter mit einem Zucht- und
Reitstall selbststdndig gemacht, war aus diesem Grund von seiner bis-
herigen Krankenkasse in die LKK gewechselt und hatte seine bis dahin an
die DRV geleisteten Beitragszahlungen eingestellt. Im Jahr 2006 wurde der
Birger dann wegen einer Krebserkrankung erwerbsunfahig und bezog
seitdem eine EU-Rente von der LAK. Ein wegen der geringen Hohe der
Rente erhobener Widerspruch gegen die zusprechende Entscheidung blieb
unter Berufung auf die geringe Zahl der Beitragsjahre (10) in der LKK ohne
Erfolg. Und die DRV erklarte, dass der Birger dort keinen Anspruch auf
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eine Rentenzahlung als Erwerbsunfahiger habe, weil er als seinerzeit
Selbststandiger keine bzw. nicht geniigend Pflichtbeitrage eingezahlt habe.
Erst bei Bezug der Altersrente wirden sich die eingezahlten Beitrdge aus-
wirken. Vor diesem Hintergrund machte der Burger nun geltend, dass er zu
keiner Zeit auf die Notwendigkeit der Einzahlung von Pflichtbeitragen hin-
gewiesen worden sei. Auch in dem mit der DRV aus Anlass der Einstellung
der Beitragszahlungen gefiihrten Schriftwechsel finde sich kein derartiger
an ihn gerichteter Hinweis.

Das unter Verweis auf die §§ 13 — 15 SGB | (allgemeine Pflicht der Sozial-
leistungstrager zu Aufklarung, Beratung und Auskunft von sich aus) von
der BUB mit der Angelegenheit befasste TMSFG gab zu bedenken, dass
der Birger mit der Aufnahme der selbststandigen Tatigkeit nach dem Ge-
setz Uber die Alterssicherung der Landwirte zwar in der LAK pflichtver-
sichert worden sei; er hatte aber zeitgleich bei der DRV Mitteldeutschland
eine freiwillige Versicherung fortsetzen kénnen, wobei die Entrichtung der
Mindestbeitrage den Berufs- oder Erwerbsunfahigkeitsschutz abgesichert
hatten. Und da die Einstellung der Beitragszahlung sehr weitreichende
Konsequenzen flir den Versicherten nach sich ziehen kénne, sei es Ublich,
dass der Rentenversicherungstrager hierauf nochmals explizit hinweise,
wenn solche Entscheidungen erkennbar seien. Da dies nach den Schil-
derungen des Biirgers trotz einschlagigen Schriftwechsels nicht geschehen
sei, kdénne zugunsten des Betroffenen ggf. ein sozialrechtlicher Wieder-
herstellungsanspruch in Betracht kommen, bei dessen erfolgreicher Gel-
tendmachung ab die freiwilligen Beitrdge an die DRV Mitteldeutschland
nachentrichtet werden kénnten, um damit den Anspruch auf eine Rente
wegen Erwerbsminderung zu erflllen.

Die unter Hinweis hierauf von der BUB ebenfalls um Stellungnahme er-
suchte Aufsichtsbehorde, das Sachsische Staatsministerium fir Soziales
und Verbraucherschutz, fuhrte zu der Angelegenheit unter Einbeziehung
einer seinerseits von der DRV Mitteldeutschland angeforderten Ruck-
aulerung aus, diese habe sich berechtigterweise darauf berufen, dass die
Rentenversicherungstrager durch verschiedene Veréffentlichungen in den
Medien zu den Mdglichkeiten einer freiwilligen (Weiter-)Versicherung ihrer
allgemeinen Beratungspflicht hinreichend nachgekommen seien. Der DRV
Mitteldeutschland sei auch dahingehend beizupflichten, dass eine indivi-
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duelle Aufklarung hinsichtlich der Voraussetzungen flir eine Aufrechter-
haltung des Versicherungsschutzes im konkreten Fall nur hatte erfolgen
mussen, wenn der Betroffene selbst diesbeziiglich um Auskunft gebeten
hatte. Auch das BSG habe in einem Urteii vom 18.01.2001
(Az.: B 12 RA 4/01 R) festgestellt, dass es Sache des Versicherten sei zu
entscheiden, ob er freiwillige Beitrdge zahlen wolle oder nicht. Eine Pflicht
zur Beratung uber die Beitragszahlung und die Folgen unterbliebener
Beitragszahlung bestehe in der Regel nur, wenn der Versicherte um eine
Beratung ersucht habe.

Im Ergebnis musste dem Birger daher mitgeteilt werden, dass der sozial-
rechtliche Wiederherstellungsanspruch zu seinen Gunsten nur dann zum
Tragen kommen konne, wenn er selbst noch nachweisen konne, dass er
seinerzeit um eine konkrete Beratung hinsichtlich einer freiwilligen Ver-
sicherung gebeten habe, diese Beratung dann aber dennoch unterblieben
sei. Nur wenn dieser Nachweis gelinge, bestehe die Mdglichkeit, die An-
wartschaft auf eine EU-Rente durch die nachtragliche Zahlung von Bei-
tragen wieder herzustellen.

3.212 Abzweigung von Kindergeld fiir erwachsene Kinder mit einer
Behinderung

Ein Burger bezog fur sich eine geringe Altersrente und betreute seinen
35-jahrigen, mehrfach behinderten Sohn (GdB 100), der seinerseits eine
kleine monatliche Rente sowie Grundsicherungsleistungen erhielt. Der
Birger, der seinen Sohn u. a. taglich in eine Behindertenwerkstatt fuhr und
wieder abholte, wodurch ihm fortlaufend nicht unerhebliche Aufwendungen
entstanden, erhielt fir den Sohn von der Familienkasse Kindergeld. Nun
hatte ihm das Grundsicherungsamt beim LRA mitgeteilt, dass beabsichtigt
sei, bei der Familienkasse einen so genannten ,Abzweigungsantrag“ zu
stellen mit dem Ziel, dass das Kindergeld zukiinftig nicht mehr der Mutter,
sondern dem Grundsicherungsamt zuflieRen sollte. Vollig verunsichert
suchte der Biirger deshalb Rat bei der BUB und erkundigte sich, was es
mit dieser — fiir ihn héchst nachteiligen — Vorgehensweise auf sich habe.

Die BUB erlauterte, dass volljahrige Menschen mit Behinderung, die voll
erwerbsgemindert sind, nach dem SGB XIl, IV. Kapitel, §§ 41 ff., eine
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staatliche Sozialleistung erhalten kénnen, namlich die ,Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung®. Daneben ist zusétzlich der Bezug von
Kindergeld mdglich, denn Kindergeld wird nach dem EStG fir ein behin-
dertes Kind lebenslang gewahrt, wenn die Behinderung vor Vollendung des
25. Lebensjahres eingetreten und das Kind auRerstande ist, sich selbst zu
unterhalten. Mit dieser Regelung nimmt das Gesetz Rucksicht auf die
Mehrkosten, die den Eltern aufgrund der behinderungsbedingten Beein-
trachtigungen des Kindes entstehen.

Mit Urteil vom 17. Dezember 2008 (Az. Ill R 6/07) hatte der BFH ent-
schieden, dass das (eigentlich den Eltern zustehende) Kindergeld an den
Sozialleistungstrager abgezweigt und damit letztlich an diesen ausgezahit
werden darf, wenn der Kindergeldberechtigte nicht zum Unterhalt seines
volljahrigen behinderten Kindes verpflichtet ist, weil dieses Grund-
sicherungsleistungen erhalt. Sofern diese Voraussetzungen vorliegen,
mussen die Eltern behinderter Kinder aufgrund der genannten Recht-
sprechung folglich darum bangen, ob sie das Kindergeld behalten dirfen.

Da die Grundsicherungsleistungen — wie alle anderen staatlichen Sozial-
leistungen auch — aus allgemeinen Steuermitteln finanziert werden, gilt
auch fir diese Leistungen das im gesamten Sozialrecht anzuwendende so
genannte Nachrangprinzip, das fur die Leistungen nach dem SGB XIll in
§ 2 SGB XlI normiert ist: Menschen, die in einer Notlage sind, die sie nicht
aus eigener Kraft bewaltigen kénnen und denen die erforderliche Hilfe auch
nicht von Angehdrigen oder von anderer Seite zuteil wird, kdnnen zwar
Leistungen der Sozialhilfe in Anspruch nehmen. Die Hilfen nach dem
SGB XIlI sind aber Teil eines staatlichen Systems der sozialen Sicherung
der Birger. Zu diesem System gehdren z. B. auch die gesetzlichen Sozial-
versicherungen (Grundsicherung fir Arbeitsuchende, Arbeitsférderung,
Gesetzliche Kranken-, Unfall-, Rentenversicherung, Rehabilitation und
Teilhabe behinderter Menschen, Soziale Pflegeversicherung), die Versor-
gung der Kriegsopfer sowie die Wohngeld- und Kindergeldleistungen. Ge-
genuber diesen Leistungen ist die Sozialhilfe nachrangig.

Ein Anspruch auf Sozialhilfe besteht daher nicht, wenn jemand die erfor-
derliche Hilfe von anderen Sozialleistungstragern erhalt. Die Sozialbehdrde
pruft deshalb stets auch, ob der Antragsteller Anspriiche gegeniber an-
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deren Sozialleistungstragern hat und — falls dies zutrifft — ob diese Leis-
tungen deshalb zuvérderst einzusetzen sind. Dies dufdert sich bei dem
Bezug von Sozialhilfe praktisch dann dadurch, dass die anderen, zuvor-
derst einzusetzenden Sozialleistungen an den Sozialhilfetrager ,abge-
zweigt* werden.

Der Sozialleistungstrager muss deshalb prifen, ob fir eine Person, die
Grundsicherungsleistungen erhalt, auch gleichzeitig Kindergeld bezogen
wird. In einem zweiten Verfahrensschritt hat die Sozialbehérde dann zu
prifen, ob sie bei der Kindergeldkasse einen solchen Antrag auf Ab-
zweigung des Kindergeldes stellt bzw. den Empfanger der Grund-
sicherungsleistungen auffordert, diesen Abzweigungsantrag selbst zu
stellen. Geschieht dies, so hat die Kindergeldkasse sodann in einem dritten
Verfahrensschritt im Einzelfall zu prifen, ob ein solcher Anspruch auf Ab-
zweigung tatsachlich besteht.

Vor diesem Hintergrund konnte die BUB dem Biirger zunachst vermitteln,
dass es sich bei dem Vorgehen der Sozialbehérde um einen regel-
gerechten Vorgang handelte und das von der Behérde zugesandte ,For-
mular zur Ermittlung des Kindergeldbezuges®, mit dem Angaben zu den
Kindergeldberechtigten und dem Grundsicherungsempfanger erbeten wur-
den, zunachst erst einmal ausgefllt werden musse, da — auch bei fehlen-
dem Kindergeldbezug — beziiglich der Angabe von Tatsachen gemaf
§ 60 SGB | eine Mitwirkungspflicht bestehe.

Und auch seine Angst, letztlich auf das Kindergeld verzichten zu missen,
konnte dem Burger weitestgehend genommen werden:

Denn bei seiner Entscheidung, ob und in welcher H6he das Kindergeld an
die Sozialbehdrde abgezweigt wird, hat die Familienkasse gemal § 74
EStG ein Ermessen: Eine Abzweigung kann erfolgen, muss aber nicht er-
folgen.

Ist einer Behorde bei einer von ihr zu treffenden Entscheidung dergestalt
Ermessen eingerdaumt, hat sie davon unter Berlcksichtigung aller Einzel-
fallumstédnde sachgemall Gebrauch zu machen. Hierbei ist nach dem o. g.
Urteil des BFH der Zweck des Kindergeldes zu bericksichtigen: Da das
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Kindergeld gerade die finanzielle Belastung der Eltern durch den Unterhalt
fir das Kind ausgleichen soll, hangt die Entscheidung der Familienkasse
Uber eine Abzweigung davon ab, ob und in welcher Hohe den Eltern Auf-
wendungen fir das Kind entstehen. Zu berucksichtigen sind dabei die den
Eltern im Zusammenhang mit der Betreuung des Kindes tatsachlich ent-
stehenden Aufwendungen. Entstehen den Eltern tatsachlich Aufwen-
dungen mindestens in Hohe des Kindergeldes, kommt eine Abzweigung an
den Sozialhilfetrager nicht mehr in Betracht; sind die Aufwendungen ge-
ringer als das Kindergeld oder nicht exakt ermittelbar, kann lediglich eine
teilweise Abzweigung des Kindergeldes erfolgen.

Da der Burger flur seinen behinderten Sohn nun aber Aufwendungen min-
destens in Hohe des Kindergeldes hatte, dirfte aus Sicht der BUB eine
Abzweigung im konkreten Fall ausscheiden.

Ungeachtet dessen unterrichtete die BUB den Birger aber (iber seine
Rechtsschutzméglichkeiten im gegebenen Fall und wies hierbei auf den
Umstand hin, dass sich der durch das Urteil des BFH aufgeworfenen
Problematik bereits ein Interessenverband, der Bundesverband fir korper-
und mehrfachbehinderte Menschen e.V., angenommen habe, und zwar in
der Form, dass eine Argumentationshilfe fir Betroffene verfasst wurde, die
sich gegen die Abzweigung zur Wehr setzen mdchten. Darin enthalten ist
auch ein Mustertext flr einen Einspruch gegen den etwaigen Bescheid der
Familienkasse.

3.213 Beriicksichtigung von Berufserfahrung bei der Gewahrung
von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben

Mit einem Anliegen im Zusammenhang mit der Gewahrung von Leistungen
zur beruflichen Rehabilitation hatte sich ein anderer Biirger an die BUB
gewandt.

Er trug vor, staatlich examinierter Krankenpfleger zu sein. Aufgrund seiner
Erkrankungen (u. a. Rheuma) war er jedoch nicht mehr in der Lage, mehr
als 3 Stunden taglich in seinem Beruf zu arbeiten, sodass er als berufs-
unfahig galt. Deshalb war es fir den Betroffenen erforderlich, eine Um-
schulung durchzufiihren, die ihn im Ergebnis befahigen sollte, einen an-
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deren Beruf auszuliben. Der Biirger strebte in diesem Zusammenhang
verstandlicherweise eine Umschulung bzw. zukiinftige Berufstatigkeit auf
der Basis seiner Vorkenntnisse im medizinischen Bereich an; die DRV
Bund als Kostentrager hatte jedoch eine Ausbildung fir den Beruf des BU-
rokaufmannes ins Auge gefasst und hierfir eine so genannte Vorschalt-
malnahme bewilligt. Dies hielt der Burger, insbesondere auch in An-
betracht der im arztlichen Entlassungsbericht niedergelegten Diagnosen,
fir sachwidrig. Im Ubrigen hatte er den von ihm erlernten Beruf gerne aus-
gelibt und beabsichtigte daher, die von ihm bereits erworbene Berufs-
erfahrung in die Auslibung einer neuen Tatigkeit einflieRen zu lassen.

Dem Anliegen des Birgers entsprechend, dass eine Umschulung im von
ihm gewiinschten Sinne erfolgt, bat die BUB die DRV um Priifung, ob eine
Entscheidung in dem von dem Biirger gewilinschten Sinne erfolgen kann.

Die DRV nahm das Schreiben der BUB zum Anlass, die Angelegenheit
einer erneuten Prifung zu unterziehen. In deren Ergebnis wurde dem Bir-
ger ein Beratungsgesprach angeboten, welches mit der Zielsetzung einer
kombinierten Umschulung zum ,Birokaufmann® mit dem Zusatz ,medi-
zinische Dokumentation® kurzfristig stattfinden sollte.

Der Burger freute sich Uber dieses Ergebnis, da er bei dieser ihm nun in
Aussicht gestellten Umschulung fiir eine leidensgerechte Tatigkeit seine
medizinischen Kenntnisse einflieRen lassen konnte.

3.2.14 Hausverbot bei der Arztin

Ein ,Tag der offenen Tur* in einem Gesundheitszentrum mit mehreren
Arztpraxen nahm fur einen Burger kein gutes Ende: Wie bei Veranstal-
tungen der genannten Art Ublich, wurden fir die Besucher auch diverse
kleinere Geschenke und kostenloses Informationsmaterial bereitgehalten;
in einem Bereich der Praxisraume lagen mehrere Exemplare eines Wand-
kalenders. In der Annahme, dass es sich bei diesen um Freiexemplare
handelte, nahm der Burger einen solchen an sich, wurde beim Verlassen
der Rdume von der Praxisinhaberin jedoch zur Herausgabe des Kalenders
aufgefordert und kurz darauf mit einem — zunachst nur mindlich ausge-
sprochenen — Hausverbot belegt. Dieses wurde auf seine Aufforderung hin
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spater schriftlich bestatigt, jedoch nicht begriindet. Nachdem der Betroffene
sich bereits selbst an die KV und die LAK gewandt hatte, dies jedoch ohne
ein fir ihn befriedigendes Ergebnis wie z. B. auch die Ricknahme des
Hausverbotes, suchte er Rat bei der BUB.

Diese nahm zunachst Kontakt mit der LAK auf und begehrte in Ausiibung
ihrer Rechte aus § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 TharBuBG Einsicht in den dort
gefiihrten Vorgang, der ihr jedoch verweigert wurde. Deshalb erforderte die
Bearbeitung der Angelegenheit zunachst die Einbindung des TMSFG als
Aufsichtsbehérde, um Art und Umfang des Einsichtsrechts zu klaren. Dies
mit dem Ergebnis, dass zwischen dem Verfahren zwischen dem Birger
und der LAK als Teil der 6ffentlichen Verwaltung einerseits und dem bei
der LAK kammerintern gefiihrten berufsaufsichtlichen Verfahren, das mit
der Information an den Arzt tiber die Beschwerde und der Aufforderung zur
Stellungnahme beginne, andererseits zu unterscheiden sei und sich das
Einsichtnahmerecht der BUB nur auf das erstgenannte Verfahren
erstrecke.

Im Ergebnis der weiteren Sachverhaltsaufklarung und Prifung konnte die
BUB den Birger schlieRlich dariiber informieren, dass es gesetzliche Auf-
gabe der LAK als (standesrechtliche) Aufsichtsbehérde tber die in Thi-
ringen tatigen Arzte sei, die Erfullung der Berufspflichten der Kammer-
angehdrigen zu Uberwachen, ggf. VerstdéRe zu sanktionieren und etwaige
Streitigkeiten, die aus der Berufsaustibung entstanden sind, zu schlichten.
In Umsetzung dieses Auftrages habe die LAK die Arztin eindringlich auf die
Einhaltung ihrer berufsrechtlichen Pflichten hingewiesen. Mehr — etwa die
begehrte Aufhebung des Hausverbotes — sei mit Ricksicht auf die Zu-
standigkeit der LAK und ihres gesetzlichen Auftrages nicht machbar und
kénne von der LAK auch nicht erzwungen werden, wenn und soweit die
Arztin sich — selbst bei Aufrechterhaltung des Hausverbotes — an ihre Be-
rufspflichten halte, zumal der Arzt geman § 7 Abs. 2 der Berufsordnung der
LAK die arztliche Behandlung — von Notfallen oder besonderen rechtlichen
Verpflichtungen abgesehen — durchaus auch ablehnen kénne. Ob aber ein
solcher berufsrechtlicher Verstol3 vorliege, werde jedoch im kammerin-
ternen Verfahren gepruft, bei dem der Beschwerdeflhrer nur Zeuge, aber
nicht unmittelbar Beteiligter sei, und bei dem Einwirkungen von aufen,
etwa durch das TMSFG oder aber die BUB nicht méglich seien.
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Da jedoch auch die KV als Koérperschaft des offentlichen Rechts verfasst
ist, sodass ihre Arbeit ebenfalls in den Zustandigkeitsbereich der BUB fallt,
wurde auch die KV um eine Priifung und Riickduf3erung zum Vorgang ge-
beten, und zwar insbesondere unter dem Aspekt, inwieweit das Hausverbot
als verhaltnismaRig und mit dem Versorgungsauftrag eines Facharztes im
Iandlichen Bereich flr vereinbar angesehen werde.

Die KV, die die Einhaltung der vertragsarztlichen Pflichten durch die nie-
dergelassenen Arzte zu Uberwachen hat, vermochte jedoch keine solche
Pflichtverletzung festzustellen. Hierzu fuhrte sie aus, dass im ,Bundes-
mantelvertrag Arzte“ zwar eine grundsatzliche Behandlungspflicht der Kas-
senarzte festgeschrieben sei. Allerdings heilRe es dort auch, dass der Ver-
tragsarzt die Behandlung eines Versicherten in begrindeten Fallen ab-
lehnen dirfe. Dem Recht des Patienten, einen Arzt seiner Wahl in An-
spruch zu nehmen, stehe das Recht des Arztes gegeniber, die Behand-
lung eines Patienten — bei Vorliegen eines Grundes — abzulehnen. Selbst
wenn die Weiterbehandlung des Patienten nicht sichergestellt sei (so ge-
nannte ,Unzeit“), habe der Arzt die Moglichkeit, den Behandlungsvertrag zu
kiindigen, wenn auch nur unter engen Voraussetzungen. Gemafl
§ 627 Abs. 2 Satz 2 BGB koénne der Behandlungsvertrag in dieser so ge-
nannten Unzeit dann gekilindigt werden, wenn ein wichtiger Grund gemafn
§ 626 Abs. 1 BGB vorliege. Nach der Rechtsprechung des BSG sei ein
solcher Grund fir die Ablehnung der Behandlung die Stérung des Ver-
trauensverhaltnisses zwischen Arzt und Patient (vgl. Urteil v. 14.03.2001,
Az.: B 6 KA 54/00 R). Und eine solche grundlegende Stérung des Ver-
trauensverhaltnisses sah die KV durch die — deutlich negativ-abwerten-
den — Ausfiihrungen des Biirgers in seinem Beschwerdeschreiben an die
KV begrundet.

Die BUB wies den Biirger vor diesem Hintergrund abschlieRend darauf hin,
dass der Ausspruch eines Hausverbotes durch eine Privatperson, das auf
das privatrechtlich begriindete Nutzungsrecht dieser Person an den ent-
sprechenden Raumen durch Eigentum, Miete oder Pacht zurlickgeht, und
das Begehren um Ricknahme eines solchen Hausverbotes dartber hinaus
aber auch ganz allgemeine zivilrechtliche Angelegenheiten seien. Da sich
die Arztin jedoch selbst nach den Bemiihungen der LAK und des Rechts-
anwaltes des Burgers nicht zu einer Aufhebung des Hausverbotes hatte
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bewegen lassen, verbleibe folglich nur die Mdglichkeit, unter Inanspruch-
nahme zivilgerichtlichen Rechtsschutzes dagegen vorzugehen.

3.215 Wie kann ein Antrag auf Grundsicherung im Alter gestelit
werden, wenn der Antragsteller nicht mehr mobil ist?

Ein &lterer Birger hatte der BUB telefonisch geschildert, aufgrund einer
geringen Rente und hohen Ausgaben am Haus lediglich 50 Euro im Monat
zum Leben zu haben. Mit diesem Betrag auskommen zu kdnnen sah sich
der Birger nicht in der Lage und bat daher die BUB um Auskunft, ob und
wenn ja, wo er ggf. finanzielle Unterstiitzung erhalten kann.

Aufgrund seiner stark eingeschrankten Mobilitat war ihm aulerdem daran
gelegen, einen mdglichen Ansprechpartner gut erreichen zu kdnnen. Denn
ansonsten hatte er jeweils kostenpflichtig entweder einen Nachbarn oder
ein Taxi bemihen muissen, ihn zu fahren.

Da als maégliche finanzielle Unterstlitzung aufgrund der Lebenssituation
des Biirgers die Grundsicherung im Alter in Frage kam, setzte sich die BUB
mit dem Ortlich zustandigen LRA in Verbindung, um eine mdgliche Antrag-
stellung seitens des Birgers abzustimmen. Dieses schlug nach Schil-
derung des Falles vor, dass der soziale Dienst — nach vorheriger Termin-
absprache mit dem Birger — einen Hausbesuch machen kénnte, um ge-
meinsam mit ihm im Rahmen dieses Termins unter Berucksichtigung sei-
ner finanziellen Situation zu prifen, ob ihm ggf. Grundsicherungsleistungen
oder Wohngeld zustehen.

Der Birger — dankbar fiir dieses Angebot — nahm den Vorschlag gerne an,

sodass dieses Burgeranliegen auf diesem Wege seine Erledigung finden
konnte.
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3.3 Bau, Landesentwicklung und Verkehr

3.31 Soll ich enteignet werden? — Missverstandnisse im
Zusammenhang mit der Vermessung ungetrennter Hofraume

Aufgebracht suchte ein Biirger Rat bei der BUB, weil er Post vom értlich
zustandigen Katasterbereich des TLVermGeo bekommen hatte: ,Benach-
richtigung Uber ein vereinfachtes Verfahren zur Herstellung der Verkehrs-
fahigkeit von unvermessenen Grundstiicken entsprechend ThirVermGeoG
hieR es dort in der Betreffzeile des Einladungsschreibens zu einem An-
hérungstermin. In dessen Verlauf sei ihm, so der Blrger weiter, gesagt
worden, dass es bei der Vermessung um den Wert seines Grundstticks
ginge. Hierdurch sah sich der Blrger nur noch in seinem Argwohn besta-
tigt, weshalb er bei der BUB geltend machte, weder eine Kreditaufnahme
noch einen Verkauf in Betracht zu ziehen, weshalb eine Vermessung fir
ihn irrelevant sei. Schlie3lich stellte er — in Erinnerung an historische, sei-
nen Vater betreffende Ereignisse im Zusammenhang mit dem Bestreben,
diesen in eine LPG ,zu pressen® — die Frage, ob er enteignet werde, wenn
er nicht vermessen lasse.

Das in dieser Frage zum Ausdruck kommende Misstrauen gegenlber den
Katasterbehérden versuchte die BUB durch eine ausfiihrliche Erléuterung
der Hintergriinde der behdrdlichen Vorgehensweise zu zerstreuen:

Nach der preufischen Steuergesetzgebung im 19. Jahrhundert richtete
sich die Hohe der zu entrichtenden Steuer nach dem Gebaudewert. Des-
halb verzichtete man darauf, die exakte Grofle von Grundstlicken zu
bestimmen und deren Grenzen korrekt festzulegen. Eine Vermessung fand
also nicht statt. Folge dessen war es, dass in Liegenschaftskarten teilweise
ganze Ortsteile fehlten. In vielen Fallen betrafen diese Licken die wirt-
schaftlichen Mittelpunkte, namlich die Ortszentren mit Marktplatz, Rathaus
und Stadtkirche. Es handelte sich bei diesen Flachen um die so genannten
Lungetrennten Hofraume und Hausgarten”, bei denen lediglich der unge-
trennte Hofraum als solcher im Liegenschaftskataster nachgewiesen war.
Der Nachweis beschrankte sich auf die Darstellung einer weitgehend
leeren Flache mit einer aulReren Umringsgrenze, der jegliche Grundstiicks-
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struktur fehlte. Diese Lage fand man vor, als es zur Deutschen Einheit
kam.

Das ab diesem Zeitpunkt in Kraft tretende Recht (z. B. BGB, Grundbuch-
ordnung usw.) setzt aber voraus, dass Grundstlicke exakt beschreib- und
bestimmbar sind, also ein exakter Grenzverlauf existiert, damit sie am
Rechtsverkehr teilnehmen konnen (= Belastung mit Rechten, Verkauf
usw.). Wegen der oben beschriebenen Situation waren jedoch viele
Grundstiicke insbesondere in den so genannten ,neuen Bundeslandern®
nicht dergestalt ,verkehrsfahig“, weil sie unvermessen waren.

Deshalb hat der Bundesgesetzgeber die HofV erlassen. Diese raumte den
jeweiligen Eigentimern von Flachen ungetrennter Hofraume die Mdoglich-
keit ein, die Flachen freiwillig vermessen zu lassen, um auf diese Weise
exakte Grenzen zu schaffen. Nach § 3 HofV endet deren Giiltigkeit jedoch
zum Ablauf des 31.12.2010, sodass sich die Frage stellte, was mit Flachen
geschehen soll, die bis zu diesem Zeitpunkt immer noch nicht vermessen
worden sind.

Diese Frage hat der =zustandige Landes-Gesetzgeber mit dem
ThirVermGeoG beantwortet, indem er in § 16 Abs. 2 bestimmte, dass die
betroffenen Flachen nun von Amts wegen aufzunehmen seien (= Aufstel-
lung Liegenschaftskataster).

Das TLVermGeo war im gegebenen Fall also in Anwendung und Aus-
fihrung des o. g. Gesetzes tatig geworden.

Die Teilnahme der Flacheneigentimer an dem durchzufihrenden Ver-
fahren ist freiwillig; gleichwohl kann aus praktischen Grinden auf eine ge-
wisse Mitwirkung der Flacheneigentimer aber nicht verzichtet werden.
Fehlt es an der Bereitschaft hierzu, wird das Verfahren — notgedrungen —
unter Auslassung der Flachen desjenigen Eigentimers fortgesetzt. Zu be-
achten ist hierbei jedoch, dass wegen der nicht stattfindenden Grenzfest-
stellung auch die jeweiligen Nachbarn des sich weigernden Flacheneigen-
timers mitbetroffen und in ihren Interessen negativ berthrt sind, da Ub-
licherweise ein gemeinsames, Uberwiegendes Interesse an der korrekten
Feststellung der Grenzen bestehen diirfte.
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Nach alledem liefken die Ausfihrungen des Blirgers vermuten, dass bei
ihm bezlglich der Hintergriinde des durchgefiihrten Verfahrens ein nicht
unerhebliches Missverstandnis vorlag: Das durchgeflihrte Verfahren hatte
nichts mit ihm bzw. dem konkreten Einzelfall und damit der Frage zu tun,
ob der Birger einen Kredit aufnehmen oder sein Grundstlick verkaufen
wollte. Sondern es ging darum, unabhangig vom Einzelfall alle betroffenen
Flachen (= unvermessene Hofraume und Hausgarten) abstrakt verkehrs-

fahig zu machen und einen historisch begriindeten, katasterrechtlich un-
gewolhnlichen Zustand zu beseitigen.

Mit diesen Erlauterungen konnte die BUB dem Biirger vermitteln, dass sein
Misstrauen ganzlich unbegrindet war.

3.3.2 Gefahrdung durch Einsturzgefahr eines Gebaudes

Ein regelrechter Hilferuf erreicht die BUB von einem Birger, der darauf
hinwies, dass von einem Gebaude in unmittelbarer Nachbarschaft eine
erhebliche Gefahrdungssituation ausgehe.

Es wurde vorgetragen, dass in der Vergangenheit bereits mehrfach Dach-
ziegel heruntergefallen seien, weshalb es bereits zu Sachbeschadigungen
gekommen war. Die kommunalen Behdrden und die Polizei waren infor-
miert. Die Gefahrensituation war jedoch noch nicht beseitigt. Der Blrger
wollte nunmehr von der BUB wissen, wer fiir das einsturzgefahrdete Ge-
béude zustandig ist. Die BUB nahm zeitnah Kontakt mit dem zusténdigen
LRA auf, welches umgehend Vertreter vor Ort schickte. Der dringende
Handlungsbedarf wurde bestatigt. Da der Eigentimer des Gebaudes sich
finanziell nicht in der Lage sah, notwendige MaRnahmen zu veranlassen,
ging das LRA in Ersatzvornahme, womit dem Anliegen Rechnung getragen
wurde.

3.3.3 Was lange wabhrt... — Baugenehmigung nach Ortstermin
erteilt!

Im Zusammenhang mit der Ablehnung einer beantragten Baugenehmigung
suchte ein Biirger Rat bei der BUB, weil er die getroffene Entscheidung als
Ungleichbehandlung zu seinen Ungunsten ansah.
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Die Bauaufsichtsbehorde hatte dem Birger mitgeteilt, dass die Erteilung
der beantragten Genehmigung in der gewiinschten Form nicht mdoglich sei,
da die nach § 36 BauGB zwingend notwendige gemeindliche Zustimmung
fehle und dariber hinaus fachliche (wasserrechtliche) Grinde gegen das
Vorhaben stiinden. Dabei wurde die Versagung des gemeindlichen Einver-
nehmens damit begriindet, dass das Bauvorhaben im Uberschwemmungs-
gebiet eines Baches liege, nachhaltig den entlang dieses Baches verlau-
fenden Griinbereich beeintrachtige sowie gegen die Planungsabsichten der
Gemeinde verstolte. Gegen diese Entscheidung erhob der Birger frist-
gerecht Widerspruch. Der Biirger argumentierte, dass sich auf den Nach-
bargrundstiicken ebenfalls Bauwerke befanden, die dann dort konse-
quenterweise auch nicht zuldssig waren.

Nach Sichtung der von dem Biirger zur Verfligung gestellten Unterlagen
setzte sich die BUB zunachst mit der UBAB beim zusténdigen LRA in Ver-
bindung und entnahm deren Stellungnahme, dass der Birger die Ge-
nehmigung fir die Neuerrichtung einer Grenzwand und eines Carports
beantragt hatte.

Im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens bemangelten sowohl die Ge-
meinde als auch die hinzugezogene untere Wasserbehorde, dass die
zeichnerischen Unterlagen nicht nur die Grenzwand und den Carport, son-
dern zusatzlich auch eine uferbegleitende Mauer darstellten, fir die bereits
seit langerer Zeit ein eigenstandiges wasserrechtliches Verfahren anhangig
war.

In vorbildlicher, birgerfreundlicher Weise beriet die Baubehorde den Biir-
ger darlber, wie er sein Vorhaben ,genehmigungsfahig® machen kénne,
namlich durch eine Beschrankung des Antrages auf Genehmigung der
Errichtung des — auRerhalb des Uberschwemmungsgebietes liegenden —
Carports. Hierdurch wiirden die Ablehnungsgriinde der unteren Wasser-
behoérde nicht mehr greifen und die Gemeinde kénnte ihre planungsrecht-
liche Beurteilung tberprifen. Der Birger hielt sich an die ihm empfohlene
Vorgehensweise, aber die Gemeinde blieb bei ihrer Ablehnung, wobei sie
auf die bereits bekannten Griinde verwies.
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Da das gemeindliche Einvernehmen gemaf § 69 ThirBauO nur dann er-
setzt werden kann, wenn es — was hier nicht der Fall war — von der Ge-
meinde rechtswidrig versagt wurde, war die UBAB gemaR des hier gelten-
den ,Zwei-Schlussel-Prinzips“ zwingend gehindert, die beantragte Ge-
nehmigung zu erteilen.

Das Bemiihen der BUB um einen Sachfortschritt im Sinne des Blrgers und
eine einvernehmliche Losung musste daher bei der Bewertung des Bau-
vorhabens durch die Gemeinde ansetzen. Deshalb filhrte die BUB einen
Ortstermin durch, an dem der betroffene Blrger und dessen Architekt,
Vertreter der Stadt sowie der UBAB und der unteren Wasserbehorde des
LRA teilnahmen.

Nachdem durch den Vertreter der UBAB dargelegt worden war, dass das
Bauvorhaben des Biirgers dem Grunde nach zuldssig und aus stadtebau-
licher Sicht unproblematisch sei, und der Vertreter der unteren Wasser-
behoérde festgestellt hatte, dass der Fliellwert des Baches durch das Vor-
haben nicht beeintrachtigt werde, wurde durch die Vertreter der Stadt an-
gekiindigt, dass nunmehr das nach § 36 Abs. 2 BauGB erforderliche ge-
meindliche Einvernehmen fir die BaumalRRnahme erteilt werde.

Im Ergebnis dessen konnte durch die UBAB des LRA auf den eingelegten
Widerspruch hin eine Abhilfeentscheidung getroffen werden, sodass der
Birger die Genehmigung zur Errichtung des Carports erhielt.

Der Fall ist damit ein eindringliches Beispiel dafiir, dass durch eine ge-
meinsame Erorterung der Angelegenheit vor Ort haufig eine sachgerechte
Lésung gefunden werden kann.

3.34 Wenn Méngel im 6ffentlichen Verkehrsraum zur Behinderung
und Gefahr fiir Behinderte werden

Ein Burger trug im Sinne seiner schwerbehinderten Tochter vor, sich seit
ca. einem Jahr beim Ordnungsamt der Stadt vergebens um die Beseitigung
einer Gefahrenstelle zu bemihen. Auf dem Birgersteig zwischen der
Wohnung seiner Tochter und ihrem Behindertenparkplatz befinde sich eine
ca. 2 bis 3 m grofe Schadstelle aus ausgewaschenem Beton, die bei Re-
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gen voll Wasser laufe und im Winter vereist sei. Aufgrund der ortlichen
Gegebenheiten sei eine andere zumutbare Zuwegung zum Behinderten-
parkplatz nicht vorhanden. Somit stelle das unumgéngliche Passieren
dieser Schadstelle eine unndtige Erschwernis sowie eine Unfallquelle fur
seine schwerbehinderte Tochter, aber auch fur weitere Passanten dar.

Durch die BUB wurde die Stadtverwaltung vom Anliegen des Blirgers in
Kenntnis gesetzt und um Priifung der diesbezlglichen Abhilfemoglichkeiten
gebeten. In der hierauf von der Stadt erfolgten Stellungnahme wurde dar-
gelegt, dass es leider aufgrund der finanziellen Situation der Stadt weder
kurz- noch mittelfristig moglich sei, Instandsetzungsmafnahmen im er-
forderlichen Umfang durchzufuhren. Der beschriebene schadhafte Geh-
wegbereich sei jedoch Bestandteil von fir das laufende Jahr geplanten
Instandsetzungsmaflinahmen, zu denen gegenwartig die Verwendung
,Dunner Asphaltdeckschichten in Kaltbauweise“ geprift werde. Da Uber
den Realisierungs-Zeitpunkt dieser MalRnahmen eine genaue Aussage
noch nicht getroffen werden kénne, wurde in Aussicht gestellt, dass fir den
Fall einer erheblichen Verzégerung der Bauhof der Stadt die grébsten Un-
ebenheiten provisorisch beseitigen werde.

Mit Blick auf die bereits verstrichene Zeit seit Aufnahme seiner Bemii-
hungen um Reparatur des schadhaften Gehwegstiickes war der Birger mit
einem weiteren Hinausschieben nicht einverstanden.

Um einer weiteren Verzégerung zu begegnen, nahm die BUB nochmals
Kontakt der mit der Stadt auf mit dem Hinweis, dass dem Birger auch
schon dann geholfen sei, wenn nicht der gesamte Gehweg, sondern nur
das beschriebene schadhafte Gehwegstlick ausgebessert wirde.

Bereits einen Tag spater teilte der Blirger dankbar mit, dass der schadhafte

Gehwegbereich mit Bitumen versehen und somit die Gefahrenstelle besei-
tigt worden sei.
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3.3.5 Gefahrenpotential fiir FuRgdnger im StraBenverkehr
minimiert

Immer wieder wenden sich Burger mit Hinweisen auf Gefahrenstellen im
offentlichen Verkehrsraum an die BUB und unterbreiten Vorschlage fir
verkehrsregulierende oder bauliche Mafinahmen zu deren Minimierung.

So teilte ein Birger mit, dass das Verkehrsgeschehen an einer Engstelle
der StralRe nahe des Wohnhauses aus eigenem Erleben mittlerweile fast
lebensbedrohlich fir Anlieger und Passanten geworden sei. Im Begeg-
nungsverkehr der haufig groleren Fahrzeuge werde nahezu standig der
Birgersteig befahren, um einen Zusammenstol3 mit dem Gegenverkehr zu
vermeiden bzw. nicht anhalten zu muissen. Dabei, so der Blirger weiter,
seien Passanten auf dem schmalen Birgersteig entlang der Hauserreihe
schon einige Male von Lkw-Anhangern gestreift worden, was auch auf
teilweise unangepasste Geschwindigkeit der Fahrzeuge zurlickzufiihren
war.

In Anbetracht dieser Sachlage fiihrte die BUB eine Ortsbegehung durch. In
Reaktion darauf fand unter Federfihrung des Fachbereiches Ordnung und
Sicherheit des LRA ein weiterer Vor-Ort-Termin unter Beteiligung des Bir-
gers und weiterer Anwohner, Vertretern des Strallenbauamtes sowie der
Polizei statt, in dessen Ergebnis eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf
30 km/h angeordnet und ein entsprechendes Verkehrszeichen aufgestellt
wurde. Damit konnte nicht nur das Gefahrenpotential minimiert, sondern
zugleich auch die insbesondere durch groRe Transportfahrzeuge hervor-
gerufene Larmemission reduziert werden.

In einem weiteren, die Beruhigung des Strallenverkehrs betreffenden Fall
wandte sich ein Biirger an die BUB, da seine eigenen (iber den Biirger-
meister angestrengten Bemihungen seit Jahren ins Leere gelaufen waren.
In der Sache ging es um eine stark frequentierte StralRe mit zwei Bushalte-
stellen, deren Erreichbarkeit fir die Nutzer in Anbetracht des hohen Ver-
kehrsaufkommens einerseits und des Fehlens einer Geschwindigkeits-
beschrankung oder Uberquerungshilfe andererseits stark eingeschrankt
bzw. sehr beschwerlich und gefahrlich war. Der Blrger setzte sich deshalb
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dafir ein, dass ein FuBgangeriberweg geschaffen oder eine Geschwindig-
keitsbeschrankung angeordnet wird.

Im Ergebnis der Bemiihungen der BUB um eine einvernehmliche, sach-
gerechte Losung wurden nach Durchfiihrung eines gemeinsamen Orts-
termins der zustandigen Stralenverkehrsbehdrde mit der Polizeiinspektion
in Erganzung der bereits bestehenden Beschilderung (30 km/h mit Ge-
fahrenzeichen FuRgéanger) stadteinwarts in dem vom Birger benannten
StralRenbereich auch an den Einmindungen der Nebenstralen Verkehrs-
zeichen mit einer Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h in Verbindung
mit dem Gefahrenzeichen Fulliganger aufgestellt.

Diese Anordnung wurde damit begriindet, dass Gefahrenzeichen den
Fahrzeugfiihrer mahnen, sich auf die angekindigte Gefahr einzurichten.
Der Fahrzeugfihrer hat an der angekindigten Gefahrenstelle die Ge-
schwindigkeit so anzupassen, dass er sein Fahrzeug jederzeit gefahrlos
zum Halten bringen kann, gegebenenfalls ist Schrittgeschwindigkeit zu
fahren. Gefahrenzeichen haben im Straflenverkehr einen vorrangigen
Stellenwert gegeniber Geschwindigkeitsreduzierungen. Denn bei Ge-
schwindigkeitsreduzierungen koénnte der Fahrzeugfihrer die vorge-
schriebene Hochstgeschwindigkeit fahren.

3.3.6 Klarung der Grundstiicksgrenze

Ein Rentnerehepaar berichtete der BUB, im Jahr 1970 habe man auf dem
eigenen Grundstick im Vertrauen auf den gegebenen Grenzverlauf mit
entsprechender Baugenehmigung eine Mauer errichtet. Nunmehr sei dann
im Zusammenhang mit einer Strallenbaumaflnahme eine Vermessung
durchgefiihrt worden, in deren Ergebnis behauptet worden sei, dass ein
Teil der Mauer auf fremdem — stadtischen — Grund stehe. Dies mit der
Folge, dass der Erwerb bzw. die Anpachtung der betroffenen Flache von
der Stadt notig sei. Dies aber sei in keiner Weise nachvollziehbar. Und als
dann in dem infolge dieser Vermessung erstellten Abmarkungsbescheid
auch noch angegeben worden sei, dass man zum Termin der Abmarkung
nicht anwesend gewesen sei, was jedoch nicht den Tatsachen entspreche,
sei die Angelegenheit vollends mysterids geworden. Man hoffe aber auf
eine Aufklarung des Sachverhaltes und eine einvernehmliche Lésung.
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Diese unterstitzte die BUB nachdriicklich, zumal sich in einem Ortstermin
herausgestellt hatte, dass ein Einrlicken der Mauerbefestigung auf die neu
vermessene Grundstlicksgrenze in Anbetracht erheblicher Nachfolge-
leistungen und Anpassungsarbeiten wirtschaftlich nicht vertretbar gewesen
wére. Von der BUB deshalb um Stellungnahme und entsprechende L6-
sungsvorschldge gebeten, teilte der zustédndige Katasterbereich im
TLVermGeo mit, dass nach Prifung der Vermessungsunterlagen eine
nochmalige Anhérung der Birger vor Ort geplant sei. Was die Anwesenheit
bei dem Termin der Aufnahme des Abmarkungsprotokolls angehe, so sei
durch ein Versehen beim Ausfilllen des Formulars zum Abmarkungs-
bescheid die (vermeintliche) Nichtanwesenheit der Birger hineingeraten,
wofur die Behdrde ausdricklich um Entschuldigung bittet.

Bei der nochmaligen Anhérung vor Ort erlauterte der zustandige Dezer-
natsbereichsleiter des Katasterbereiches den Birgern dann anhand der
vorhandenen alten Unterlagen, Vermessungsprotokolle und Dokumente
den Sachverhalt der Entstehung der heutigen gemeinsamen Grenze der
beiden betroffenen Flurstiicke. Und die Vertreterin der Stadt konnte anhand
der vorhandenen alten Bauunterlagen die derzeitige Situation der vor-
handenen Uberbauung aufklaren, wobei deutlich wurde, dass die Familie
die Mauer tatsachlich in Unkenntnis der Verhalinisse der Grundstiicks-
grenzen unter Zustimmung der damaligen stdndigen Kommission Bau-
wesen beim Rat der Stadt errichtet und erst die jetzige Straflenschluss-
vermessung die Tatsache der Uberbauung ans Licht gebracht hatte.

Vor diesem Hintergrund und angesichts der nachvollziehbaren Erlau-
terungen zum Sachverhalt entschlossen sich die Biirger, das Angebot der
Stadt zum Abschluss eines unbefristeten Pachtvertrages Uber das fragliche
Stlick Flache zu einem sehr geringen Pachtzins anzunehmen, sodass die
Angelegenheit tatsachlich konstruktiv und gatlich geklart werden konnte.

3.37 Biirger steckte im Schnee fest

Ein Blrger kontaktierte die BUB inmitten der Zeit des in Thiringen herr-
schenden Schneechaos Anfang Dezember vom Mobiltelefon aus, bereits
seit drei Stunden gemeinsam mit anderen Autofahrern, einem Bus und
mehreren Lkw auf einer schneeverwehten Strale festzusitzen. Er habe
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bereits selbst versucht, mehrere aus seiner Sicht zustdndige Stellen zu
kontaktieren — leider erfolglos. Da er befiirchtete, seine Tankfiillung werde
nicht reichen, bis Rettung naht, bat er die BUB um umgehende Hilfe.

Da es sich bei der von dem Blurger benannten Stralle um eine Landes-
stralle handelte, nahm die BUB aufgrund der Dringlichkeit der Angelegen-
heit ebenfalls telefonisch Kontakt mit dem Leiter des Straenbauamtes
Mittelthiringen auf. Dieser bat seinerseits die Thiringer StraRenwartungs-
und Instandhaltungsgesellschaft GmbH die Raumung der Stral’e zu ver-
anlassen.

Kurze Zeit spater teilte der Blrger mit, dass die Stral3e im Anschluss an die
Kontaktaufnahme mit der BUB von beiden Seiten mit Schneefrasen ge-
raumt worden sei. Dem Winterdienst bot sich dabei ein ,eindrucksvolles
Bild“: Die Autos waren bis zu den Motorhauben zugeweht.

In Auswertung dieses Ereignisses und in Anbetracht der Tatsache, dass
die betreffende StralRe ,dafir bekannt® ist, zugeweht zu werden, regte die
BUB gegeniber den zusténdigen Stellen an, die Mdglichkeit der Auf-
stellung von Schneezaunen entlang dieser Stralle zu priifen. Das Ergebnis
der entsprechenden Priifung stand zum Ende des Berichtszeitraumes noch
aus.

3.4 Wirtschaft, Arbeit und Technologie

3.41 Warum miissen Brummi-Fahrer in Deutschland langer ar-
beiten als ihre europaischen Kollegen?

Wegen der Ungleichbehandlung von deutschen Lkw-Fahrern im Vergleich
zu ihren Kollegen z. B. in Frankreich, Belgien, der Schweiz und Osterreich
beim Renteneintrittsalter wandte sich ein Blirger an die BUB. Er sei, so
schrieb er, 56 Jahre alt und fahre nun schon seit 35 Jahren Lkw, was mit
einer hohen physischen Belastung verbunden sei. Dieser im Vergleich zu
einer Berufstatigkeit beispielsweise im Buro oder Betrieb durch die Be-
rufsauslibung hervorgerufenen und wissenschaftlich belegten Mehrbe-
lastungen werde in vielen europaischen Landern dadurch Rechnung ge-
tragen, dass Fahrer dort mit 55 Jahren in Rente gehen koénnten. Dies sei in
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Deutschland nicht moéglich und benachteilige daher die deutschen Lkw-
Fahrer in rechtswidriger Weise, weshalb dringend eine Anderung der
Rechtslage geboten sei. Dieses Anliegen war zum einen als eine Be-
schwerde Uber den jetzigen, aus Sicht des Birgers unbefriedigenden Zu-
stand in Deutschland und zum anderen als eine Bitte um Abanderung die-
ses Zustandes in Anlehnung an die Regelungen in anderen EU-Landern zu
werten, sodass eine Petition vorlag. Wegen der Zustandigkeit des Bundes
fir die Regelung der Materie war der Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages zustandig. Mit einer Weiterleitung seines Anliegens nach dort
erklarte sich der Burger einverstanden.

3.4.2 Wohngeld

Auch im vorliegenden Berichtszeitraum spielte die Bearbeitung von Wohn-
geldantragen wiederum eine Rolle.

In einem Anliegen forderte eine Familie eine zeitnahe Bescheidung ihres
Antrages auf Gewahrung von Wohngeld. Es wurde vorgetragen, dass zwi-
schenzeitlich 20 Wochen seit Antragstellung vergangen seien, aber noch
immer kein Wohngeldbescheid vorliege. Aufgrund dieser Tatsache war die
Familie bereits in finanzielle Schwierigkeiten geraten.

Die zustandige Wohngeldbehdrde wurde um eine Stellungnahme gebeten,
in der es hiel}, dass aufgrund fehlender Unterlagen der Wohngeldantrag
zunachst nicht habe bearbeitet werden kdénnen. Zwischenzeitlich erfolgten
eine Bescheidung sowie die Zahlung des Wohngeldes. Aufgrund des be-
stehenden Personalengpasses in der Wohngeldbehdrde wurde ein weiterer
Sachbearbeiter zur Sachbearbeitung zugewiesen.

3.43 Schornsteinfegerrechnungen kritisch hinterfragt

Bei mehreren Birgeranliegen wurde die BUB gebeten, eine Priifung der
Gebuhrenrechnung der Schornsteinfeger vorzunehmen, da diese gegen-
Uber den Vorjahren erheblich angestiegen war.

In diesem Zusammenhang ist davon auszugehen, dass seit dem
01.01.2010 bundeseinheitlich die KUO gilt. Dabei werden nunmehr nicht
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nur in jedem neuen und alten Bundesland die gleichen Geblihren erhoben,
es sind auch in Anlage 1 zu § 1 Abs. 4 KUO die Anzahl der Kehrungen im
Kalenderjahr einheitlich geregelt. Dazu haben sich im Vorfeld in fachlichen
Auseinandersetzungen Experten (z. B. Heizungsbauer, Geratehersteller)
aus Grinden der Betriebs- und Brandsicherheit auf diese Abstande ge-
einigt. Jede Feuerstatte ist dabei aus Sicherheitsgrinden zum Schutz der
Allgemeinheit entsprechend der Anlage zu kehren. Die vorliegenden Ge-
blhrenrechnungen begegneten keinen rechtlichen Bedenken.

344 Festsetzung und Auszahlung von Kindergeld

Aufgrund mehrerer Blrgeranliegen im Zusammenhang mit der Ver-
fahrensweise der Familienkassen bei der Gewahrung von Kindergeld und
Kinderzuschlag hat die BUB der Aufsichtsbehérde die Sachverhalte vorge-
tragen. In einem Antwortschreiben hat das BZSt auf Folgendes hinge-
wiesen:

Das BZSt ist im Rahmen des Familienlastenausgleichs zustandig fur die
Fachaufsicht ber die Familienkassen hinsichtlich der Festsetzung und
Auszahlung von Kindergeld nach MalRRgabe des EStG. Fir konkrete Aus-
sagen im Zusammenhang mit der Bewilligung von Kinderzuschlag nach
MaRRgabe des BKGG ist Ansprechpartner die Bundesagentur fur Arbeit,
Familienkasse, Direktion, 90327 Nurnberg.

Das BZSt raumte im Antwortschreiben ein, dass es aufgrund der Kom-
plexitdt des Einkommensteuerrechts zu unterschiedlich langen Bearbei-
tungszeiten der Kindergeldantrdge kommen kdnne. Das resultiere aus der
Pflicht der Familienkassen, den jeweiligen Sachverhalt aufzuklaren. Dabei
ermitteln die Familienkassen gemall § 88 AO den Sachverhalt von Amts
wegen. Sie bestimmen Art und Umfang der Ermittlungen nach den Um-
stdnden des Einzelfalls (§ 88 Abs. 1 Satz 3 AO). Dies gilt insbesondere fur
das Einspruchsverfahren, da die Familienkasse gemafl § 367 Abs. 2 AO
die Sache in vollem Umfang erneut zu priifen hat. Hierbei kann es durch-
aus gerechtfertigt sein, dass neben den urspriinglich eingereichten Unter-
lagen noch weitere Unterlagen von den Kindergeldberechtigten angefordert
werden mussen, wenn sich die Notwendigkeit von deren Prifung erst im
Zuge der abschlieRenden Bearbeitung ergeben hat.

70



Zur Sicherstellung der telefonischen Erreichbarkeit wurden durch die Bun-
desagentur fir Arbeit Service-Center eingerichtet. Diese MalRnahme
kommt den Kindergeldberechtigten zugute, da sich die Bearbeitungszeiten
verklrzen.

Bei vorliegenden Petitionen im Zusammenhang mit der Festsetzung und
Auszahlung von Kindergeld ist der Petitionsausschuss des Deutschen
Bundestages fir die Bearbeitung die zustandige Stelle.

3.4.5 Biirgeranliegen im Zusammenhang mit dem Leistungsbezug
nach dem SGB Il

Im Berichtszeitraum wandten sich zahlreiche Biirger mit den unterschied-
lichsten Anliegen und Fragen an die BUB, die im Zusammenhang mit der
Leistungsgewahrung nach dem SGB Il standen.

Beispielhaft genannt werden u. a. folgende Sachverhalte:

- ausstehende Entscheidungen Uber gestellte Antrage oder
Widerspriiche nach dem SGB I,

- nicht fristgemaR eingegangene Zahlungen auf dem Konto der
Leistungsempfanger,

- Ubernahme von Umzugskosten durch die ARGE

- Kladrungsbedarf hinsichtlich ablehnender Bescheidung durch die ARGE
bzw. geltend gemachte Ruckforderungen

Es ist festzustellen, dass durch die Vermittiung der BUB in vielen Fallen
aufgetretene Fragen beantwortet oder Missverstandnisse aufgeklart wer-
den konnten. Mehrfach haben die zustdndigen ARGEn mit den Betroffenen
personliche Gesprachstermine durchgeflihrt, wobei eine einvernehmliche
Lésung erreicht wurde. Die Leistungsempfanger wurden in diesem Zu-
sammenhang auch von der BUB auf ihre Mitwirkungspflicht gegeniiber der
ARGE hingewiesen.

In einem anderen Vorgang hatte sich ein Burger mit Fragen zur Richtlinie
der zur Festlegung der angemessenen Aufwendungen fir Unterkunft und
Heizung nach dem SGB Il an die BUB gewandt. Hierzu filhrte er an, dass
er zwar im Sozialamt Einsicht in die Richtlinie nehmen kdnne, diese jedoch
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weder in Kopie ausgereicht bekdme noch sich Uber das Internet er-
schlie®en konne.

Da die BUB die Unzufriedenheit des Biirgers Uber die schlechte Zugéng-
lichkeit dieser Richtlinie nachvollziehen konnte, wandte sie sich an die
Stadt und bat diese darauf hinzuwirken, dass die Richtlinie Interessierten
zuklnftig unkomplizierter, beispielsweise Uber Internet, zur Verfiigung ge-
stellt wird.

Dieser Anregung der BUB kam die Stadt dann auch kurzfristig nach. Dem-
zufolge wurde die von dem Birger angefragte Richtlinie in ihrer aktuellen
Fassung im Internet aufgenommen. Damit konnte dieses Bulrgeranliegen
im Sinne der Burgerin erledigt werden.

Die BUB bedankt sich fiir die gute Zusammenarbeit mit den ARGE sowie
dem TMWAT. Durch den konstruktiven Dialog konnten Probleme zeitnah
aufgegriffen und rasch Sachfortschritte im Interesse der Hilfebedurftigen
erreicht werden.

3.4.6 Darf der Erlos aus dem Verkauf beweglichen Eigentums auf
die laufenden Leistungen nach dem SGB Il angerechnet
werden?

Wegen der Riickforderung einer ARGE wandte sich ein Biirger an die BUB.

Dem ging voraus, dass der Birger, welcher laufende Leistungen nach dem
SGB Il erhielt, einen Aufhebungs- und Erstattungsbescheid erhalten hatte,
nach welchem er eine nicht unerhebliche Summe an die ARGE zurick-
erstatten sollte. Hintergrund dieser Forderung war der Umstand, dass er
aus einem privaten Verkauf Einnahmen Uber 5.000 Euro erzielt hatte.
Diese waren auf die ihm zu gewahrenden laufenden Leistungen ange-
rechnet worden, woraus sich eine Uberzahlung und somit die Riick-
forderung ergeben hatte.

Da sich die von dem Birger verauflierten Gegenstande nach dessen Mit-
teilung jedoch bereits in seinem Eigentum befunden hatten, mithin Ver-
mdgen darstellten, war mit dem Verkauf jedoch lediglich eine Vermogens-
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umwandlung, nicht hingegen ein Vermoégenszugewinn erfolgt. Deshalb
wandte sich die BUB unabhéngig von dem von dem Biirger eingelegten
Widerspruch gegen den Bescheid in diesem Sinne an die ARGE und bat
um Prifung der Angelegenheit.

Daraufhin teilte die ARGE mit, dass erst nach Erlass des Rickforderungs-
bescheides und dem in diesem Zusammenhang eingelegten Widerspruch
deutlich geworden sei, dass das VeraulRerungsgeschaft eine zum Zeitpunkt
der Antragstellung bereits im Besitz des Birgers befindliche Sache betraf.
In Anbetracht dieser neuen Erkenntnis stellte sich der Sachverhalt nun
verandert dar.

Die nach korrigierter Betrachtung zu Grunde zu legende Vermobgens-
umwandlung fiihrte im Ergebnis dazu, dass nach Prifung der Hilfebe-
durftigkeit (hinsichtlich Vermogens) des Biirgers festgestellt wurde, dass
eine Anrechnung der Einmaleinnahme aus dem Verdufierungsgeschaft auf
die zu gewahrenden laufenden Leistungen nicht erfolgt. Die Bescheide
wurden entsprechend korrigiert, sodass diesem Burgeranliegen abgeholfen
werden konnte.

3.4.7 Kein Anschluss unter dieser Adresse...! — Das Bemiihen ei-
nes Biirgers um einen Telefonanschluss

Ein ratloser Blirger schrieb der BUB, er wisse sich, obwohl es eigentlich um
etwas ganz einfaches gehe, nun keinen anderen Rat mehr, als sich an sie
zu wenden: Es sei ihm namlich unmdglich, einen Telefonanschluss zu er-
halten! All seine diesbeziiglichen Bemuihungen seien fehigeschlagen und
mit dem Hinweis beschieden worden, bei seinem Wohnhaus sei kein Te-
lefonanschluss moglich. Dies war dem Burger unerklarlich, denn all seine
Nachbarn verfugten Uber einen Telefon- oder sogar DSL-Anschluss und
auflerdem war er der Meinung, dass es beim Telefonanschluss so etwas
wie einen Anspruch auf Grundversorgung gebe.

Die von der BUB eingeleiteten, vom TMWAT unbiirokratisch, schnell und

hilfreich unterstitzten Recherchen férderten Erstaunliches, um nicht zu
sagen Kurioses zu Tage:
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Ein entsprechender Auftrag zur Einrichtung eines Telefonanschlusses un-
ter der vom Bulrger angegebenen Adresse lag vor und eine vom Tele-
kommunikationsanbieter beauftragte Firma war auch vor Ort gewesen, um
den Anschluss einzurichten, musste aber feststellen, dass der Blrger dort
nicht wohnhaft war und die benannte Adresse so nicht existiert. Die BUB
setzte sich deshalb mit dem Birger in Verbindung, um ein ggf. bestehen-
des Missverstandnis aufzuklaren, dies jedoch mit dem Ergebnis, dass der
Burger seine Adresse vollig korrekt und vollstandig angegeben hatte. Aller-
dings stellte sich heraus, dass der Telekommunikationsanbieter der von
dem Birger genannten, in seinem Antrag angegebenen Postleitzahl ver-
bliffenderweise einen falschen Ort zugeordnet hatte mit der Folge, dass
der Blrger dort naturlich nicht ausfindig gemacht und folglich auch kein
Telefonanschluss installiert werden konnte. Als sich die vom Birger be-
nannte Postleitzahl in den Muhlen des Telekommunikationsanbieters mit
dem richtigen Ort zusammengefunden hatte, wurde der Telefonanschluss
dann bereitgestellt — aus Kulanzgriinden immerhin kostenfrei!

Was den vom Burger angenommenen Anspruch auf eine Art Grundver-
sorgung beim Telefonanschluss betraf, konnte die BUB ihn dahingehend
informieren, dass das Telekommunikationsrecht Endkunden einen grund-
satzlichen Anspruch auf Grundversorgung mit einem Teilnehmeranschluss
(Telefonanschluss) an ein 6ffentliches Telefonnetz einrdumt. Diesen und
andere ,Grundversorgungs-Anspriiche“ regelt § 78 des TKG unter dem
Oberbegriff ,Universaldienstleistungen®.

3.4.8 Negative Religionsfreiheit im Ein-Euro-Job

Ein Blrger hatte sich darliber beschwert, dass er von der AfA in eine Ar-
beitsgelegenheit mit Mehraufwandsentschadigung (Ein-Euro-Job) bei einer
konfessionsgebundenen Einrichtung vermittelt worden war. Denn ihm sei
es im Zusammenhang mit seiner Arbeitstatigkeit sehr wichtig, bei einer
Beschaftigung nicht mit religidsen Einflissen gleich welcher Glaubens-
richtung konfrontiert zu werden.

Zu seinem Anliegen konnte ihm mitgeteilt werden, dass die BUB gemaR
§ 1 Abs. 1 ThirBuBG die Aufgabe hat, die Rechte der Blrger gegentber
den Tragern der oOffentlichen Verwaltung im Lande zu wahren und die Bir-
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ger im Umgang mit der Verwaltung zu beraten und zu unterstitzen. In
diesem Zusammenhang befasst sie sich mit den von den Birgern an sie
herangetragenen Wiinschen, Anliegen und Vorschlagen (Birgeranliegen).
Daruber hinaus obliegt ihr die Bearbeitung aller ihr zugeleiteter Auskunfts-
begehren und Informationsersuchen. Der BUB zugeleitete Angelegen-
heiten, die Petitionen im Sinne des § 1 ThirPetG darstellen (= Bitten oder
Beschwerden), leitet die BUB an die zusténdige Stelle oder den Thiiringer
Landtag weiter (§ 1 Abs. 3 ThurBiUBG).

Da das Anliegen dieses Burgers nach Form und Inhalt eine Beschwerde
war und deshalb eine Petition darstellte, war fur die Bearbeitung seiner
Petition aufgrund der darin berlhrten bundesrechtlichen Belange aus-
schlieBlich der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages zustandig.
Deshalb wurde sein Anliegen mit seinem Einverstdndnis mit der Bitte um
Ubernahme der Bearbeitung nach dort weitergeleitet.

3.5 Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz

3.51 Planfeststellungsverfahren - Sicherung schutzwiirdiger
Interessen wann und wo?

Ein Blrger sah sich und sein Wohngrundstiick durch die Ausweisung von
Uberschwemmungsgebieten bzw. Flutpoldern im Flachennutzungsplan
seines Wohnortes bedroht und in seinem Mitwirkungsrecht als Betroffener
eingeschrankt.

Nachdem die von ihm im Rahmen der Burgerbeteiligung gegeniber der
Stadtverwaltung gegen den Entwurf des Flachennutzungsplanes erho-
benen Einwendungen keine Bertcksichtigung gefunden hatten, hatte sich
der Blrger an den Prasidenten des TLVWA gewandt. Von dort hatte der
Blrger u. a. die Auskunft erhalten, seine Einwande oder ggf. Rechts-
anspruche fir den Fall einer Erweiterung der Hochwasserriickhalteflachen
bzw. der gezielten Errichtung von Flutpoldern an der Weillen Elster im
Zuge eines durchzufihrenden wasserrechtlichen Planfeststellungs-
verfahrens geltend machen zu kénnen. Aufgrund dieser Information bat er
sodann die BUB um Auskunft, wie er von dem wasserrechtlichen Planfest-
stellungsverfahren Kenntnis erhalte und wann dieses durchgefiihrt werde.
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Die BUB informierte den Blrger dahingehend, dass sich die Durchfiihrung
von wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahren nach den Bestimmungen
der § 68 WHG i. V. m. den §§ 73 und 115 des ThurWG richte. Fir den
Verfahrensablauf gelten die Bestimmungen des Teils V Abschnitt 2 des
ThirVwVfG.

Demgemal ist der Plan nach § 73 Abs. 2 und 3 Satz 1 ThirVwVfG in den
Gemeinden auszulegen, in denen eine Beeintrachtigung von Rechten oder
rechtlich geschiitzten Interessen Dritter zu erwarten ist; die Auslegungsfrist
kann bis auf zwei Wochen beschrankt werden. Den Verfahrensbeteiligten,
die nicht Antragsteller sind, ist die Entscheidung ohne die zugehdrigen
Planunterlagen mit dem Hinweis zuzustellen, wo diese eingesehen werden
kénnen. Die o6ffentliche Bekanntmachung wird dadurch bewirkt, dass die
Behorde die Mitteilung oder die Aufforderung in ihrem amtlichen Verkin-
dungsorgan und auferdem in 6rtlichen Tageszeitungen, die in dem Bereich
verbreitet sind, in dem sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird,
bekannt macht (ortslibliche Bekanntmachung). Jeder, dessen Belange
durch das Vorhaben beruhrt werden, kann innerhalb von zwei Wochen
nach Ablauf der Auslegungsfrist schriftlich oder zur Niederschrift bei der
Anhoérungsbehdérde oder bei der Gemeinde Einwendungen gegen den Plan
erheben.

Bezogen auf das vorgetragene Anliegen erhielt der Blrger entsprechend
einer durch die Birgerbeauftrage vom TLVWA eingeholten erganzenden
Information die Auskunft, dass somit die Stadt zustandig fir die Auslegung
des Plans und die Entgegennahme von Einwendungen gegen den Plan
ware. Planungstrager und Anhdérungsbehdérde sei dann das TLVWA. Derzeit
werde ein Hochwasserrisikomanagementplan fur die Weille Elster erstellt,
auch mit dem Ziel festzustellen, ob das Hochwasserschutzkonzept der
Stadt weiterhin Bestand haben wird. Aussagen, ob und in welchem Umfang
sich die Notwendigkeit fiir Anderungen des bestehenden Hochwasser-
schutzes ergeben, seien derzeit jedoch nicht moglich, da konkrete Pla-
nungsabsichten der TLUG derzeit nicht vorliegen. Insoweit war es auch
nicht moéglich, dem Birger einen konkreten Termin fiir die Durchfiihrung
eines wasserrechtlichen Planfeststellungsverfahrens zu benennen.
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Die BUB stellte dem Biirger daher anheim, sich fortlaufend mittels der 6f-
fentlichen Bekanntmachung der Stadt, enthalten im ,Kommunalen An-
zeiger® und im Internet abrufbar auf der Homepage der Stadt Uber den
Fortgang der ihn betreffenden Hochwasserschutzplanung zu informieren.
In diesem Zusammenhang wurde auch darauf hingewiesen, dass Be-
kanntmachungen von Planfeststellungsverfahren dariber hinaus auch im
Thiringer Staatsanzeiger erfolgen.

3.5.2 Verbesserung des Hochwasserschutzes

Gegenstand eines Blrgeranliegens war die Forderung von Anwohnern, an
einem Fluss Mallnahmen zur Verbesserung des — aus Sicht der Burger:
unzureichenden — Hochwasserschutzes einzuleiten. Nach Auffassung der
Birger erforderte der Zustand der sich in dem betreffenden Gewasser-
abschnitt sowohl in der Ortslage befindlichen baulichen Anlagen (Ufer-
mauer, Briicken) als auch der im AuRenbereich des Ortes errichteten Stau-
und Flutgraben sowie Flusswehre dringend Unterhaltungs- und Erwei-
terungsmalnahmen. Da es sich bei dem betroffenen Fluss um ein Ge-
wasser Il. Ordnung handelt, ldgen die MalRnahmen in der Durchfihrungs-
und Finanzierungsverantwortung der Kommune.

Nachdem im Sachverhalt zwar bereits umfangreicher Schriftwechsel ge-
fiihrt worden war, lud die BUB zu einem Ortstermin ein, bei dem die be-
troffenen Burger, Vertreter der Gemeinde sowie der unteren Wasser-
behérde im LRA und ein Vertreter der obersten Wasserbehdrde, dem
TMLFUN, teilnahmen.

Im Ergebnis der Inaugenscheinnahme bewerteten die Teilnehmer die Ge-
samtsituation hinsichtlich des Hochwasserschutzes als tatsachlich unbe-
friedigend, weshalb der betreffende — bis dato noch nicht bertcksichtigte —
Abschnitt des Flusses in die Prioritatenliste fir die hydraulischen Ermitt-
lungen im Rahmen der Umsetzung der EU-Hochwasserrisikomanagement-
richtlinie aufgenommen wurde. Auch wurde die Fertigstellung der hydrau-
lischen Modellrechnung in Aussicht gestellt, die von der Gemeinde kosten-
neutral als Grundlage fur weitere Planungen genutzt und deren Feststel-
lungen als grundlegende Parameter fur die Erstellung eines Hochwasser-
schutzkonzeptes dienen koénnten. Schliellich bekraftigte die untere Was-
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serbehdérde des LRA nochmals ihr Angebot gegenliber der Gemeinde,
fachliche Anleitung fir erforderliche Unterhaltungs- und Hochwasser-
schutz-MalRnahmen zu geben. Mit diesem Ergebnis konnte das Biirgeran-
liegen abgeschlossen werden.

3.5.3 Jahreslanges Zustandigkeits-Wirrwarr geklart —
Uberschwemmungsproblem beseitigt

Ein alteres Ehepaar musste seit mehreren Jahren mit ansehen, wie sein
Hausgrundstiick bei starkeren Niederschldgen infolge gestauten Ober-
flachenwassers immer wieder Uberschwemmt wurde. Hierzu kam es zwar
schon seit einer noch zu DDR-Zeiten durchgefiihrten Verrohrung eines
Grabens nahe des Grundstlicks (das ohnehin Gelandetiefpunkt ist), sodass
das oberflachig zulaufende Wasser nicht mehr in den Graben gelangen
und in Richtung eines benachbarten gréReren Flusses abgeleitet werden
konnte, doch die Haufigkeit und Intensitat der Uberschwemmungen hatte in
den letzten Jahren deutlich zugenommen. Deshalb waren die Eheleute
bereits mehrfach bei der Stadtverwaltung und auch beim zustandigen
WAZV vorstellig geworden und hatten auch entsprechende Abhilfezusagen
erhalten, in der Praxis jedoch ohne jede Auswirkung. Zermurbt von diesem
Zustand, vor allem aber auch ,zerrieben“ zwischen dem Hin und Her der
Zustandigkeiten — die Stadt machte den WAZV verantwortlich und hielt
diesen flr zustandig und der WAZV umgekehrt die Stadt — wandten sich
die Eheleute an die BUB.

Von dieser um Stellungnahme gebeten, fihrte die Stadt aus, dass nicht
eine ungeniigende StralRenentwasserung Ursache fir den misslichen Zu-
stand sei, sondern ein unterdimensionierter Hauptsammler des Kanal-
netzes. Demgegenuber teilte der WAZV zu den Ursachen mit, dass die
Uberschwemmungen hauptséachlich durch oberflachlichen Zufluss hervor-
gerufen wirden, mit dem die vorhandenen StralRenentwasserungsein-
richtungen Uberlastet seien. Im Gegensatz zu der von der Stadt vertretenen
Auffassung liege keine Unterdimensionierung des Mischwassersammlers
vor, sondern die Anzahl der Oberflacheneinlaufe (Strafeneinldufe) sei zu
gering.
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Vor dem Hintergrund dieser — bereits gegenliber den Eheleuten prakti-
zierten — gegenseitigen Zustandigkeitszuweisung zog die BUB das zustan-
dige LRA hinzu mit der nachdricklichen Bitte zu prifen, welche Mdéglich-
keiten die dortigen Fachbehérden sehen, um zu einem Sachfortschritt im
Sinne des Ehepaares zu gelangen.

Bereits kurz darauf teilte das LRA mit, dass zwischen den Beteiligten Ein-
vernehmen erzielt worden sei: Auf Veranlassung und Kosten der Stadt als
StraBenbaulasttragerin des betreffenden Bereiches werden Baumal-
nahmen zur Gewahrleistung der Oberflachenentwasserung auch bei
,Starkregen* und somit zur Vermeidung von Uberschwemmungen im Be-
reich des Wohngrundstlicks der Eheleute durchgefuhrt!

Von den realisierten BaumaRRnahmen — Errichtung einer Ablaufmulde und
eines zweiten Strallenentwasserungsschachtes — konnten sich die Ehe-
leute nach der Fertigstellung noch im September 2010 in Gegenwart von
Vertretern der Stadt und des LRA persdnlich Uberzeugen.

3.54 Berechnungsgrundlage im Flurbereinigungsverfahren

Ein Birger trug vor, dass im Rahmen eines seinen Wohnort betreffenden
Flurbereinigungsverfahrens samtliche Grundstiicke in der Bewertung ver-
einheitlicht wirden, obwohl fir diese unterschiedliche Bodenrichtwerte
ausgewiesen seien. So liege laut offizieller Wertermittlung der Quadrat-
meterpreis flr eines seiner Grundstiicke um ein Mehrfaches tber und fir
weitere ihm gehdrende Grundsticke (so z. B. fir Wiese/Griinland auf3er-
halb der Ortslage) weit unter der vereinheitlichten Bewertung. Nicht nach-
vollziehbar sei daher insbesondere, dass Grundstlicke, die sich nach Auf-
fassung des Burgers auf3erhalb der Ortslage befinden, so bewertet wurden,
als seien sie der Ortslage zugehorig. Insoweit bat der Blrger um Auskunft,
ob die im Rahmen des Flurbereinigungsverfahrens vorgenommenen Wert-
ermittlungen fiir die in das Verfahren einbezogenen Grundstlicke recht-
mafig erfolgt seien.

Entsprechend einer vom TMLFUN zum Sachverhalt eingeholten Auskunft
konnte die BUB den Biirger wie folgt informieren:
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In der Flurbereinigung ist die Wertermittlung die Grundlage, um jeden Teil-
nehmer fir seine Grundstiicke mit Land von gleichem Wert abzufinden
(§§ 27 und 44 FlurbG), d. h. fiir jedes Grundstiick wird ein relativer Wert im
Verhaltnis zu dem Wert aller Grundstiicke des Flurbereinigungsgebietes
festgestellt, jedoch kein Bodenrichtwert.

Der Bodenrichtwert, den Gutachterausschisse in den Katasterbereichen
aufstellen, wird zwar als Anhaltspunkt fir die Wertermittlung im Flurbereini-
gungsverfahren genutzt, kann aber nicht zum Tragen kommen, wenn seine
Kriterien objektiv nicht gegeben sind, so z. B. fur ,einfaches Ackerland” der
Wert fur ein so genanntes ,Sondergebiet Landwirtschaft®. Insoweit sei vor-
liegend mit Zustimmung des Vorstandes der Teilnehmergemeinschaft ein
einheitlicher Wertermittlungsrahmen fiir alle Grundsticke und Grund-
stiicksteile, die unabhangig von ihrer Nutzungsart der Gemarkung zuge-
horig, jedoch in der Bauleitplanung nicht der bebaubaren Ortslage zuge-
ordnet sind, festgelegt worden.

Auch habe aufgrund der vom Birger zur Wertermittlung erhobenen Ein-
wendungen mit ihm eine Einzelverhandlung stattgefunden, in deren Ergeb-
nis (Niederschrift) durch seine Unterschrift festgehalten worden sei, dass
die Wertermittlung nicht geandert werde.

Das ALF habe gemal § 32 des FlurbG die Wertermittlung durch die Fest-
stellung der Ergebnisse der Wertermittlung in Form eines Verwaltungs-
aktes abgeschlossen und im Amtsblatt der VG 6ffentlich bekannt gemacht.
Weder der Burger selbst noch ein anderer Teilnehmer an diesem Flur-
bereinigungsverfahren habe Widerspruch gegen die Feststellung der Wert-
ermittlung eingelegt, sodass diese zum Zeitpunkt seiner Vorsprache bei der
BUB bereits bestandskréftig war.

Insoweit konnte die BUB dem Biirger mitteilen, dass die im Flurbereini-
gungsverfahren vorgenommene Wertermittlung durch das ALF nach den
8§ 27 bis 33 FlurbG ordnungsgemal durchgefiihrt worden ist und keinen
rechtlichen Bedenken begegnet.
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3.6 Polizei- und Ordnungsrecht
3.6.1 Parkplatzprobleme vor der Schule

Ein Burger, der seine Enkeltochter taglich zur Férderschule bringt und wie-
der dort abholt, suchte bei der BUB Unterstiitzung, da sich die Parkplatz-
situation im Umfeld des Schulgebaudes in den vergangenen Jahren erheb-
lich verschlechtert hatte.

Die BUB wandte sich an das zustandige LRA. Da sich jedoch trotz zuge-
sagter Lésungsbemiihungen kein Sachfortschritt abzeichnete, lud die BUB
alle Beteiligten zu einem Ortstermin ein. Daran nahmen der Amtsleiter des
Rechts- und Ordnungsamtes der zustandigen Stadtverwaltung, ein Ver-
treter des LRA, ein Vertreter der Schule und die BUB teil. Bei allen Be-
teiligten bestand Ubereinkunft tiber die Notwendigkeit einer sachgerechten
Lésung, insbesondere mit Ricksicht auf die Tatsache, dass die Schule
auch von behinderten Kindern besucht wird, die mit Transportunternehmen
zur Schule gebracht werden. Im Ergebnis wurden in der Parkplatzreihe
direkt vor der Schule befindliche Stellplatze zu Kurzzeitpark- bzw. Halte-
platzen umfunktioniert und das in der Stral’e vor der Schule auf der einen
Fahrbahnseite bestehende Parkverbot im Zeitrahmen verandert. Die Um-
setzung erfolgte in einer verkehrsrechtlichen Anordnung der Strallen-
verkehrsbehdrde, womit dem Birgeranliegen Rechnung getragen wurde.

3.6.2 Anwohner fiihlen sich vom ,,Haltverbotszeichen*
beeintrachtigt

Im Auftrag mehrerer Anwohner einer Stralde wurde ein Blrger in der Bur-
gersprechstunde vorstellig, weil vor den Wohnhausern ein Halteverbots-
bereich mit einer Lange von ca. 30 m geschaffen worden war. Damit sei es
den Anwohnern noch nicht einmal mehr méglich, ihre Fahrzeuge zum Be-
und Entladen in diesem Bereich abzustellen.

Nach einer Anfrage bei der zustandigen Stadtverwaltung lud die BUB zu
einem Ortstermin ein. An diesem nahmen die Anwohner, der Burger-
meister, Vertreter des Ordnungsamtes der Stadt und des TMBLV sowie die
BUB teil. In diesem Rahmen wurde den Anwohnern nochmals die Hinter-
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grinde fir die Aufstellung des Verkehrszeichens 283 ,Haltverbot® erlautert:
Mit Ricksicht auf die ortlichen Verhaltnisse war die Anordnung zur Ge-
wahrleistung der Verkehrssicherheit ndtig, um durch eine bessere Einseh-
barkeit des Gegenverkehrs im Kreuzungsbereich den Begegnungsverkehr
zu sichern. Es wurde darauf verwiesen, dass auch seitens der zustandigen
Polizeiinspektion das Haltverbotzeichen befirwortet wurde.

Im gemeinsamen Ortstermin konnte den Anwohnern auf diese Weise ver-
mittelt werden, dass der Birgermeister und die Verwaltung die Anliegen
und Fragen der Bulrger ernst nehmen.

3.7 Rechtspflege
3.71 Schlichten ist besser als Richten

Zum Aufgabenbereich der BUB gehért, die Biirger im Umgang mit der
Verwaltung zu beraten und zu unterstitzen. Bei zivilrechtlichen Ange-
legenheiten hat die BUB keine Beratungs- und Priifkompetenz.

Im Berichtszeitraum hat die BUB Rat suchende Biirger in mehreren Fallen
darauf hingewiesen, dass sie zur Streitschlichtung bei Streitigkeiten des
taglichen Lebens und bei ,kleinen“ Strafsachen eine Schiedsstelle anrufen
kénnen. Die Schiedsstelle kann in birgerlichen Rechtstreitigkeiten Utber
vermogensrechtliche Anspriche (z. B. Mietstreitigkeiten) und Uber nicht
vermogensrechtliche Anspriiche wegen Verletzung der personlichen Ehre
(z. B. Anspruche auf Entschuldigung wegen einer Beleidigung, auf Widerruf
unwahrer Erkldrungen oder auf Unterlassung bestimmter Handlungen)
angerufen werden. Im Gegensatz zum strafrechtlichen Verfahren ist die
Anrufung der Schiedsstelle in birgerlich-rechtlichen Streitigkeiten nicht
vorgeschrieben, sondern geschieht freiwillig. Das TJM hat zur Tatigkeit der
Schiedsstellen eine Broschire unter dem Titel ,Schlichten ist besser als
Richten herausgegeben. Dieses Informationsmaterial stellt die BUB an-
fragenden Burgern zur Verfligung. Die Broschire ist auch im Internet unter
www.thueringen.de/de/justiz veroffentlicht.

Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 ThirSchStG richtet jede Gemeinde eine oder meh-
rere Schiedsstellen zur Durchfiihrung von Schlichtungsverfahren ein.
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Kleine Gemeinden kénnen mit anderen Gemeinden eine gemeinsame
Schiedsstelle bilden.

Im Zusammenhang mit dem Hinweis an die Birger, sich an die zusténdige
Schiedsstelle wenden zu kénnen, hat die BUB jedoch festgestellt, dass
mitunter nicht alle Gemeinden eine Schiedsstelle eingerichtet haben. Aus
diesem Grund hat sich die BUB an das TJM gewandt und um eine Priifung
des Sachverhalts gebeten. Das TJM als oberste Rechtsaufsichtsbehdrde
hat sich mit den oértlichen Rechtsaufsichtsbehorden in Verbindung gesetzt
mit dem Ergebnis, dass dort, wo noch keine Schiedsstelle eingerichtet ist
bzw. wo eine Neubesetzung der Schiedsstelle anstand, die Rechtsauf-
sichtsbehdrden ihre Unterstitzung bei den Bemihungen zusagten, geeig-
nete Schiedspersonen zu finden bzw. gemeinsame Schiedsstellen einzu-
richten.

3.7.2 Welches Amtsgericht ist zustandig?

Ein Blrger trug der BUB vor, er habe einen Freund finanziell unterstiitzt
und dementsprechende Schuldscheine in Besitz. Nun sei dieser Freund,
der ein Haus und zwei Grundstlicke besal}, verstorben und samtliche Er-
ben hatten ihr Erbe ausgeschlagen. Der Blrger war nun der Meinung, dass
ein Gericht deshalb den Nachlass unter den Glaubigern des Verstorbenen
verteilen wirde. Er war aber aufgrund sich widersprechender Auskinfte zur
Ortlichen Zustandigkeit des Gerichts — vom Amtsgericht X wurde er zum
Amtsgericht Y und von dort an das Insolvenzgericht, von dort wiederum an
das Nachlassgericht und von diesem wieder zuriick zum Amtsgericht Y
verwiesen! — vollkommen im Unklaren, an welches Gericht konkret er sich
wenden musse.

Hierzu wurde ihm von der BUB mitgeteilt, dass sachlich zusténdig hier in
jedem Fall das so genannte Nachlassgericht sei; dies ist die fiir Nachlass-
bzw. Erbschaftssachen ,zustédndige® Abteilung des Amtsgerichts.

Das Nachlassgericht ist zustandig fur:

1. die Erteilung von Erbscheinen und Testamentsvollstrecker-
zeugnissen
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2. Sicherungsmalnahmen (z. B. die Anordnung einer Nachlass-
pflegschaft)
Eine Nachlasspflegschaft wird angeordnet, wenn die Erben unbe-
kannt sind und ein Bedurfnis zur Sicherung des Nachlasses be-
steht.

3. die Beurkundung und die Entgegennahme von Erbaus-
schlagungserklarungen
Eine Ausschlagung ist die Erklarung, dass eine Erbschaft nicht
angenommen wird.

4. die Verwahrung von Testamenten, Erbvertrdgen und
Testamentserdffnungen

5. Todeserklarungsverfahren

Das Nachlassgericht ist NICHT zustandig fir:

o die Abwicklung des Nachlasses wie z. B. die Erflllung von
Nachlassverbindlichkeiten und Vermachtnissen

e die Berechnung und Abwicklung von Pflichtteilsansprichen

e die Ermittlung Uber die Zusammensetzung des Nachlasses

e Rechtsberatung
Lediglich Notare und Rechtsanwalte dirfen rechtlich beraten.

o die Festsetzung der Erbschaftssteuer

e Bestattungsangelegenheiten

Ortlich zustandig ist gemaR § 343 FamFG dasjenige Amtsgericht, in des-
sen Bezirk der/die Verstorbene (Erblasser) zuletzt gewohnt hat. Im kon-
kreten Fall war dies tatsédchlich das Amtsgericht Y.

3.8 Finanzwesen/offene Vermoégensfragen
3.8.1 Offene Vermogensfragen und ihre Klarung

Wegen der Verfahrensdauer in einem Verfahren zur Regelung offener
Vermdgensfragen hatte sich ein Burger im Sinne seiner verstorbenen
Mutter an die BUB gewandt. Die Verstorbene hatte im September 1990
einen Antrag auf Ruckibertragung enteigneter Grundstlicke und Gebaude
ihres Vaters gestellt. Mit Bescheid des ThLARoV vom Friihjahr 1996 wurde
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der Entschadigungsanspruch dem Grunde nach anerkannt; tber die Héhe
der Entschadigung lag im August 2010 jedoch immer noch keine Ent-
scheidung vor, woflr der Blrger — nachvollziehbarerweise — kein Ver-
stdndnis mehr hatte.

Ihm wurde zum besseren Verstandnis der Hintergriinde zunachst allgemein
erlautert, dass als so genannte ,,Offene Vermogensfragen" diejenigen ver-
mdgensrechtlichen Probleme bezeichnet wirden, die durch die Teilung
Deutschlands, die damit verbundene Bevdlkerungswanderung von Ost
nach West und die unterschiedlichen Rechtsordnungen in beiden deut-
schen Staaten hervorgerufen wurden. Nach dem Umbruch in der DDR
1989 stellte sich die Aufgabe, dass das in 40 Jahren Zweistaatlichkeit ein-
getretene Teilungsunrecht sozial vertraglich zu beseitigen. Dabei wurde
friihzeitig klar, dass eine vollstandige Revision von vier Jahrzehnten sozia-
listischer Entwicklung in Gesellschaft und Wirtschaft als unrealistisch aus-
schied.

Die Verhandlungen zu den offenen Vermdgensfragen zwischen der Bun-
desrepublik und der DDR fiihrten im Juni 1990 zu einer ersten Verein-
barung, spater wurden die Grundsatze dieser Vereinbarung zu einem
Bestandteil des Einigungsvertrages. Ebenfalls Bestandteil des Einigungs-
vertrages wurde das VermG. In diesem Gesetz sind die grundlegenden
Fragen des Vermogensrechts geregelt. Nachfolgend wurden — aufbauend
auf dem Vermdgensgesetz — 7 weitere Gesetze zur Regelung bestimmter
Teilprobleme des VermG erlassen, so z. B. auch das EntschG.

Fir einen Sachverhalt wie den von dem Birger vorgetragenen heif3t das,
dass das Verfahren im Grunde zweistufig ablauft: Ein Antrag auf Rick-
Ubertragung nach dem VermG wird entsprechend bearbeitet und be-
schieden; kann eine Ruckibertragung nicht oder nur teilweise erfolgen,
wird in einem zweiten Schritt ein Verfahren nach dem EntschG durch-
gefiihrt, wobei im zweitgenannten Verfahren haufig noch zusatzliche oder
auch andere Unterlagen/Nachweise bendtigt und deshalb zusatzliche
Recherchen durchgefiihrt werden missen. Diese Verfahren sind daher
sehr komplex, schwierig und zeit- und arbeitsaufwandig, wobei haufig eine
Mitwirkung der Antragsteller nicht nur hilfreich, sondern sogar notwendig
ist.
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Folge dessen ist es, dass bei den zustandigen Behdrden ein erheblicher,
bis ins Jahr 1990 zurtckreichender Bearbeitungsrickstand besteht, wobei
sich die Bearbeitungsreihenfolge aus Fairnessgriinden nach dem Ein-
gangszeitpunkt des Erstantrages richtet und &uflere Interventionen (z. B.
durch die BUB) mit dem Ziel des Vorziehens und damit der Bevorzugung
eines einzelnen Vorgangs mit Ruicksicht auf den Gleichbehandlungs-
grundsatz nicht vertretbar sind.

Die sich aus dieser Situation fiir die Betroffenen ergebenden langen Bear-
beitungs- bzw. Wartezeiten sind, dies ist unbestritten und auch dem
ThLARoV und dessen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sehr bewusst,
hdchst unbefriedigend, nach gegenwartigem Stand der Dinge aber nicht zu
andern. Abhilfe konnte allenfalls durch Stellenmehrungen geschaffen wer-
den, wobei aber auch die Disposition des Thuringer Haushaltsgesetz-
gebers in Anbetracht der mittlerweile nur mehr sehr eingeschrankten finan-
ziellen Spielrdume des Landes unter dem Vorbehalt des Méglichen steht.

Das in der von dem Burger vorgebrachten konkreten Angelegenheit um
Prifung und Rickaulierung gebetene TFM teilte schlieRlich mit, dass das
Vermoégen des ehemaligen Eigentimers aufgrund eines Urteils des Militar-
tribunals der Sowijetischen Militaradministration in Eigentum des Volkes
Uberfihrt worden sei. Mit Rehabilitierungsbescheinigung der General-
staatsanwaltschaft der Russischen Fdderation sei der ehemalige Eigen-
timer rehabilitiert worden. Nachdem ein Anspruch auf Entschadigung nach
den Vorschriften des EntschG schon im Jahr 1996 dem Grunde nach fest-
gestellt worden war, sei das entschadigungsrechtliche Verfahren im
[I. Quartal 2010 in die Bearbeitung genommen worden.

Nach Durchsicht der Akten im ThLARoV sei aber festgestellt worden, dass
dort insbesondere Bewertungsunterlagen (Bilanzen, steuerliche Einheits-
werte, Grundbuchunterlagen) nicht vorhanden seien. Deshalb wurde der
Birger im Rahmen seiner Mitwirkungspflicht (§ 12 Abs. 1 EntschG i.V.m.
§ 31 Abs. 1 VermG) gebeten, mogliche Altunterlagen zur Verfliigung zu
stellen.

Das entsprechende Schreiben des ThLARoV blieb seitens des Birgers
aber unbeantwortet, weshalb von Amts wegen — langwierige — Recherchen
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bei einem Finanzamt, einem Kreisarchiv, einer VG, einem Stadtarchiv,
einem Amtsgericht und sogar beim Thiringischen Staatsarchiv Gotha not-
wendig wurden. Diese verliefen gleichwohl erfolglos, weshalb — da ein
Lastenausgleichsverfahren nicht durchgeflhrt wurde — auch auf einen Er-
satzeinheitswert nicht zurlickgegriffen werden konnte. Ist jedoch weder ein
Einheitswert noch ein Ersatzeinheitswert vorhanden, berechnet das
ThLAROoV fir landwirtschaftliches Vermdgen einen Hilfswert nach den Vor-
schriften des Reichsbewertungsgesetzes vom 16.10.1934 in der Fassung
des Bewertungsgesetzes der DDR vom 18.09.1970 (§ 3 Abs. 3 EntschG).
Ist eine Bemessungsgrundlage nicht zu ermitteln, so ist sie zu schatzen
(§ 4 Abs. 3 EntschG).

Sobald dies geschehen sei, werde — so versicherte das TFM — die beab-
sichtigte Entscheidung des ThLARoV dem Burger mitgeteilt.

Fazit: Die Dauer der vermogensrechtlichen Verfahren strapaziert die Ge-
duld der — nicht selten hochbetagten — Betroffenen aufs AuRerste, ihre
aktive Mitwirkung an der Aufklarung des Sachverhaltes ist zur Erzielung
von Sachfortschritten deshalb umso nétiger!

3.8.2 Problembewusste Beihilfestelle

Eine von ihrem — als Beamter des Landes tatigen — Ehemann getrennt
lebende Biirgerin wandte sich in einer Beihilfeangelegenheit an die BUB.
Sie schilderte, dass sie zwecks Abrechnung der ihr als Ehefrau zuste-
henden Beihilfeleistungen gezwungen sei, alle Belege und arztlichen
Rechnungen (ber ihren Noch-Ehemann bei der Beihilfestelle einzureichen.
Auf diese Weise wirden dem ehemaligen Partner alle Diagnosen sowie
diagnostischen und therapeutischen Malihahmen im Detail bekannt, was
der Betroffenen nachvollziehbarerweise sehr unangenehm war. Deshalb
erbat sie von der BUB Auskunft dariiber, ob die Beihilfestelle nicht eine
praktische Handhabung der Beihilfeabrechnung ermdglichen kénne, die
dem Datenschutz und den diesbezliglichen Interessen von getrennt le-
benden, aber noch nicht geschiedenen Eheleuten Rechnung triigen.

Eine entsprechende Riickfrage bei der Beihilfestelle ergab, dass dieser das
Problem bekannt war und mit Ricksicht auf die missliche Situation min-
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destens des einen Betroffenen zwei Varianten der praktischen Hand-
habung akzeptiert wirden, die dem Interesse des in Trennung lebenden
Noch-Ehepartners des Beihilfeberechtigten nach Datenschutz Rechnung
tragen: Zum einen ist es moglich, dass dieser Blanko-Beihilfeantrags-
formulare verwendet, die — blanko — vom beihilfeberechtigten Noch-Ehe-
partner unterschrieben wurden. Und zum anderen ist die Beihilfebean-
tragung bei der Beihilfestelle unter Verwendung einer vom beihilfebe-
rechtigten Noch-Ehepartner ausgestellten Vollmacht im eigenen Namen
moglich, wobei die Beihilfestelle hier zur Vermeidung von Formfehlern zur
Unterstltzung der Nutzer ein Formular bereitstellt.

Auf diese Weise hat die Beihilfestelle einer in der Praxis wahrscheinlich gar
nicht so selten vorkommenden, menschlich problematischen Situation an-
gemessen Rechnung getragen und ermdglicht den Betroffenen eine sach-
dienliche praktische Handhabung. Der Rat suchenden Birgerin konnte auf
diese Weise eine ihrem Anliegen in vollem Umfang abhelfende Auskunft
gegeben werden.

3.8.3 Haftet ein Grundstiickskaufer fiir aufgelaufene
Grundsteuerschulden des Voreigentiimers?

Ein Blrger trug der BUB vor, er sei Eigentiimer eines Hausgrundstiicks,
das er mit notariellem Vertrag kauflich erworben habe, und zwar aus einer
Insolvenzmasse. Mit jahrlichen Bescheiden hatte die Stadt gegentiber die-
sem insolvent gegangenen Voreigentiimer Uber einen Zeitraum von finf
Jahren Grundsteuerforderungen geltend gemacht. Diese Steuerbescheide
wurden auch bestandskraftig und vollstreckbar, die Betrdge jedoch nicht
beglichen und auch séamtliche Beitreibungsversuche der Kommune blieben
ohne Erfolg. Deshalb meldete die Stadt ihre Forderungen schlie3lich beim
Insolvenzverwalter zur Tabelle an. Gleichzeitig erliel? sie jedoch gegenluber
dem Biurger als Erwerber und nunmehrigen Eigentimer des Grundstlicks
einen Duldungsbescheid zur Grundsteuer. Ein von dem Burger hiergegen
eingelegter Widerspruch hatte aber nur teilweise Erfolg: Zwar wurde nach
Anderung des Grundsteuermessbetrages und einer entsprechenden Neu-
berechnung der Grundsteuer nur noch ein Teil des urspringlichen Be-
trages geltend gemacht, bei der grundsatzlichen Inanspruchnahme des
Grundstlckserwerbers fir die rickstandigen Grundsteuern verblieb es
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jedoch, wobei der Birger gegen den diese Entscheidung bestatigenden
Widerspruchsbescheid keine Klage eingereicht hatte.

Seine Inanspruchnahme hielt der Burger aber weiterhin nicht fir recht-
maRig, weshalb er Rat bei der BUB suchte und um Aufklarung bat. Hierbei
berief sich der Burger auf § 11 Abs. 2 GrStG (,Wird ein Steuergegenstand
ganz oder zu einem Teil einer anderen Person Ubereignet, so haftet der
Erwerber neben dem friiheren Eigentimer fir die auf den Steuer-
gegenstand oder Teil des Steuergegenstandes entfallende Grundsteuer,
die fiir die Zeit seit dem Beginn des letzten vor der Ubereignung liegenden
Kalenderjahres zu entrichten ist. Das gilt nicht fir Erwerbe aus einer Insol-
venzmasse und flr Erwerbe im Vollstreckungsverfahren.“), wobei er es
wegen des Wortlautes der Norm fiir nicht geklart hielt, ob er als Erwerber
eines Grundstlicks aus einer Insolvenz nun ,voll“ oder ,gar nicht* haftet.
Der Birger war der Auffassung, dass er von offenen, an dem Grundstlick
,hangenden® Grundsteuerforderungen befreit sei, wobei die Stadt im Ge-
genzug nach § 47 InsO das Recht auf Aussonderung des Grundstlcks aus
der Insolvenzmasse bzw. nach § 48 InsO das Recht auf Auszahlung des
zur Tabelle angemeldeten Betrages gehabt hatte.

Das von der BUB um Priifung und Stellungnahme gebetene TIM stellte in
seiner Rickaulerung zunachst fest, dass die Begrindung des Wider-
spruchsbescheides des LRA nicht vollstandig tUberzeugend sei, da die In-
anspruchnahme des Birgers weniger auf der persénlichen Haftung nach
§ 11 Abs. 2 Satz 2 GrStG beruhe, sondern vielmehr auf der dinglichen Haf-
tung nach § 12 GrStG, demzufolge die Grundsteuer auf dem Steuer-
gegenstand als offentliche Last ruhe. Wegen einer Steuer, die als solche
offentliche Last auf dem Grundbesitz ruhe, habe der Eigentimer aber nach
§ 77 Abs. 2 Satz 1 AO, der nach § 15 Abs. 1 Nr. 2. ¢) ThirKAG ent-
sprechend anwendbar sei, die Zwangsvollstreckung in den Grundbesitz zu
dulden.

Zu dem Vorhalt des Biirgers, er hatte ein lastenfreies Grundstiick erwerben
kénnen, wenn die Gemeinde die ordnungsgemafle Geltendmachung und
Durchsetzung ihrer Forderungen gegentber dem Alteigentiimer nicht ,ver-
schusselt’ hatte, fihrte das TIM aus, dass die Stadt die Grundsteuer-
schulden seinerzeit ordnungsgemaf im Insolvenzverfahren beim Insol-
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venzverwalter angemeldet gehabt habe. Der Insolvenzverwalter habe dann
im Zuge des Insolvenzverfahrens das Grundstuck freihdndig an den Burger
verauBert, wobei im notariellen Grundstickskaufvertrag darauf hinge-
wiesen worden sei, dass 6ffentliche Lasten auf dem Grundstick ruhen und
vom Kaufer zu tragen seien. Nach § 49 InsO seien Glaubiger, denen ein
Recht auf Befriedigung aus Gegenstanden zustehe, die der Zwangsvoll-
streckung in das unbewegliche Vermogen unterlagen (unbewegliche Ge-
genstande), nach MaRRgabe des Gesetzes Uber die Zwangsversteigerung
und die Zwangsverwaltung zur abgesonderten Befriedigung berechtigt. Der
Insolvenzverwalter kénne also entweder nach § 165 InsO beim zustan-
digen Gericht die Zwangsversteigerung oder die Zwangsverwaltung eines
unbeweglichen Gegenstandes der Insolvenzmasse betreiben, auch wenn
an dem Gegenstand ein Absonderungsrecht bestehe; er kdnne aber auch
zulassigerweise das belastete Grundstiick — wie in diesem Fall — freihandig
veraufdern.

Im Falle einer Zwangsversteigerung des Grundstlicks berechtige das Ab-
sonderungsrecht die Rechtsinhaberin zur bevorrechtigten Befriedigung aus
dem Grundstlick. Mit der Zuschlagerteilung erldsche dann die 6ffentliche
Last und an ihre Stelle trete ein Anspruch auf Wertersatz aus dem Ver-
steigerungserlés. Im vorliegenden Fall habe der Insolvenzverwalter jedoch
das Grundstlck freihdndig verduf3ert und im notariellen Vertrag wurde zu-
dem geregelt, dass auf dem Grundstlick 6ffentliche Lasten ruhen, die vom
Kaufer zu tragen seien. Und der BGH habe in einem Urteil vom 18.02.2010
(Az.: IX ZR 101/09) entschieden, dass die 6ffentliche Last nach § 12 GrStG
bei einer freihandigen VerauRerung nicht erlésche, da die Vorschriften des
Zwangsversteigerungsrechtes (mangels Zwangsversteigerung) nicht zur
Anwendung k&men und das Insolvenzrecht keine dem Zwangsver-
steigerungsrecht entsprechende Vorschriften Uber das Erléschen des
Rechts und das Entstehen eines Anspruchs auf Wertersatz aus dem Ver-
aufderungserlés enthalte.

Im Ergebnis war die erfolgte VerauRerung an den Birger in Bezug auf die
offentliche Last also genauso zu behandeln, wie jeder andere Grund-
stlicksverkauf auch, weshalb die Stadt befugt war, die Grundsteuer dem
Burger als Erwerber gegenlber geltend zu machen.
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3.9 Bildung, Wissenschaft und Kultur
3.9.1 Besondere FordermaBnahmen in Schulen

Besorgt wandte sich ein Biirger an die BUB, weil die bisher fiir das Kind
vom Jugendamt Ubernommene finanzielle Unterstitzung fir die Schuler-
hilfe weggefallen war.

Eine weitere Unterstitzung fir das Kind war jedoch nach Angaben des
Blrgers dringend notwendig. Das um Stellungnahme ersuchte TMBWK
teilte mit, dass zwischenzeitlich der mobile sonderpadagogische Dienst
eingeschaltet worden sei und in Zusammenarbeit mit der Klassenlehrerin
ein individueller Forderplan fiir den Schiiler erstellt werde.

Gemal § 47 Abs. 7 ThirSchulO sollen in den Schulen besondere Forder-
mafnahmen fir Schiler mit besonderen Lernschwierigkeiten im Lesen und
im Rechtschreiben, in Mathematik und in den Fremdsprachen sowie
Schiler, die des Sportunterrichts bedurfen, eingerichtet werden.

3.9.2 Die Schiilerbeforderung — immer wieder Grund fiir
Biirgeranliegen

Ein Blrger trug vor, zunachst die Schulerfahrkarte fur seine schulpflichtige
Tochter ausgehandigt bekommen zu haben. Bereits einen Tag spater sei
diese Karte aber von der Schule unter Verweis auf einen schriftlichen
Kurzhinweis der Schulleiterin wieder eingezogen worden, und zwar bei den
Kindern selbst. Bei diesen habe die geschilderte Vorgehensweise grolRe
Verunsicherung hervorgerufen. Aufgrund einer Intervention der zustan-
digen Abteilungsleiterin der Stadtverwaltung habe das Kind seine Fahrkarte
dann zwar umgehend wiedererhalten, andere Kinder jedoch nicht, was bei
diesen zu grofer Verunsicherung gefiihrt habe.

Von der BUB um Stellungnahme gebeten, erlauterte die Stadt die Hinter-
grinde dieses merkwuirdig erscheinenden Sachverhaltes: Die Stadt sei
Schultrager der betroffenen Grundschule und damit auch fir den ,Schul-
aufwand“ — und somit auch Schilertransport — verantwortlich. Die Kosten-
Ubernahme sei im ThirSchFG geregelt.
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In § 4 heilt es dazu: ,Die Befdrderung ist in der Regel notwendig flr
Schiiler von der Grundschule und der Forderschule bei einem Schulweg
von mindestens 2 Kilometern. Eine Beforderungs- und Erstattungspflicht
besteht grundsatzlich nur fur die kirzeste Wegstrecke zwischen der Woh-
nung des Schilers und der nachstgelegenen staatlichen Schule der Stadt,
die dem Schuler den von ihm angestrebten Schulabschluss ermdglicht.”
Aufgrund der Tatsache, dass es in der betreffenden Stadt aber keine
Schulbezirksregelung gebe, hatte der Blrger die Moglichkeit, zwischen den
vier Grundschulen der Stadt diejenige Schule auszuwahlen, die sein Kind
besuchen solle. Diese Wahlmaoglichkeit zwinge aber nicht gleichzeitig den
Schultréager zur Kostenlbernahme bei ggf. notwendigem Schulertransport.

Durch die Stadt als Schultragerin wirden die Berechtigten fir den ge-
samten Wirkungskreis des Schultragers ermittelt und den jeweiligen Schu-
len mitgeteilt, damit in den Schulen mit Beginn des neuen Schuljahres die
Schulerjahreskarten ausgehandigt werden kdnnten. Dieses Verfahren
werde seit mehreren Jahren praktiziert, um den Eltern ein entsprechendes
Antragsverfahren zu ersparen.

In der genannten Grundschule seien jedoch offensichtlich durch ein Ver-
sehen in der Schule auch Fahrkarten an Unberechtigte vergeben worden,
die dann durch die Schulleitung hatten wieder eingezogen werden mussen.
Hierzu habe die Schulleiterin in der Schule aufgeklart und sich bei dem
Bilrger entschuldigt.

Diese seien sofort nach Bekanntwerden des Sachverhalts in der Stadt-
verwaltung durch die entsprechende Fachabteilung tUber die gesetzlichen
Grundlagen informiert und eingehende Antrage auf Erstattung der Schiiler-
transportkosten seien umgehend bearbeitet worden. Gleichzeitig sei durch
den Burgermeister der Stadt der weitere kostenlose Schiilertransport durch
das beauftragte Unternehmen fiir eine Ubergangsfrist veranlasst worden,
um den Eltern und der Verwaltung die Mdglichkeit zu geben, Einzelfall-
prifungen vornehmen zu kénnen. Im Fall des Biirgers wurde dessen An-
trag auf Ubernahme der Schiilertransportkosten positiv beschieden.

In einem anderen Fall hatte ein Blirger dargelegt, dass seine Tochter in der
Zeit von 2006 bis 2009 ein bestimmtes Gymnasium in der benachbarten
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kreisfreien Stadt besucht habe. Die fiir die Beférderung zur Schule anfal-
lenden Aufwendungen (Kosten) habe der Landkreis anteilig getragen.
Zwischenzeitlich habe der Landkreis seine diesbeziglichen Regelungen
jedoch dahingehend geéndert, dass die Eltern-Beteiligung an den Kosten
der Schilerbeférderung gestrichen worden sei und die Kosten nunmehr in
voller Héhe vom Kreis allein getragen wirden. Deshalb stellte sich fir den
Blrger die Frage, ob die Heranziehung der Eltern zur Beteiligung an den
Kosten der Schiilerbeférderung in der vorhergehenden Zeit rechtmafig
gewesen war.

Hierzu erlauterte ihr die BUB, entsprechend der Bestimmungen des
ThiarSchFG seien die Landkreise und kreisfreien Stadte Trager der Schi-
lerbeférderung fiir die in ihrem Gebiet wohnenden Schiiler. Die Landkreise
und kreisfreien Stadte hatten deshalb, sofern die Beférderung notwendig
ist, die Schuler zur Schule zu beférdern oder ihnen oder ihren Eltern die
notwendigen Aufwendungen fir den Schulweg zu erstatten. Die Beforde-
rungs- oder Erstattungspflicht bestehe jedoch nur fir die kirzeste
Wegstrecke zwischen der Wohnung des Schulers und der néachst-
gelegenen, aufnahmefahigen staatlichen Schule, die dem Schiiler den von
ihm angestrebten Schulabschluss ermdglicht.

Ab Klassenstufe 11 des Gymnasiums einschlieBlich der Spezialschulen
und -klassen sowie der mit einer Gesamtschule oder einer Schule nach
§ 4 Abs. 4 ThurSchulG verbundenen dreijahrigen gymnasialen Oberstufe
kénnten die Eltern (bei volljahrigen Schiilern die Schiler selbst) jedoch
gemal § 4 Abs. 3 Satz 2 ThirSchFG an den Beférderungskosten beteiligt
werden. Die Einzelheiten der Erstattung sowie die Hoéhe und das Verfahren
der Erhebung des Eigenanteils regele gemal § 4 Abs. 3 Satz 3 der jewei-
lige Trager der Schulerbeférderung.

Damit sei dem Landkreis durch landesgesetzliche Ermachtigung die Mog-
lichkeit erdffnet worden, im Rahmen seiner Verwaltungs- und Finanzhoheit
gemal § 97 Abs. 2 der ThirKO in Verbindung mit seiner nach §§ 98 und
99 TharKO gegebenen Satzungsbefugnis verbindliche Regelungen fur eine
Beteiligung der Eltern an den Kosten der Schulerbeférderung zu be-
schlieBen. Von dieser Ermachtigung habe der Landkreis Gebrauch ge-
macht und durch den Beschluss der Satzung des Kreises Uber die Schi-
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lerbeférderung Einzelheiten der Erstattung sowie die Héhe und das Ver-
fahren der Erhebung des Eigenanteils (Eltern bzw. volljahrige Schiler)
geregelt. Wenn der Landkreis inzwischen zu der Auffassung gelangt sei,
dass die Erhebung des Eigenanteils nicht mehr angezeigt sei, sei der
Kreistag entsprechend der o. g. Ermachtigung auch berechtigt, die von ihm
getroffene Regelungen entsprechend zu andern, wobei derlei im Rahmen
der Satzungsautonomie getroffene Entscheidungen wegen des dem Sat-
zungsgeber zustehenden Einschatzungs-, Wertungs- und Gestaltungs-
spielraums aulerer Bewertung entzogen seien.

Wenn und soweit von gesetzlich eingerdumten Regelungsoptionen
Gebrauch gemacht werde oder Bestimmungen wieder geandert wiirden, so
liege es in der Natur der Sache, dass Biirger von den getroffenen und zu
einem bestimmten Zeitpunkt gednderten Regelungen auch unterschiedlich
betroffen sein kdnnten. Dies sei allerdings das praktische Ergebnis des
vom Gesetzgeber ausdrlcklich eingerdumten rechtlichen Gestaltungs-
freiraums des Satzungsgebers.

Rechtlich, so die Hinweise der BUB weiter, gebe es insoweit keinen (Ver-
trauens)schutz der Art, dass der Birger einen Anspruch darauf hatte, dass
ihn im konkreten Einzelfall nicht belastende/begilinstigende Regelungen fir
immer ungeandert bleiben mussten. Aus der jetzigen, auf einer gednderten
Rechtslage beruhenden Freistellung von der Kostenbeteiligung lasse sich
daher keine rechtlich erhebliche Benachteiligung/Ungleichbehandlung zu
Lasten des Burgers ableiten.

In einem weiteren Fall ging es um die Zustdnde in den Schulbussen: Ein
Birger teilte mit, die Busse seien nach Schilderung seiner Tochter pha-
senweise derart Uberfullt, dass die Kinder auf einer bestimmten Tour der-
artig dicht zusammengedrangt stehen missten, dass die Kleineren kaum
Luft bekdmen und es auch schon zu Verletzungen gekommen sei, da sich
die Kinder nicht festhalten konnten und bei starkem Bremsen den Halt
verloren. Im Rahmen einer Elternversammlung seien diese Zustande auch
von anderen besorgten Eltern beanstandet worden.

Unter Einbeziehung einer Stellungnahme des TMBWK, das seinerseits das
TMBLV in die Bearbeitung des Anliegens einbezogen hatte, konnte die
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BUB dem besorgten Biirger mitteilen, dass gemaR § 4 Abs. 3 Satz 4 des
ThirSchFG bei der Organisation der Schiilerbeférderung die 6ffentlichen
Verkehrsmittel vorrangig zu nutzen seien. Nach § 3 des ThirOPNVG seien
die Landkreise und kreisfreien Stadte in Thiringen auch Aufgabentrager
des OPNV und sie hatten den OPNV im Rahmen ihrer Leistungsfahigkeit
als Aufgabe im eigenen Wirkungskreis nach MaRRgabe dieses Gesetzes zu
planen, zu organisieren und zu finanzieren.

Die vom zustandigen Landkreis in der Sache vorgenommene Uberpriifung
habe ergeben, dass die Schilerbusse, die die betreffende Tour abdeckten,
zwar in der Summe ausreichend Platz fir alle zu beférdernden Schuler
boéten. Die geschilderten Probleme entstiinden jedoch offensichtlich da-
durch, dass zum einen die den Schulen bereitgestellten Verbindungs-
Ubersichten nicht ausreichend kommuniziert worden seien. Und zum an-
deren wirden durch die Schiiler offensichtlich auch wegen unterschied-
licher Abfahrtszeiten und Wegfiihrungen bestimmte Busse bevorzugt und
es werde moglicherweise eine andere als die vorgesehene Einstiegshalte-
stelle gewahlt, wodurch die Busse unterschiedlich ausgelastet seien und es
zu den geschilderten Problemen komme.

Da der Landkreis aber zugesichert hatte, dass er die Situation in Kiirze vor
Ort Uberprifen und nach Lésungsmdglichkeiten suchen werde, konnte die
BUB dem Biirger eine alsbaldige Verbesserung der Situation in Aussicht
stellen.

3.93 Wird die Grundschule geschlossen?

Besorgt haben sich mehrere Birger an die BUB gewandt, weil seit einiger
Zeit Geruchte existieren, dass die Grundschule in der Gemeinde mdg-
licherweise geschlossen werden soll. Da die Burger Uber keine naheren
Informationen verfliigten, haben sie die BUB um Unterstiitzung gebeten.
Die betreffende Grundschule bietet u. a. auch gesundheitliche Angebote fir
Kinder an, die mit Begeisterung von den Kindern angenommen werden.
Weiter wirken sich diese Angebote auch positiv auf die Gesundheit der
Kinder aus. Die Angebote gehen auf die langjahrige Kneipp-Tradition zu-
rick. Sowohl die Lehrer als auch die Erzieher dieser Grundschule haben
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an Ausbildungsangeboten teilgenommen, um Kneipp-Gesundheitserzieher
Zu sein.

Aus der Sicht der Birger besteht keine Veranlassung, diese Schule zu
schlieBen, da auch weiterhin entsprechende Schiilerzahlen vorhanden
sind.

Die BUB hat sich an den Landrat gewandt und um eine Auskunft zum
Sachverhalt gebeten. Im Antwortschreiben hat der Landrat mitgeteilt, dass
ein neues Schulnetz fir die in Tragerschaft des Landkreises befindlichen
Schulen beschlossen wird. Es werden in diesem Zusammenhang alle
Schulstandorte der Staatlichen Grundschulen im Landkreis geprift. An-
hand der Schiilerzahlen sowie des notwendigen Sachaufwandes zum Un-
terhalt und Betrieb jeder Staatlichen Grundschule wird zu priifen sein, in-
wieweit Veranderungsbedarf besteht.

Es wurde zugesichert, dass die Vorschlage des neuen Schulnetzes im
Ausschuss Schule, Kultur und Sport unter Beteiligung der Schule und der
Ortlichen Vertreter beraten werden. Der Vorgang war im Berichtszeitraum
noch nicht abgeschlossen.

3.10 Sonstiges
3.10.1 Wer ist zustandig?

Angeregt durch einen Pressebericht Uber die Vorstellung des Jahres-
berichtes der BUB fiir 2009 warf eine Biirgerin mehrere grundséatzliche
Fragen auf. Ob die Funktion als BUB als Parallele oder als Konkurrenz
zum Petitionsausschuss zu sehen sei, wann man am besten wen anrufe,
wie die Stellung beider Institutionen in einem gedachten Organigramm zu
sehen sei und was es — im Vergleich zu dem in der damaligen DDR (b-
lichen Sprachgebrauch — mit dem Begriff ,Eingabe“ auf sich habe, wollte
sie wissen.

Ausgangspunkt der Erlauterungen der BUB war Artikel 17 GG, demzufolge
jedermann das Grund-Recht hat, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit
anderen schriftlich mit Bitten oder Beschwerden an die zustéandigen Stellen
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und an die Volksvertretung zu wenden. Artikel 14 ThirVerf formuliert in-
haltsgleich, wobei zusatzlich miindliche Petitionen erfasst sind.

Als Adressaten einer Petition kommen zum einen ,die zusténdigen Stellen®
in Betracht. Dies sind die im Einzelfall betroffenen staatlichen Stellen, in
der Regel also meist Behdrden oder Koérperschaften. Adressaten einer
Petition sind aber insbesondere auch die Volksvertretungen, auf Bundes-
ebene also der Deutsche Bundestag und auf der Ebene der Bundeslander
die Landtage. Die Parlamente bilden — meist spiegelbildlich zu den Fach-
zustandigkeiten der einzelnen Ressorts der Exekutive — Ausschisse und
entsprechend der verfassungsrechtlichen Verpflichtung (Art. 45 ¢ GG, Art.
65 TharVerf) auch Petitionsausschisse. Diese sind fir die Bearbeitung der
an das Parlament gerichteten Petitionen zustandig und werden vom je-
weiligen Ausschussdienst der Bundes- bzw. Landtagsverwaltung bei der
Wahrnehmung ihrer Aufgaben beraten und unterstitzt.

Dem Ombudsmanngedanken geht es darum, Personen oder Personen-
gruppen, deren Artikulations- und Durchsetzungsvermégen in Bezug auf
die eigenen Belange im Vergleich zu dem eines Konfliktpartners als
schwacher eingeschatzt wird, einen Flrsprecher zur Seite zu stellen.
Dieser soll als kompetente, mit Ansehen und Autoritat versehene Person
bzw. Institution eine unparteiische, objektive Vermittlung im Konflikt ermég-
lichen. In diesem Zusammenhang pruft ein Ombudsmann, ob in einer An-
gelegenheit rechtlich einwandfrei, aber gleichzeitig auch fair und der Billig-
keit entsprechend gehandelt wurde oder sucht im Konfliktfall nach einer
gerechten, von allen Seiten akzeptierten Losung. Ombudsleute arbeiten
heue in vielen Bereichen des privaten Geschaftsverkehrs (u. a. Banken,
Versicherungen).

Der im Verhaltnis zwischen Birger und Staat arbeitende, fiir 6ffentlich-
rechtliche Angelegenheiten eingesetzte Ombudsmann ist praktisch aus-
nahmslos ein Beauftragter des Parlaments und mitunter zugleich Verfas-
sungsorgan, das die Birger gegen Verletzungen der Grundrechte und all-
gemein gegen behdrdliche Willkir schitzen soll. Als Parlamentsbeauf-
tragter ist der Ombudsmann Hilfsorgan der Volksvertretung, wird von die-
ser gewahlt, darf ihr jedoch nicht angehdren und ist in seiner Amtsfihrung
von ihr unabhangig. Kraft seiner ihm durch Gesetz bertragenen Kompe-
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tenzen und unterstitzt durch die Autoritdt des Amtes Uberwacht er die
Rechtmaligkeit und teilweise auch die ZweckmaRigkeit des Verwaltungs-
handelns, sodass ihm eine rechtlich wie tatsdchlich sehr wichtige Doppel-
funktion sowohl als Beschwerdeinstanz fir den Birger als auch als Hilfs-
organ des Parlamentes bei der Austibung der parlamentarischen Kontrolle
zukommt.

Die EU hat einen solchen Ombudsmann eingerichtet. Es ist der Europa-
ische Birgerbeauftragter. Und auch vier Bundeslander in der Bundesre-
publik Deutschland, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein, Mecklenburg-
Vorpommern und Thiiringen, haben einen BUB. Durch Gesetz vom
25. Mai 2000 schuf der Thiiringer Landtag die Institution des BUB. Die
Rechtsverhaltnisse, Aufgaben und Befugnisse des Thiiringer BUB sind im
ThirBUBG geregelt. Danach hat der BUB die Aufgabe, die Rechte der Bir-
ger gegeniber den Tragern der offentlichen Verwaltung im Lande zu wah-
ren und die Blrger im Umgang mit der Verwaltung zu beraten und zu un-
terstitzen. Er befasst sich mit den von den Birgern an ihn herangetra-
genen Winschen, Anliegen und Vorschlagen sowie mit Auskunftsbegehren
und Informationsersuchen. Im Rahmen dieser Aufgabe hat er insbesondere
auf die Beseitigung bekannt gewordener Mangel und auf eine einver-
nehmliche Erledigung der Blrgeranliegen hinzuwirken.

Hieraus wird deutlich, dass die Institution des BUB keinesfalls als Kon-
kurrenz zum Petitionsausschuss und auch nicht als Parallele dazu zu se-
hen ist, sondern als Erganzung.

Was die Terminologie betrifft, erlauterte die BUB der Blrgerin zunachst die
im TharBuBG und im ThurPetG enthaltenen Begriffe: Das ThirPetG defi-
niert Petitionen in § 1 Abs. 1 als Bitten oder Beschwerden, die in eigener
Sache, fur andere oder im allgemeinen Interesse vorgetragen werden.
Gemal § 1 Abs. 2 ThirPetG sind Bitten Forderungen und Vorschlage fiir
ein Handeln oder Unterlassen von staatlichen Organen, Behdrden oder
sonstigen Einrichtungen, die offentliche Aufgaben wahrnehmen. Hierzu
gehoren auch Vorschlage zur Gesetzgebung. Beschwerden sind gemaf
§ 1 Abs. 3 ThurPetG Beanstandungen, die sich gegen ein Handeln oder
Unterlassen von staatlichen Organen, Behdrden oder sonstigen
Einrichtungen wenden, die 6ffentliche Aufgaben wahrnehmen.
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Demgegeniiber befasst sich die BUB gemaR § 1 Abs. 1 Satz 2 ThirBiBG
mit Birgeranliegen, die das Gesetz als Wiinsche, Anliegen und Vorschlage
beschreibt, sowie mit Auskunftsbegehren und Informationsersuchen. Wah-
rend die beiden letztgenannten Vorbringen gut von Petitionen (= Bitten und
Beschwerden) abzugrenzen sind, ist dies bei Wunschen, Anliegen und
Vorschlagen mitunter schwieriger.

Zur sprachlichen Vereinfachung im taglichen praktischen Gebrauch werden
sowohl ,Petitionen® als auch ,Birgeranliegen* mit dem Oberbegriff ,Ein-
gaben® zusammengefasst. Petitionen und Burgeranliegen als Eingaben
stehen also neben den Rechtsbehelfen im Verwaltungsverfahren (wie z. B.
Einspruch und Widerspruch) und den Rechtsmitteln im gerichtlichen Ver-
fahren (wie z. B. Berufung oder Revision).

4 Schlussbemerkungen

Der vorliegende Bericht macht deutlich, dass auch im Berichtszeitraum
2010 wiederum zahlreiche Birger von ihrem Recht Gebrauch gemacht
haben, sich mit inren Wiinschen, Anliegen und Vorschlégen an die BUB zu
wenden.

Das erste Thiaringer Blrgerbeauftragtengesetz trat am 6. Juni 2000 in
Kraft. Mit Beschluss vom 15. Mai 2007 novellierte der Thiringer Landtag
das ThirBUBG. Hierbei wurde die Beschreibung der Aufgabe des BUB,
.die Rechte der Blirger gegentiber den Trager der 6ffentlichen Verwaltung
im Lande zu wahren und die Burger im Umgang mit der Verwaltung zu
beraten und zu unterstitzen®, in das Gesetz aufgenommen und u. a. die
Maoglichkeit der Erteilung von Prifauftragen durch den Petitionsausschuss
des Thiringer Landtags eroffnet.

Das ThurBuBG steht fir Blirgernahe und ein auf Kooperation ausgerich-
tetes Service- und Dienstleistungsangebot des Staates. Diese Vermitt-
lungsaufgabe des BUB und die damit einhergehenden Chancen und Vor-
teile gewinnen aus hiesiger Sicht zunehmend an Bedeutung, gerade auch
im Hinblick auf das rasche Entwicklungstempo sowie die vielen Veran-
derungen in allen gesellschaftlichen Bereichen.
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Anhang

Abkiirzungsverzeichnis

Abs.
AfA
ALF
AO
ARGE

Art.

Az.
BauGB
BFH

BG
BGB
BGBI.
BGH
BKGG
BPtK
BSG
BUB
BVerfG
BVerfGE
BVerwG
BVerwGE
BZSt
bzw.
DDR
DGB

d. h.

Dr.

DRV
DSL

EOI
EntschG
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- Absatz

- Agentur fur Arbeit

- Amt fur Landentwicklung und Flurneuordnung

- Abgabenordnung

- Arbeitsgemeinschaft Grundsicherung fir Arbeit-
suchende

- Artikel

- Aktenzeichen

- Baugesetzbuch

- Bundesfinanzhof

- Berufsgenossenschaft

- Burgerliches Gesetzbuch

- Bundesgesetzblatt

- Bundesgerichtshof

- Bundeskindergeldgesetz

- Bundespsychotherapeutenkammer

- Bundessozialgericht

- Blrgerbeauftragte(r)

- Bundesverfassungsgericht

- Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts

- Bundesverwaltungsgericht

- Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts

- Bundeszentralamt fur Steuern

- beziehungsweise

- Deutsche Demokratische Republik

- Deutscher Gewerkschaftsbund

- das heilf3t

- Doktor

- Deutsche Rentenversicherung

- Digital Subscriber Line (engl. fur Digitaler
Teilnehmeranschluss)

- Europaisches Ombudsmanninstitut

- Entschadigungsgesetz



EStG - Einkommensteuergesetz

e.V. - eingetragener Verein

EU - Europaische Union

EU-Rente - Erwerbsunfahigkeitsrente

FamFG - Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in
den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit

ff. - fortfolgende

FlurbG - Flurbereinigungsgesetz

GdB - Grad der Behinderung

GG - Grundgesetz

gaf. - gegebenenfalls

GKV - gesetzliche Krankenversicherung

GrStG - Grundsteuergesetz

GVBI. - Gesetz- und Verordnungsblatt

HofV - Verordnung Uber die grundbuchmafige Behandlung

von Anteilen an
ungetrennten Hofrdumen - Hofraumverordnung

IFG - Informationsfreiheitsgesetz

InsO - Insolvenzordnung

i.d. F. - in der Fassung

i. V.m. - in Verbindung mit

KSA - Kommunaler Schadenausgleich

KUO - Verordnung uber die Kehrung und Uberpriifung von
Anlagen

KV - Kassenarztlichen Vereinigung

LAK - Landwirtschaftliche Alterskasse

LAK - Landesérztekammer

LBG - Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft

LKK - Landwirtschaftliche Krankenkasse

Lkw - Lastkraftwagen

LPG - Landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaft

LRA - Landratsamt

LT-Drs. - Landtags-Drucksache

0. A - oder Ahnliches

0.g. - oben genannt

OPNV - Offentlicher Personennahverkehr

OPK - Ostdeutsche Psychotherapeutenkammer
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PKV

Pkw
PsychThG
S.
SachsHKaG
SGB

SoVD

TFM
ThLARoV

ThurBauO
ThirBestG
TharBuBG
TharlFG
TharKAG
ThirKGG

ThirkKO
ThurOPNVG

ThirPetG
ThirSchFG

ThirSchStG
ThirSchulG
ThirSchulO
ThirVwV{iG
TharVerf

ThirVermGeoG

ThirWG
TIM

TJM

TKG

TLS

TLUG
TLVermGeo
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- private Krankenversicherung

- Personenkraftwagen

- Psychotherapeutengesetz

- Seite

- Sachsisches Heilberufekammergesetz

- Sozialgesetzbuch

- Sozialverband Deutschland

- Thuringer Finanzministerium

- Tharinger Landesamt zur Regelung offener
Vermdgensfragen

- Thdringer Bauordnung

- Thiringer Bestattungsgesetz

- Thirringer Gesetz tiber den BUBN

- Thiringer Informationsfreiheitsgesetz

- Thuringer Kommunalabgabengesetz

- Tharinger Gesetzes Uber die kommunale
Gemeinschaftsarbeit

- Thdringer Kommunalordnung

- Thiringer Gesetz Uber den 6ffentlichen
Personennahverkehr

- Thiringer Gesetz Uber das Petitionswesen

- Tharinger Gesetz Uber die Finanzierung der
Staatlichen Schulen

- Thiringer Schiedsstellengesetz

- Thiringer Schulgesetz

- Thiringer Schulordnung

- Tharinger Verwaltungsverfahrensgesetz

- Verfassung des Freistaats Thiringen

- Thiringer Vermessungs- und Geoinformationsgesetz

- Thiringer Wassergesetz

- Thiringer Innenministerium

- Thuringer Justizministerium

- Telekommunikationsgesetz

- Tharinger Landesamt fur Statistik

- Tharinger Landesanstalt fir Umwelt und Geologie

- Thdringer Landesamt fur Vermessung und
Geoinformation



TLVWA
TMBWK

TMBLV
TMLFUN
TMSFG
TMWAT

u. a.
usw.
UBAB
VG
VermG

vgl.
VS.
WAZV
WHG
WSG

z. B.

- Thiringer Landesverwaltungsamt

- Thiringer Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und

Kultur

- Tharinger Ministerium fir Bau, Landesetwicklung und

Verkehr

- Thiringer Ministerium fur Landwirtschaft, Forsten,
Umwelt und Naturschutz

- Tharinger Ministerium fir Soziales, Familie und
Gesundheit

- Tharinger Ministerium fur Wirtschaft, Arbeit und
Technologie

- unter anderem

- und so weiter

- untere Bauaufsichtsbehorde

- Verwaltungsgemeinschaft

- Gesetz zur Regelung offener Vermdgensfragen —
Vermogensgesetz

- vergleiche

- versus flr: gegen, gegeniiber gestellt

- Wasser- und Abwasserzweckverband

- Wasserhaushaltsgesetz

- Gesetz zur Starkung des Wettbewerbs in der
gesetzlichen Krankenversicherung

- zum Beispiel
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Gesetze und Rechtsvorschriften mit Fundstellen

Abgabenordnung (AO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Ok-
tober 2002 (BGBI. | S. 3866; 2003 | S. 61), zuletzt geadndert durch Art. 89
des Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586 mit Wirkung vom
01.09.2009)

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Art. 4 des
Gesetzes vom 24. Dezember 2008 (BGBI. | S. 3018)

Birgerliches Gesetzbuch (BGB), in der Fassung der Bekanntmachung
vom 2. Januar 2002 (BGBI. | S. 42, 2909; 2003 | S. 738), zuletzt geandert
durch Art. 5 des Gesetzes vom 10. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2399)

Entschadigungsgesetz (EntschG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 13. Juli 2004 (BGBI. | S. 1658), zuletzt gedndert durch Art. 3 Abs. 14
des Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBI. | S. 1466)

Einkommensteuergesetz (EStG), in der Fassung der Bekanntmachung
vom 19. Oktober 2002 (BGBI. | S. 4210; 2003 | S. 179), zuletzt geandert
durch Art. 90 des Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2586 mit
Wirkung vom 01.09.2009)

Grundgesetz (GG) in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnum-
mer 100-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geandert durch
das Gesetz vom 21. Juli 2010 (BGBI. | S. 944)

Gesetz zur Starkung des Wettbewerbs in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung — GKV-Wettbewerbsstarkungsgesetz (GKV-WSG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 26. Marz 2007 (BGBI. | S. 378, 2007)

Grundsteuergesetz (GrStG) vom 7. August 1973 (BGBI. | S. 965), zuletzt

geandert durch Art. 38 des Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBI. |
S. 2794)
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Gesetz Uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) vom 17. Dezember 2008 (BGBI. |
S. 2586, 2587), =zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
22. Dezember 2010 (BGBI. | S. 2255) geandert

Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 16. Marz 1976 (BGBI. | S. 546), zuletzt geandert durch Art. 17 des
Gesetzes vom 19. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2794)

Informationsfreiheitsgesetz (IFG) in der Fassung der Bekanntmachung vom
5. September 2005 (BGBI. | S. 2722)

Insolvenzordnung (InsO) vom 5. Oktober 1994 (BGBI. | S. 2866), zuletzt
geandert durch Art. 3 des Gesetzes vom 9. Dezember 2010 (BGBI. |
S. 1885)

Kehr- und Uberpriifungsordnung (KUO) vom 16. Juni 2009 (BGBI. | Nr. 31)

Psychotherapeutengesetz (PsychThG) vom 16. Juni 1998 (BGBI. |
S. 1311), zuletzt geandert durch Art. 6 des Gesetzes vom 2. Dezember
2007 (BGBI. | S. 2686)

Sozialgesetzbuch (SGB)

- Erstes Buch - Allgemeiner Teil — (SGB 1) Artikel 1 des Gesetzes
vom 11. Dezember 1975 (BGBI | S. 3015), zuletzt geandert durch
Art. 110 Abs. 5 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI. |
S. 1864)

- Zweites Buch - Grundsicherung fir Arbeitsuchende — (SGB Il) Art.
1 des Gesetzes vom 24. Dezember 2003 (BGBI. | S. 2954, 2955),
zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom
22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2959)

- Viertes Buch - Gemeinsame Vorschriften fir die Sozialver-
sicherung — (SGB V) Art. 1 des Gesetzes vom 23. Dezember
1976, BGBI. | S. 3845) in der Fassung der Bekanntmachung vom
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12. November 2009 (BGBI. | S. 3710, 3973), zuletzt geandert
durch Art. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2010 (BGBI. |
S. 2309)

- Funftes Buch - Gesetzliche Krankenversicherung — (SGB V) vom
20. Dezember 1988 (BGBI. | S. 2477, 2482), zuletzt geandert
durch Art. 6 Nr. 1 des Gesetzes vom 21. Dezember 2008 (BGBI. |
S. 2940)

- Sechstes Buch - Gesetzliche Rentenversicherung — (SGB VI) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. |
S. 754, 1404, 3384), zuletzt gedndert durch Art. 3 des Gesetzes
vom 22. Dezember 2008 (BGBI. | S. 2959)

- Siebtes Buch - Gesetzliche Unfallversicherung — (SGB VII) Art. 1
des Gesetzes vom 7. August 1996, BGBI. | S. 1254), zuletzt gean-
dert durch Art. 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2010 (BGBI. |
S. 2309)

- Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
— (SGB IX) vom 19. Juni 2001 (BGBI. | S. 1046, 1047), zuletzt ge-
andert durch Art. 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBI. |
S. 2959)

- Elftes Buch - Soziale Pflegeversicherung — (SGB XI) Art. 1 des
Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBI. | S. 1014), zuletzt geandert
durch Art. 3 des Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBI. | S. 2495)

- Zwolftes Buch - Sozialhilfe - (SGB XIllI) Art. 1 des Gesetzes vom
27. Dezember 2003 (BGBI. | S. 3022, 3023), zuletzt geandert
durch Art. 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBI. |
S. 2955)

Thiringer Bestattungsgesetz (ThiurBestG) in der Fassung der Bekannt-

machung vom 19. Mai 2004 (GVBI. 2004, S. 505), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 08.07.2009 (GVBI. S. 592)
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Tharinger Bauordnung (ThiirBauO) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 16. Marz 2004 (GVBI. 204, S. 349), zuletzt mehrfach geandert durch
Gesetz vom 08. Juli 2009 (GVBI. S. 592)

Thirringer Gesetz iiber den BUB - Thiiringer Biirgerbeauftragtengesetz —
(ThiarBiBG) vom 15.05.2007 (GVBI. 2007, S. 54)

Thiringer Informationsfreiheitsgesetz (ThirlFG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 29. Dezember 2007 (GVBI. 2007, S. 256)

Tharinger Kommunalabgabengesetz (ThirKAG) in der Fassung d. Be-
kanntmachung v. 19.09.2000, GVBI. 301, zuletzt geandert durch An-
derungsgesetz (Art. 1) vom 17.12.2004, (GVBI. 2004, S. 889)

Thiringer Gesetz Uiber die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThiirKGG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBI. 2001,
S. 290)

Tharinger Gemeinde- und Landkreisordnung — Thuaringer Kommunalord-
nung (ThirKO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Januar 2003
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Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in der Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBI. |
S. 2585), =zuletzt geandert durch Art. 12 des Gesetzes vom
11. August 2010 (BGBI. | S. 1163)

108



	Inhaltsverzeichnis
	Vorwort
	1 Grundsätzliches
	1.1 Die Dienststelle der BÜB
	1.2 Zusammenarbeit mit dem Petitionsausschuss des Thüringer Landtags
	1.3 Das Europäische Verbindungsnetz der Bürgerbeauftragten
	1.4 Das Treffen der Bürgerbeauftragten

	2 Aus der Arbeit im Jahr 2010
	2.1 Aktuelle Diskussionen zur Rechtsetzung
	2.1.1 Kommunalabgaben – ein Dauerbrenner!Aber: Änderung des Kommunalabgabenrechts beabsichtigt

	2.2 Öffentlichkeitsarbeit, Bürgersprechstunden und Ortstermine
	2.2.1 Öffentlichkeitsarbeit
	2.2.2 Bürgersprechstunden und Ortstermine

	2.3 Übersicht zu den im Jahr 2010 behandelten Vorgängen
	2.3.1 Eingänge nach Sachgebieten
	2.3.2 Abschlüsse nach Sachgebieten


	3 Einzelfälle
	3.1 Kommunale Angelegenheiten
	3.1.1 Auskunftsbegehren abgelehnt – ein Fall für dasInformationsfreiheitsgesetz
	3.1.2 Bestattungswunsch Fried- oder Ruhewald
	3.1.3 Ruhefristen für Urnengräber
	3.1.4 Wer den Schaden hat... – braucht den KSA nicht zu fragen!
	3.1.5 Öffentlichkeit durch Abzäunung eines gemeindeeigenenFeldweges ausgesperrt
	3.1.6 Kann ich auf den Erhalt meiner Kläranlage bestehen?
	3.1.7 Freie Wahl beim Wasserver- bzw. Abwasserentsorger?
	3.1.8 Grundgebührenpflicht für im Ausland lebenden Sohn?

	3.2 Soziales, Familie und Gesundheit
	3.2.1 Gespräch vermittelt – Problem gelöst
	3.2.2 Bekommt die Berufsgenossenschaft etwa doppelt Beiträge?
	3.2.3 Entsorgung und Rücknahme alter bzw. nicht mehr benötigterArzneimittel
	3.2.4 Kürzung des Zugangsfaktors bei Erwerbsminderungsrentenverfassungsgemäß? - Bürger verlieren den Durchblick beider höchstrichterlichen Rechtsprechung
	3.2.5 Anfragen zur Zuerkennung des GdB bzw. einesMerkzeichens
	3.2.6 Berufspflichten eines Apothekers
	3.2.7 Immer wieder Thema: Zwangsmitgliedschaft in derberufsständischen Kammer?
	3.2.8 Unterschiedlicher Jahresverdienst als Berechnungsgrund-lage bei der Unfallrente einerseits und der Berufs-unfähigkeitsrente andererseits – kann das sein?
	3.2.9 Gesetzlich krankenversicherte Beamte – Zuschuss vomDienstherrn zu den Beiträgen?
	3.2.10 Bindungsfrist beim Wahltarif in der Krankenversicherungungerecht?
	3.2.11 Sozialrechtlicher Herstellungsanspruch wegenunterbliebenen Hinweises auf die Möglichkeit freiwilligerWeiterversicherung?
	3.2.12 Abzweigung von Kindergeld für erwachsene Kinder mit einerBehinderung
	3.2.13 Berücksichtigung von Berufserfahrung bei der Gewährungvon Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
	3.2.14 Hausverbot bei der Ärztin
	3.2.15 Wie kann ein Antrag auf Grundsicherung im Alter gestelltwerden, wenn der Antragsteller nicht mehr mobil ist?

	3.3 Bau, Landesentwicklung und Verkehr
	3.3.1 Soll ich enteignet werden? – Missverständnisse imZusammenhang mit der Vermessung ungetrennter Hofräume
	3.3.2 Gefährdung durch Einsturzgefahr eines Gebäudes
	3.3.3 Was lange währt... – Baugenehmigung nach Ortsterminerteilt!
	3.3.4 Wenn Mängel im öffentlichen Verkehrsraum zur Behinderungund Gefahr für Behinderte werden
	3.3.5 Gefahrenpotential für Fußgänger im Straßenverkehrminimiert
	3.3.6 Klärung der Grundstücksgrenze
	3.3.7 Bürger steckte im Schnee fest

	3.4 Wirtschaft, Arbeit und Technologie
	3.4.1 Warum müssen Brummi-Fahrer in Deutschland länger ar-beiten als ihre europäischen Kollegen?
	3.4.2 Wohngeld
	3.4.3 Schornsteinfegerrechnungen kritisch hinterfragt
	3.4.4 Festsetzung und Auszahlung von Kindergeld
	3.4.5 Bürgeranliegen im Zusammenhang mit dem Leistungsbezug nach dem SGB II
	3.4.6 Darf der Erlös aus dem Verkauf beweglichen Eigentums aufdie laufenden Leistungen nach dem SGB II angerechnetwerden?
	3.4.7 Kein Anschluss unter dieser Adresse...! – Das Bemühen ei-nes Bürgers um einen Telefonanschluss
	3.4.8 Negative Religionsfreiheit im Ein-Euro-Job

	3.5 Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz
	3.5.1 Planfeststellungsverfahren - Sicherung schutzwürdigerInteressen wann und wo?
	3.5.2 Verbesserung des Hochwasserschutzes
	3.5.3 Jahreslanges Zuständigkeits-Wirrwarr geklärt –Überschwemmungsproblem beseitigt
	3.5.4 Berechnungsgrundlage im Flurbereinigungsverfahren

	3.6 Polizei- und Ordnungsrecht
	3.6.1 Parkplatzprobleme vor der Schule
	3.6.2 Anwohner fühlen sich vom „Haltverbotszeichen“beeinträchtigt

	3.7 Rechtspflege
	3.7.1 Schlichten ist besser als Richten

	3.8 Finanzwesen/offene Vermögensfragen
	3.8.1 Offene Vermögensfragen und ihre Klärung
	3.8.2 Problembewusste Beihilfestelle
	3.8.3 Haftet ein Grundstückskäufer für aufgelaufeneGrundsteuerschulden des Voreigentümers?

	3.9 Bildung, Wissenschaft und Kultur
	3.9.1 Besondere Fördermaßnahmen in Schulen
	3.9.2 Die Schülerbeförderung – immer wieder Grund fürBürgeranliegen
	3.9.3 Wird die Grundschule geschlossen?

	3.10 Sonstiges
	3.10.1 Wer ist zuständig?


	4 Schlussbemerkungen
	Anhang
	Gesetze und Rechtsvorschriften mit Fundstellen


<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Error
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /CMYK
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments true
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000410064006f006200650020005000440046002065876863900275284e8e9ad88d2891cf76845370524d53705237300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef69069752865bc9ad854c18cea76845370524d5370523786557406300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <FEFF9ad854c18cea306a30d730ea30d730ec30b951fa529b7528002000410064006f0062006500200050004400460020658766f8306e4f5c6210306b4f7f75283057307e305930023053306e8a2d5b9a30674f5c62103055308c305f0020005000440046002030d530a130a430eb306f3001004100630072006f0062006100740020304a30883073002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee5964d3067958b304f30533068304c3067304d307e305930023053306e8a2d5b9a306b306f30d530a930f330c8306e57cb30818fbc307f304c5fc59808306730593002>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020ace0d488c9c80020c2dcd5d80020c778c1c4c5d00020ac00c7a50020c801d569d55c002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken die zijn geoptimaliseerd voor prepress-afdrukken van hoge kwaliteit. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents best suited for high-quality prepress printing.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
    /DEU <>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /ConvertToCMYK
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /DocumentCMYK
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles false
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /UseDocumentProfile
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


